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Ein neues Jahr hat begonnen – das
Jahr 1 nach dem „Gesundheitsstruk-
turmodernisierungsgesetz“, oder, wie
es ja jetzt heißt, „Gesetz zur Moder-
nisierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV-Modernisierungs-
gesetz – GMG)“. Der Berliner Berg
hat gekreißt – und (wieder einmal!)
nur ein Mäuslein geboren. Ein Mäus-
lein, zumindest was die nachhaltige
finanzielle Sicherung unseres Gesund-
heitssystems anbelangt. „Nachhaltig-
keit“ wäre übrigens einer meiner Vor-
schläge für das „Unwort des Jahres
2003“, gleichauf mit „Bürgerversi-
cherung“.

Dennoch enthält dieses Gesetz eine
Fülle von Einzelmaßnahmen, welche
die Versorgungslandschaft mittel-
und langfristig entscheidend verän-
dern werden – ob zum Besseren, muß
sich erst noch herausstellen! Eher ist
das Gegenteil zu erwarten. Greifen
wir einmal nur einige Punkte heraus:
Da wäre zunächst die „Praxisgebühr“
von 10 Euro, die richtigerweise Kran-
kenkassenzusatzbeitrag heißen müß-
te. Mit dieser und anderen Mitteln
will man angeblich die Krankenkas-
senbeiträge senken. Statt dessen wird
ein lohnunabhängiger Zusatzbeitrag
zum Krankenkassenbeitrag erhoben,
durch welche die Kranken zugunsten
der gesunden Versicherten belastet
werden. Nur die Kosten für den er-
heblichen Verwaltungsaufwand hat
man von den Kassen auf die Ärzte
verlagert. Schikane? Nein, Augenwi-
scherei, um die Versicherten zu La-
sten der Kranken zu entlasten! Übri-
gens kommen zu diesem Zusatzbei-
trag für den Kranken ja noch die
mannigfaltigen Zuzahlungen hinzu,
z.B. für stationäre Behandlung, für
Arzneimittel und für Heil- und Hilfs-
mittel.

Dann die „Versorgungszentren“
nach § 95 SGB V. Warum nennt man
sie nicht Polikliniken, denn solche
werden sie großenteils werden, zu-

Arzt sein in Deutschland....
mindest wenn sie an Krankenhäuser
angegliedert oder von findigen Inve-
storen mit Hilfe von Strohmännern
aufgezogen werden. Sie können je-
doch auf längere Sicht den Untergang
des niedergelassenen Facharztes be-
deuten, wenn nicht die Kolleginnen
und Kollegen erkennen, daß es nun
allerhöchste Zeit ist, Gruppenpraxen
zu bilden und sich ebenfalls „Versor-
gungszentrum“ zu nennen!

Auch mag es jetzt für den einen
oder anderen Facharzt interessant
sein, seinen Praxissitz an oder in ein
Krankenhaus zu verlagern oder, wenn
er schon älter ist, sich seine Zulas-
sung abkaufen zu lassen. Aber was
dann? Soll dann der jüngste Assistent
die Versorgung der ambulanten Pa-
tienten übernehmen? Ich habe die
„Steinzeit“ einer solchen (integrier-
ten, sektorenübergreifenden) Versor-
gung miterlebt: Vor Jahrzehnten war
ich längere Zeit an einem Belegkran-
kenhaus tätig, in dem auch mehrere
Ärzte ihre Kassenpraxen hatten. Wie
oft kam es vor, daß ich, damals noch
Medizinalassistent, die ambulante
Kassenpraxis versorgte, während der
Boß operierte. Man nennt das heute
wohl „learning by doing“. Ist es das,
was wir unter einer hochwertigen ge-
sundheitlichen Versorgung verstehen
sollen?

Oder die Verträge zur „integrierten
Versorgung“ nach § 140 a ff SGB V;
es ist dies ein Schlagwort, welches lei-
der auch von Seiten der Ärzteschaft
seit Jahren gebraucht wurde, ohne es
mit einem sinnvollen Inhalt zu füllen.
Hier sind die Kassenärztlichen Verei-
nigungen von der Mitwirkung ausge-
schlossen, die vertragsschließenden
Ärzte oder Einrichtungen der Macht
der Krankenkassenmonopole ausge-
liefert. Zu Anfang mögen die angebo-
tenen Verträge ja interessant gestaltet
werden, aber später....?

Auch die „hausarztzentrierte Ver-
sorgung“ nach § 73b SGB V hat ihre

Tücken. Man gibt sich nicht mehr da-
mit zufrieden, die Ärzteschaft in Haus-
ärzte und Fachärzte zu spalten, um sie
so zu schwächen. Nein, man treibt nun
auch noch einen Keil in die Gruppe der
Hausärzte und schafft einen Hausarzt
„zu Pferd“ und einen „zu Fuß“. Nur
„besonders qualifizierte“ Hausärzte
sollen die Weihen für die Teilnahme an
der hausarztzentrierten Versorgung er-
halten. Dabei ist aber weniger an sol-
che gedacht, die eine strukturierte fünf-
jährige Weiterbildung hinter sich ha-
ben oder die sich regelmäßig über das
vorgeschriebene Maß hinaus fortbil-
den, sondern an solche, die eine EDV-
Ausstattung haben und bereit sind,
durch umfangreiche Dokumentations-
arbeit den Datenfriedhof der Kassen
weiter aufzurüsten. Sie müssen sich
„zum interprofessionellen Austausch“
verpflichten, ein praxisinternes zertifi-
ziertes Qualitätsmanagement einfüh-
ren, sich zu einer „rationalen Pharma-
kotherapie“ bekennen, Kenntnisse in
bestimmten Bereichen nachweisen,
und so weiter...Cui bono, kann man da
nur fragen. Auch wird an ihnen wohl
zunächst das Instrument der Einzelver-
träge ausprobiert werden, welche für
die integrierte Versorgung benötigt
werden.

Diese Auflistung ließe sich noch lan-
ge fortsetzen, was aber dem Rahmen
eines Editorials sprengen würde. Es ist
sicher klar geworden, daß in unserem
Lande Arzt zu sein und diesen Beruf
ernsthaft und gewissenhaft auszuüben,
schwerer denn je ist. Wie sollen wir un-
serem potentiellen Nachwuchs klarma-
chen, daß es dennoch sinnvoll ist, die-
sen Beruf zu ergreifen?

Ihr

Dr. med. Alfred Möhrle
Präsident
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Ein „Solidarpaket“ mit mehr als
1.000 Unterschriften von hessischen
Kolleginnen und Kollegen für den Er-
halt der Erweiterten Honorarvertei-
lung (EHV) hatten die Allgemeinärzte
Dr. Hubert Kämpf und Henning
Ostermann aus Weiterstadt unter
dem Arm, als sie am 29. November
zur letzten Abgeordnetenversamm-
lung der KV Hessen kamen. In einer
spektakulären Aktion überreichten
Sie dem 1. KV-Vorsitzenden, Dr. med.
Horst Rebscher-Seitz, das Paket. „Die
EHV soll erhalten werden und es sol-
len praktikable Alternativvorschläge
zum Erhalt der EHV ausgearbeitet
und vorgelegt worden“, forderten
Kämpf und Ostermann. 

Dr. Rebscher-Seitz machte in sei-
nem Bericht zur Lage wenige Minu-
ten später klar, daß die EHV-AG und
die Verwaltung der KV im Vorfeld der
Abgeordetenversammlung in die glei-
che Richtung gedacht hatten. Auf
Grund der noch nicht abgeschlosse-

Noch ist die KV die schützende Burg
Abgeordnetenversammlung der KV Hessen lehnt in einer einstimmig ver-
abschiedeten Resolution den Einzug der Kassengebühr ohne Wenn und
Aber ab

nen Beratung von Lösungsvorschlä-
gen war eine 1. Lesung in der Abge-
ordnetenversammlung am 29. No-
vember noch nicht vorgesehen. Mit

der Aussage, „daß wir vom
Standpunkt ‚alles oder
nichts’ wegkommen und ei-
nen Konsens erarbeiten müs-
sen“ sprach Dr. Rebscher-
Seitz den Kollegen Kämpf
und Ostermann aus dem
Herzen.

Erste Sitzung nach den letzten 
KV-Wahlen
Nach der Wahlentscheidung
der Abgeordnetenversamm-
lung am 29. September war
es Dr. Rebscher-Seitz und Dr.
Margita Bert leicht gefallen,
in einer von gegenseitigem
Vertrauen, Respekt und
Gleichberechtigung gepräg-
ten Atmosphäre sofort mit

der Sacharbeit zu beginnen. Die Vor-
sitzenden mußten sich mit einer gan-
zen Reihe von Problemen beschäfti-
gen, mit denen sich die KV Hessen
heute und in Zukunft auseinanderset-
zen muß. An erster Stelle steht hier
das GKV-Modernisierungsgesetz
(GMG) und seine Auswirkungen.

Arroganz der Macht des BMGS
„Der Dilettantismus, die schwerwie-
genden handwerklichen Mängel, der
Zeitdruck und die Aggression, mit
der dieses Gesetzesvorhaben einge-
bracht und umgesetzt wurde, sollte
niemanden dazu verleiten zu glauben,
daß es sich hierbei um zufälligen poli-
tischen Aktionismus handelt.“ Ziel
der Gesundheitsreform sei es, die KV
so lange anzugreifen und innerhalb
der KV Unfrieden zu säen, bis die
Selbstverwaltung sturmreif geschos-
sen ist. „Noch sind wir, die KV, die
schützende Burg. Wie lange und mit

Dr. Rebscher-Seitz dankt Dr. Hans-Peter Scheerer (li.) und Michael Niemann für ihr jahre-
langes Engagement. Alle Fotos: Denise Jacoby

Neues stellvertretendes Vorstandsmitglied: 
Dr. Johann-Wilhelm Plaß.
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Ausprägung erreicht, die aus unserer
Sicht so nicht mehr zu akzeptieren ist.“

Es kann nicht oft genug darauf hinge-
wiesen werden: Bei dieser Gebühr han-
delt es sich um eine versteckte Erhöhung
des Krankenkassenbeitrages, so Dr. Reb-
scher-Seitz. Die Zuzahlung von 10,- Eu-
ro dient ausschließlich dazu, die schlech-
te Finanzlage der gesetzlichen Kranken-
kassen zu verbessern. Die Krankenkas-
sen ziehen diesen Betrag den Ärzten und
Psychotherapeuten vom Honorar ab,
ohne zu berücksichtigen, ob die Kassen-
gebühr überhaupt bezahlt worden ist.

Geht man davon aus, daß ein
Hausarzt pro Quartal für die Be-
handlung eines Patienten durch-
schnittlich insgesamt 50,- Euro
von der Krankenkasse bekommt,
so macht diese Zuzahlung ca. 20
Prozent seiner Einnahmen aus.
„Kaum ein Arzt oder Psychothe-
rapeut wird es sich leisten können,
auf 20 Prozent seines Einkom-
mens zu verzichten.“

Resolution einstimmig verabschie-
det
Einstimmig brachte die Abgeord-
netenversammlung der KV Hes-
sen in einer Resolution zum Aus-
druck, daß sie den vom Gesetzge-
ber verfügten Einzug einer Kran-
kenkassengebühr durch die
niedergelassenen Ärzte und
Psychotherapeuten ohne Wenn
und Aber ablehnt. Weiter heißt es
in der Resolution:

„Die Gebühr, die ausschließlich
dazu dient, die schlechte Finanzlage der
gesetzlichen Krankenkassen aufzubes-
sern, sollte von den Nutznießern, d.h.
den Krankenkassen, selbst erhoben wer-
den. Damit wird auch das Inkassorisiko
dorthin verlagert, wo es hingehört: zu
den Krankenkassen. Wieder einmal ver-
sucht der Gesetzgeber, die KV und ihre
Mitglieder, die niedergelassenen Ärzte
und Psychotherapeuten, als Handlanger
politischer Vorgaben zu mißbrauchen.
Ein gesetzlich verfügtes Abkassieren in
der Arztpraxis belastet nachhaltig die
Arzt-Patienten-Beziehung und begegnet
erheblichen verfassungsrechtlichen Be-

welcher Zukunft, das entscheiden Sie
mit!“, so der Appell an die Mitglieder
der Abgeordnetenversammlung.

Die Inhalte des Gesetzentwurfes
sind beklemmend. Zentralismus,
Staatsmedizin, Verwaltungsbürokra-
tie, Prüforgien, Drangsalierung und
schlechtere wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen für Ärzte und Psycho-
therapeuten sind Stichworte, die Dr.
Rebscher-Seitz primär zum GMG ein-
fallen. „Dies alles verbunden mit der
Absicht, die ärztliche und psychothe-
rapeutische Freiberuflichkeit zu zer-

stören. Die KV wird nur noch zu Ord-
nungsfunktionen, zur Umsetzung der
Vorgaben des Gesetzgebers und zur
Mangelverwaltung benötigt und zum
Überbringer schlechter Botschaften an
ihre Mitglieder degradiert.“ 

Als ein Paradebeispiel für die Un-
fairneß im Umgang mit der Institution
KV führte Dr. Rebscher-Seitz die neue
Kassenbeitragserhöhungsgebühr (sog.
„Praxisgebühr“) an. „Im Zuge der
Einführung dieses zusätzlichen Kran-
kenkassenbetrages für Kranke hat die
Arroganz, mit welcher der Staat seine
Macht ausübt, eine neue qualitative

4 Hessisches Ärzteblatt 1/2004
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Auch Diplom-Psychologe Michael Ruh wurde zum
stellvertretenden Vorstandsmitglied gewählt.

denken. Die Abgeordnetenversammlung
fordert den Gesetzgeber auf, seinen Ver-
pflichtungen nachzukommen, die sich
aus dem Grundgesetz ergeben und
gegenüber dem Bundesschiedsamt den
Standpunkt zu vertreten, daß zumindest
das Inkassorisiko für die Kassengebühr
auf die gesetzlichen Krankenkassen ver-
lagert wird.“

Anfang Dezember hat die KV Hessen
allen niedergelassenen Ärzten und
Psychotherapeuten ein Wartezimmerpla-
kat zur Kassengebühr zukommen lassen.
Es klärt die Patientinnen und Patienten
darüber auf, warum ab 1. Januar 2004
die Zuzahlung von 10,- Euro erhoben
wird und welche Personengruppen von
dieser Regelung ausgenommen sind.

Integrierte Versorgung
Ebensowenig ist Dr. Rebscher-Seitz be-
reit, eine andere Attacke gegen die KV
hinzunehmen: Die Integrierte Versor-
gung betrachtet er als einen weiteren Ver-
such, die KV zu liquidieren. In diesem
wichtigen Bereich ist die KV nach dem
Willen des Gesetzgebers künftig als Ver-
tragspartner nicht mehr erwünscht. Ein
Prozent der Gesamtvergütung aus KV
und Krankenhaus, ein potenzielles Volu-
men von insgesamt 680 Millionen Euro,
steht hierfür pro Jahr in Deutschland auf
dem freien Markt zur Verfügung.

Mit Nachdruck wies der KV-Vorsit-
zende darauf hin, daß dieses Geld, mit
dem Ärzte und Psychotherapeuten ange-
lockt werden sollen, kein zusätzliches
Geld ist. Die Mittel, die für die In-
tegrierte Versorgung zur Verfügung ste-
hen, gehen zu Lasten der Gesamtvergü-
tung und stehen für die Honorierung der
niedergelassenen Ärzte und Psychothe-
rapeuten nicht mehr zur Verfügung.
„Mit der Einführung der Integrierten
Versorgung werden möglicherweise gro-
ße Löcher in unsere Burgmauer gerissen,
da sie als Vertragspartner der Kranken-
kassen erheblich geschwächt wird. 

In den letzten Tagen und Wochen ist
auf Bundesebene kontrovers über die
Rolle der Kassenärztlichen Vereinigun-
gen im Rahmen der neuen Vertrags-
strukturen diskutiert worden. Unab-
hängig vom weiteren Verlauf dieser Ent-
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den Krankenkassen vereinbaren muß.

Stärkung der Prävention
Einen der wenigen Ansätze im GMG, die
Dr. Rebscher-Seitz uneingeschränkt be-
fürwortet, ist die Absicht des BMGS, den
Präventionsgedanken zu stärken. Der
KV-Vorsitzende hatte in den vergangenen
Monaten zwei beachtenswerte Präven-
tionsprojekte mit auf den Weg gebracht:
Die Arzt-Lehrer-Kooperation und ein
Konzept zur besseren medizinischen Ver-
sorgung von Migran-
ten. Die Projekte wer-
den durch das hessi-
sche Sozialministe-
rium und das hessi-
sche Kultusministe-
rium gefördert und
gestützt und auch mit
tatkräftiger Unter-
stützung der Landes-
ärztekammer Hessen
und weiterer Institu-
tionen weiterentwik-
kelt.

KV-Strukturen
Eine weitere wichtige
Frage, mit der sich die
KV Hessen beschäfti-
gen muß, ist die nach
ihrer Struktur ab dem

wicklung vertrat Dr. Rebscher-Seitz
die Auffassung, daß sich die KV Hes-
sen intensiv um die Beratung aller Rat
suchenden Kolleginnen und Kollegen
kümmern sollte. Wie groß der Auf-
klärungsbedarf in Bezug auf die kom-
plexen Vertragsstrukturen im Rah-
men der Integrierten Versorgung ist,
zeigen die zahlreichen Anrufe, die im
Haus der KV Hessen eingehen. „Ich
hatte bei diesen Gesprächen den Ein-
druck, daß die Kolleginnen und Kol-
legen froh sind, daß ihnen mit der KV
eine Institution beratend zur Seite
steht, die in dieser Sache alleine die
Interessen der Ärzte und Psycho-
therapeuten verfolgt und daher ihr
politisches Selbstverständnis bezieht.
Denn nach wie vor steht die KV für
eine wohnortnahe und flächendek-
kende, weltweit qualitativ hochwerti-
ge medizinische Versorgung unter fairen
Wettbewerbsbedingungen.“

Honorarentwicklung 2004
Eine weitere durch das GMG verursach-
te Zerreißprobe kündigte Dr. Rebscher-
Seitz im Bereich der Honorierung an.
„Die staatlichen Einflüsse werden in ei-
nem bisher nie da gewesenen Umfang
Eingriffe in diesem Bereich ermöglichen.
Explizit wird vorgegeben, wie künftig
die Vertragsgestaltung mit den Kranken-
kassen, die Honorierung der Ärzte und
Psychotherapeuten und eine überbor-
dende Flut von sachlichen und inhalt-
lichen Prüfungen aussehen muß.“ Im
einzelnen werden eine ganze Reihe wei-
terer gesetzlicher Regelungen zu Lasten
der Gesamtvergütung gehen: Neben der
1 %igen Anschubfinanzierung für die
Integrierte Versorgung wird u.a. der
West-Ost-Transfer das Honorar verrin-
gern. 

Auch die Honorarverteilung wird
sich gravierend ändern. Insbesondere
wird die Autonomie der KV drastisch
eingeschränkt und die Gestaltungsfrei-
heit des Vorstandes und der Abgeord-
netenversammlung der KV Hessen in
der Honorarverteilung durch das GMG
endgültig beendet. Ab 1. Juli 2004 wird
ein neuer Honorarverteilungsmaßstab in
Kraft treten, den die KV gemeinsam mit

1. Januar 2005. „Tatsache ist, daß die
Vertreterversammlung verkleinert
und ein hauptamtlicher Vorstand ge-
wählt werden muß. Fakt ist aber
auch, daß Basiswissen und Basisnähe
eines Vorstands die Qualität seiner
Arbeit wesentlich beeinflußt und daß
die Stärke dieser KV auf ihrer Regio-
nalität beruht“, so der KV-Vorsitzen-
de. „Ich bin daher der Meinung, daß
wir auch in Zukunft etwa bei der
Notdienstregelung oder der Sicher-
stellung das Know-how vor Ort brau-
chen.“

Daher müssen Satzungsregelungen
gefunden werden, die eine ausreichen-
de regionale Repräsentanz ermög-
lichen und gewährleisten. Hierzu muß
zeitnah die neue Satzung erarbeitet
werden. Der Zeitplan sieht die Wahl
der neuen Vertreterversammlung mit

maximal 50 Mitgliedern bis zum 30. Sep-
tember 2004 und die Wahl des neuen
Vorstandes bis zum 1. Dezember 2004
vor. Der KV-Vorstand wird aus maximal
drei Mitgliedern bestehen. Vorstand und
Vertreterversammlung werden für eine
Legislaturperiode von sechs Jahren ge-
wählt.

EHV - Quadratur des Kreises
Am 7. Mai 2003 hatte die Abgeordne-
tenversammlung der KV Hessen in ei-
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Dr. Horst Rebscher-Seitz beglückwünscht das neue
Vorstandsmitglied Dr. Harald Wirth.
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Dr. Harald Wirth ist neues Vorstands-
mitglied der Kassenärztlichen Verei-
nigung Hessen (KV Hessen). Die Ab-
geordnetenversammlung der KV Hes-
sen hat am Samstag, dem 29. Novem-
ber 2003, den fachärztlich tätigen
Internisten aus Darmstadt mit über-
wältigender Mehrheit gewählt. Mit
der Wahl von Dr. Margita Bert zur 2.
Vorsitzenden des Vorstandes der KV
Hessen am 27. September 2003 war
die Nachwahl für den Vorstand der
KV Hessen notwendig geworden.

Dr. Harald Wirth erhielt 84 der
insgesamt 113 abgegebenen Stim-
men. Dr. Wirth ist seit 1985 Mitglied
im Geschäftsausschuß der Bezirks-
stelle Darmstadt und seit dieser Zeit

Nachwahlen der Abgeordnetenversammlung 

Dr. Harald Wirth neu im Vorstand der KV Hessen
Dr. Johann-Wilhelm Plaß (Gießen) und Michael Ruh (Frankenberg) wurden zu stellvertretenden 
Mitgliedern des Vorstandes gewählt

Delegierter der Abgeordnetenver-
sammlung der KV Hessen. Am 16.
Oktober 2003 war er bereits als
Nachfolger von Dr. Margita Bert zum
Vorsitzenden der Bezirksstelle Darm-
stadt gewählt worden.

In weiteren Wahlgängen wurden
Dr. Johann-Wilhelm Plaß (102 Stim-
men) und Diplom-Psychologe Mi-
chael Ruh (69 Stimmen) zu stellver-
tretenden Mitgliedern des Vorstandes
der KV Hessen gewählt. Dr. Plaß,
fachärztlich tätiger Internist in Gie-
ßen, hat am 1. Januar 2004 als stell-
vertretender Vorsitzender im Ge-
schäftsausschuß der Bezirksstelle Gie-
ßen der KV Hessen die Nachfolge von
Dr. Hans-Peter Scheerer, Arzt für All-

gemeinmedizin aus Biedenkopf, ange-
treten. Der Scheerer hat zum 31. De-
zember 2003 die Tätigkeit als stellver-
tretender Vorsitzender des Geschäfts-
ausschusses Gießen aufgegeben.

Michael Ruh, Psychologischer
Psychotherapeut aus Frankenberg, ist
stellvertretender Vorsitzender des Ge-
schäftsausschusses der Bezirksstelle
Marburg. Seine Nachwahl war not-
wendig geworden, nachdem Diplom-
Psychologe Michael Niemann,
Psychologischer Psychotherapeut aus
Marburg, im September von seinem
Amt als stellvertretender Vorsitzender
des Geschäftsausschusses zurückge-
treten war.

Denise Jacoby

Schlüsselwörter
GKV-Modernisierungsgesetz –  GMG – KV
Hessen – Abgeordnetenversammlung –
Praxisgebühr – EHV

nem Tendenzbeschluß ein Auslaufen der
EHV befürwortet. Auslaufen meint, daß
die bereits eingegangenen finanziellen
Verpflichtungen erfüllt werden sollen,
neue Ansprüche jedoch nicht mehr er-
worben werden können. In der letzten
Abgeordnetenversammlung am 27. Sep-
tember 2003 hatte die EHV-Arbeits-
gruppe ein erstes Konzept für eine Lö-
sung vorgelegt, das von den Delegierten
kritisch diskutiert worden war. Da die
vorgetragenen Anregungen und Kritik-
punkte bis zum 29. November 2003
nicht abschließend geprüft werden
konnten, wurde die ursprünglich ge-
plante 1. Lesung zur Novellierung der
EHV-Bestimmungen zu Gunsten eines
Sachstandsberichtes aufgegeben. 

Klar wurde, daß eine EHV-Reform
mit dem Ziel der finanziellen Absiche-
rung bereits erworbener Ansprüche
letztlich Zugeständnisse von allen Gene-
rationen erfordern wird. Dr. Erich Wutz-
ke, der Vorsitzende der EHV-Arbeits-
gruppe drückte es in seinem Sachstands-
bericht so aus: „Unsere  Arbeit kommt
dem Ziel sehr nahe, die Quadratur des

Kreises zu lösen. Wir können es drehen
und wenden wie wir wollen: Von uns al-
len werden, wie auch immer die System-
änderung aussehen mag, große Opfer
verlangt, die sich bei allen Beteiligten,
Aktiven wie Inaktiven, in Euro und Cent
niederschlagen werden, und zwar ent-
weder in höheren Beiträgen oder späte-
ren Leistungseinbußen. Einen ‚goldenen
Mittelweg’ gibt es nicht, der bittere Ein-
schnitte ausschließt.“ Die bisherigen Be-
ratungsergebnisse zeigen, daß zur Siche-
rung der EHV-Zahlungen an die derzei-
tigen EHV-Empfänger sowie an die zu-
künftigen EHV-Empfänger letztlich von
allen Beteiligten finanzielle Opfer ge-
bracht werden müssen, will man die Ge-
samtstruktur der EHV vor dem Hinter-
grund der durch das GKV-Modernisie-
rungs-Gesetz (GMG) eingeleiteten
Strukturveränderungen nicht schon per
se gefährden. In diesem Sinne hat auch
die Abgeordnetenversammlung auf ei-
nen entsprechenden Vortrag von Dr.
Rebscher-Seitz votiert.

Dr. Richard Herrmann aus Köln,
Rentenexperte für betriebliche Alters-

versorgung, gab den Abgeordneten in
bewährter Weise einen Überblick über
die gesamten bisherigen Beratungen zur
EHV. Nach einer differenzierten und dis-
ziplinierten Diskussion trafen die
Abgeordneten mit überwältigender
Mehrheit die Entscheidung, daß die
EHV-AG an einer EHV-Lösung weiter-
arbeiten soll. 

Zustimmung zum Haushalt 2004
Augenmaß, Weitsicht und politisches
Gespür bewies die Abgeordnetenver-
sammlung bei der Diskussion über den
Haushalt 2004. Da eine Nullrunde bei
der Verwaltung keinen Sinn macht,
wenn die Schlagkraft der Kassenärzt-
lichen Vereinigung gestärkt werden soll,
stimmten die Abgeordneten dem vorge-
legten Haushalt zu.

Denise Jacoby
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Die Kammer hat eine neue Vizepräsi-
dentin. Mit großer Mehrheit wurde die
Wiesbadener Chirurgin Dr. med. Ursu-
la Stüwe, amtierende Vorsitzende des
Marburger Bundes Hessen,  auf der
Delegiertenversammlung am 22. No-

vember in das Amt ge-
wählt, das sie nun als er-
ste Frau in der Geschich-
te der Landesärztekam-
mer bis zu den Neuwah-
len im nächsten Jahr in-
nehat. Sie werde versu-
chen, ihre Arbeit ver-
nünftig zu machen, aber
nicht immer bequem
sein, kündigte Stüwe an.
Die Neuwahlen waren
durch den unerwarteten

Tod des bisherigen Vizepräsidenten,
Privatdozent Dr. med. Roland Wönne,
notwendig geworden. In seinem Nach-
ruf würdigte Dr. med. Alfred Möhrle,
Präsident der Landesärztekammer, Dr.
Wönne als außerordentlich loyalen
Kollegen, hervorragenden Arzt, Wis-
senschaftler und Berufspolitiker, der
seine Leistungen und Erfolge nie zur
Schau gestellt habe: „Wir alle verlieren
mit ihm einen besonderen Menschen,
Kollegen und Freund.“

Erweiterte Honorarverteilung 
Seinen Bericht zur Lage gliederte der
Präsident in Themen von kammerin-
terner, hessenweiter und bundespoli-

Heftige Diskussionen über Sparpläne und Finanzen

Delegiertenversammlung der Landesärztekammer
tischer Bedeutung. Er in-
formierte darüber, daß
Präsidium und Geschäfts-
führung sich nach dem
Vergleich mehrerer Alter-
nativangebote für den Ver-
bleib der Kammer am jet-
zigen Standort in Frank-
furt entschieden hätten.
Als wichtiges Thema für
die Ärztinnen und Ärzte in
Hessen bezeichnete Möhr-
le die Erweiterte Hono-
rarverteilung der Kassen-
ärztlichen Vereinigung
(EHV). Daß sich dieses
umlagenfinanzierte Mo-
dell nicht dauerhaft als
tragfähig erweisen würde, sei schon
vor Jahren vorhersehbar gewesen. Er
hoffe zwar, daß noch eine vernünftige
Lösung für das Problem gefunden
werden könne, sagte der Kammer-
präsident; dies sei jedoch Aufgabe
der KV Hessen. Das Versorgungs-
werk der Landesärztekammer Hessen
könne sicherlich nicht als Fangnetz
für den Absturz der EHV dienen. 

Zusammenarbeit mit dem Land Hessen
An die Adresse der Landesregierung
richtete Möhrle die Kritik, daß die
dringend notwendige personelle Auf-
stockung der bei der Kammer ange-
siedelten Vertrauensstelle nach dem
Krebsregistergesetz mit zwei von drei

beantragten Stellen
nur teilweise geneh-
migt worden sei. Da-
durch verzögere sich
die Bearbeitung der
eingegangenen Daten
und die Auszahlung
der geringen Gebüh-
ren an die meldenden
Ärztinnen und Ärzte.
Daß die Kammer in-
tensiv in die weitere
Planung des Kranken-

hausbettenbedarfs in Hessen einge-
bunden worden ist, wertete er dage-
gen als positives Beispiel der Zu-
sammenarbeit mit
der Landesregie-
rung. Auch bei
dem Erlaß zum
Konzept „Medizi-
nischer Katastro-
phenschutz“ sei
das Land Hessen
derzeit „einsamer
Spitzenreiter“ in
Deutschland.  Das
hessische Modell
soll, so Möhrle,
als Grundlage für eine harmonisierte
Gesetzgebung in allen Bundesländern
dienen. 

Bereitschaftsdienst und Ärztemangel
Mit Blick auf das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes zur Berechnung
des Bereitschaftsdienstes als Arbeits-
zeit, erklärte der Präsident, daß es
nun darum gehe, vernünftige und
praktikable Lösungen zu finden, die
einerseits die Ärztinnen und Ärzte im
Krankenhaus entlasteten, anderer-
seits aber die Umsetzung des Arbeits-
zeitgesetzes im Sinne des EuGH-Ur-

Dr. Möhrle gratuliert der neuen Vizepräsidentin
(Bild: Ass. Maier)

Dr. Stüwe und Dr. Möhrle (Bild: pop)

Dr. Ursula Stüwe
Vizepräsidentin (Bild: pop)

Arno Goßmann
(Bild: pop)
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teils zuließen. Den Bestrebungen der
Krankenhausträger, die Umsetzung in
die Länge zu ziehen, bzw. mit Aus-
nahmeregelungen völlig zu unterlas-
sen, erteilte er eine deutliche Abfuhr
und kündigte an, man werde ihnen
mit aller Schärfe entgegentreten.

Als bedenklich stufte Möhrle den
drohenden Ärztemangel und die
Überalterung der Ärzteschaft ein.
Der Umstand, daß 20 % der Medi-
zinstudenten ihr Studium abbrechen
und weitere 20 % nach bestandenen
Staatsexamen nicht in der Patienten-
versorgung tätig werden, mache es
dringend erforderlich, das Medizin-
studium und den Arztberuf wieder
attraktiver zu machen. Er drückte die
Hoffnung aus, daß u.a. die Schaffung
menschenwürdiger Arbeitszeiten in
den Krankenhäusern, Entlastung der
Ärztinnen und Ärzte von Verwal-
tungsarbeit, die geplante Abschaf-
fung des Arztes im Praktikum zum 1.
Oktober 2004 und die neue, reali-

tätsnähere Approbationsordnung
entscheidend dazu beitrügen.  

Weiterbildung
Auch das Thema Weiterbildungsord-
nung beschäftigte die Delegierten.
Mehrheitlich  bestätigten sie ihren
vor dem letzten Ärztetag gefaßten Be-
schluß zum Bestand der Inneren Me-
dizin als eigenständigem Fach.
Außerdem erklärte die Ärztever-
sammlung, daß Psychotherapie Be-
standteil ärztlicher Grundversorgung
bleiben müsse. Eine Medizin, die in
ihren Versorgungsstrukturen das
psychotherapeutische Wissen aus-
blende oder nicht versuche, es zu in-
tegrieren, laufe Gefahr, zu einer Me-
dizin ohne Menschlichkeit zu wer-
den.

Reaktionen auf hessische Sparpläne
Die Delegierten forderten die hessi-
sche Landesregierung dazu auf, ihre
einschneidenden Sparmaßnahmen im

Gesundheitsbereich hinsichtlich ihrer
Folgen für die medizinische Versorgung
der Bevölkerung zu überdenken. Auch
ehemals gemeinsame Projekte mit der
Landesärztekammer wie das Metha-
donsubstitutionsprojekt – vor über ei-
nem Jahrzehnt als bundesweites Mo-
dellprojekt beschlossen –  dürften nicht
durch die Kürzungen gefährdet werden.
Außerdem drückten die Delegierten ihre
Sorge über den Beschluß der Landesre-
gierung aus, die Universitätskliniken
Gießen und Marburg zum Klinikum
Mittelhessen zusammenzuschließen.
Die Sparzwänge dürften nicht dazu füh-
ren, daß eine der beiden Kliniken zum
Lehrkrankenhaus werde oder an beiden
Standorten wichtige Strukturen der
Kernkompetenz zerschlagen würden,
hieß es in einem Antrag, der mehrheit-
lich angenommen wurde. 

Haushaltsentwurf 2004
Breiten Raum nahm die Diskussion
über den Haushaltsentwurf für das

Anzeige 
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Jahr 2004 ein. In seiner Haushaltsre-
de wies Dr. med. Norbert Löschhorn,
Vorsitzender des Finanzausschusses
der Kammer, darauf hin, daß wegen
der Einführung einer neuen Software
für die Beitragsbuchhaltung im Jahr
2003 vorrübergehend ein Liquiditäts-
engpaß aufgetreten sei, weswegen
drei Millionen Euro als Darlehen auf-
genommen worden seien. Er machte
außerdem darauf aufmerksam,  daß
nach mehrfachen Beitragssenkungen
seit 1996 um insgesamt 24 %, welche
zum Abbau zu hoher Rücklagen not-
wendig geworden waren, nunmehr
im Jahr 2004 zum zweiten Mal der
Kammerbeitrag wieder um  6 % an-
gehoben werden müsse, da der Ab-
bau der Rücklagen nunmehr vollen-
det sei. Man sei jetzt mit 1,2 Millio-
nen Euro unterhalb des  Solls am Bo-
den des Geldtopfes angelangt, beton-
te Löschhorn. Danach weise der Haus-
haltsentwurf 2004 einen Jahresfehlbe-
trag von nur noch 172.500 Euro auf, ei-
ne Summe, die aus der Betriebsmittel-
rücklage entnommen werden könne. 

Um die Kosten der Kammer insge-
samt zu senken, kämen Anhebungen
und teilweise Rundungen der Gebüh-
ren im Weiterbildungswesen, im Ko-

stenverzeichnis als Anla-
ge zur Kostensatzung
der Kammer und weitere
Maßnahmen im Bereich
der Akademie, des Semi-
nargebäudes und der
Carl-Oelemann-Schule
hinzu. Insgesamt hätten
die „sonstigen betrieb-
lichen Aufwendungen“
im Verwaltungshaushalt
der Kammer um
138.500 Euro gegenüber

dem laufenden Geschäftsjahr gesenkt
werden können.  

Auf Kernaufgaben beschränken?
In der anschließenden Diskussion
kam erneut zur Sprache, daß die
Kammer sich bemühe, in allen Berei-
chen ihre Kosten zu senken. Dies
trifft insbesondere auch auf die Per-
sonalkosten zu. Dr. med. Peter Zür-

ner wandte ein, auf den Delegierten-
versammlungen werde viel beschlos-
sen. Wenn jedoch die Kosten ange-
sprochen würden, erfolge ein Auf-
schrei. Es sollten daher nur noch Din-
ge beschlossen werden, wenn sie vor-
her durchgerechnet worden seien. 

Dr. med. Ursula Stüwe wies auf die
schwierige Situation hin, daß in einer
Zeit der Einsparungen auf Ärztinnen
und Ärzte die Forderung zukomme,
höhere Kammerbeiträge zu zahlen.
„Nennen sie uns Beispiele; sagen sie
uns, wo wir etwas einsparen sollen“,
forderte Möhrle die Kritiker auf.
Man könne natürlich alles abschaffen
und z. B. die Bestrebungen der Kam-
mer zur positiven Darstellung der
Ärzteschaft in der Öffentlichkeit  ein-
schränken. „Wenn wir kunden-
freundlicher und stärker sozial orien-
tiert agieren wollen, können wir
nicht radikal sparen“, ergänzte Dr.
med. Siegmund Drexler.

„Populistische und unprofessionelle
Diskussion“
Mit den Worten, er finde die Diskus-
sion in hohem Maße populistisch und
unprofessionell, ergriff Dr. med.
Ernst Girth aufgebracht das Mikro-
fon. In den Ausschüssen säßen Mit-
glieder aller Listen, auch im Finanz-
ausschuß. Doch mit einem Mal ver-
hielten sich viele so, als hätten sie we-
der dort noch im Präsidium ihre Ver-
treter. „Nur weil demnächst Wahlen
stattfinden, kann man hier nicht ein-
fach den einen oder anderen Vor-
schlag aus der Tasche ziehen, um wie-
der Riesendiskussionen auszulösen“,
empörte sich Girth unter dem Beifall
der meisten Delegierten. „Wir müs-
sen doch alle froh sein, daß wir eine
kreative Ärztekammer haben, und
nicht eine schlanke Kammer fordern,
die nichts für uns tut.“ 

Der Antrag von Professor Dr. med.
Horst Kuni, den Volumenzuwachs
des Haushaltes auf 2 % zu beschrän-
ken, wurde in Bad Nauheim abge-
lehnt.  Auch stimmten die Delegierten
nicht dem Vorschlag zu, das Hessi-
sche Ärzteblatt auf eine Online-Aus-

gabe zu beschränken, da jeder Ärztin
und jedem Arzt – auch jenen, die
nicht über einen PC-Anschluß verfü-
gen – das amtliche Mitteilungsorgan
der Kammer zur Verfügung gestellt
werden müsse. Nach seiner Einschät-
zung befragt, erklärte Ministerialrat
Arno Goßmann vom Hessischen So-
zialministerium, er sehe in der Erhö-
hung der Beiträge keinen Grund zur
Beanstandung. Am Ende der Debat-
ten wurde die neugefaßte Haushalts-
und Kassenordnung in der vorgeleg-
ten Form angenommen und dem
Haushaltsentwurf 2004 zugestimmt. 

Versorgungswerk
In ihrem Bericht über das Geschäfts-
jahr 2002 des Versorgungswerkes
der Landesärztekammer ging Dr.
med. Brigitte Ende, die sich mit ihrer
Rede als Vorsitzende des Auf-
sichtsrats des Versorgungswerks der
Legislaturperiode 1998 bis 2003
verabschiedete, auf wesentliche Er-
eignisse und aktuelle Entwicklungen
ein. Die Beitragsbemessungsgrenze
(BBG) sei Anfang 2002 von 4.448,24
Euro auf 4.500 Euro erhöht worden,
der Beitragsprozentsatz aber mit
19,1 % gegenüber dem Vorjahr un-
verändert geblieben. Betrachte man
die Leistungen des Versorgungswer-
kes, so seien die Rentenleistungen im
Jahr 2002 um 28,30 % von 43,5
Mio. Euro im Vorjahr auf 55,8 Mio.
Euro gestiegen. Als Ursache des
Anstieges bezeichnete Ende die gestie-
gene Zahl der Rentenbezieher sowie
den Anstieg der durchschnittlichen
monatlichen Rentenhöhe. Die durch-
schnittliche Berufsunfähigkeitsrente
habe 2.352 Euro (Vorjahr 2.345 Eu-
ro), die durchschnittliche Altersrente
1.401 Euro (Vorjahr 1.306 Euro) be-
tragen. Von den hinzugekommenen
332 Altersrenten hätten 155 – also
knapp die Hälfte – die vorgezogene Al-
tersrente in Anspruch genommen.
Zum 1. Januar 2004 könne  aufgrund
der wirtschaftlichen Entwicklung des
Versorgungswerks im Jahr 2002, die
von ungünstigen Verläufen an den
Kapitalmärkten geprägt gewesen sei,

Dr. Norbert Löschhorn  
(Bild: pop)
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der Delegiertenversammlung keine
Empfehlung für eine Überschuß-
beteiligung  der Renten und keine
Dynamisierung der Anwartschaften
empfohlen werden. 

Aktie als Anlageform
Ende gab einen Überblick über die Zu-
sammensetzung des Bestandes der
Kapitalanlagen, der im Berichtsjahr
um 51,84 Mio. Euro von 3,92 Mrd.
Euro auf 3,97 Mrd. Euro gestiegen sei.
Allerdings habe auch das Versorgungs-
werk im  Jahr 2002 erhebliche Einbu-
ßen auf den Kapitalmärkten hinneh-
men müssen. Beim Vergleich der Net-
to-Verzinsung mit anderen institutio-
nellen Anlegern und Versorgungswer-
ken stehe das Versorgungswerk jedoch
gut da. Die leichte Erholung der Ak-
tienmärkte im  Jahr 2003 hätte Auf-
sichtsrat und Verwaltungsrat in der ge-
meinsamen Entscheidung bestätigt,
sich nicht vollständig aus der Aktie als
Anlageform zu verabschieden, denn
diese habe im Laufe des Jahres 2003
schon wieder einiges von den Verlusten
der Vorjahre zurückgewonnen. Das
Versorgungswerk habe keinen Euro
stiller Lasten in der Bilanz, sagte Ende.
Ein wichtiger Schritt zur Gleichstel-
lung der Geschlechter sei die Einfüh-
rung der vorgezogenen Altersrente ab

dem 60. Lebensjahr auch für Männer
gewesen. 

Nachdem die Delegiertenversamm-
lung dem Verwaltungsrat und dem Auf-
sichtsrat für das Geschäftsjahr 2002
Entlastung erteilt und beschlossen hat-
te, die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
KPMG mit der Prüfung des Jahresab-
schlusses 2003 zu beauftragen, wurden
mit Dr. med. Matthias Moreth,  Dr.
med. Brigitte Ende, Gerhard Peleska,
Dr. med. Harald Krieger, Dr. med. Su-
san Trittmacher, Dr. med. Detlev Stei-
ninger und Dr. med. Günter Pasewald
die Mitglieder des Aufsichtsrates des
Versorgungswerkes für die Legisla-
turperiode 2003-2008 gewählt. Ab-
schließend erläuterte Ende noch die
Hintergründe für den Umzug des Ver-
sorgungswerkes  in ein Gebäude aus
dem eigenen Bestand im Mittleren Ha-
senpfad im Frankfurter Stadtteil Sach-
senhausen im Frühjahr 2004. Nachzu-
tragen ist, daß der Aufsichtsrat in seiner
konstituierenden Sitzung am 3. Dezem-
ber 2003 zur Vorsitzenden erneut Dr.
med. Brigitte Ende und zum stellver-
tretenden Vorsitzenden Dr. med. Ger-
hard Peleska  gewählt hat.

Akademie 
„Aus der freiwilligen Fortbildung ist
die Fortbildungspflicht geworden“:

So begann der Bericht des Vorsitzen-
den der Akademie der Landesärzte-
kammer in Bad Nauheim,  Professor
Dr. med. Ernst-Gerhardt Loch, der
die Leistungen und Erfolge der Aka-
demie in Sachen Fortbildung hervor-
hob. Als erstes Kammerorgan biete
das Hessische Ärzteblatt seit einigen
Jahren zertifizierbare Fortbildungs-
beiträge an; außerdem habe die Aka-
demie in Zusammenarbeit mit der
ETH Zürich eine Online-Fortbildung
gestartet. Loch bedauerte, daß man
allerdings in diesem Jahr bereits 17
Veranstaltungen habe absagen müs-
sen, weil Ärztinnen und Ärzte sich zu
spät angemeldet hätten. Zu den Ge-
bühren bemerkte er, daß sie sich aus
einer Mischkalkulation aus Kammer-
beitrag und individueller Zahlung zu-
sammensetzten.

Dr. med. Margita Bert, Delegierte
der Landesärztekammer Hessen und
2. Vorsitzende der Kassenärztlichen
Vereinigung Hessen, erklärte, daß die
KVH die Zertifikate der Kammer an-
erkennen wolle, die Übergangsrege-
lung aber noch nicht stehe. Gesetz-
lich sehe es allerdings eindeutig so
aus, daß die Kontrolle bei der KV lie-
ge. „Wir Ärzte werden alle für unsere
Fortbildung zahlen müs-
sen; Fortbildung ist
nicht kostenlos“, fügte
sie hinzu. Dr. med. Wil-
fried Bienieks Antrag,
daß nur solche Weiterbil-
der, die selbst Fortbil-
dungspunkte erwerben,
weiterbilden dürfen,
wurde an den Vorstand
überwiesen. „Wir wer-
den sehen, was wir da-
mit machen“, kommen-
tierte Dr. Möhrle. Nachdem der Ge-
setzgeber die Pflicht zur Fortbildung
eingeführt habe, gehe es darum, diese
so zu gestalten, daß Ärztinnen und
Ärzte nicht über Gebühr belastet
würden. Der Satzungsänderung der
Akademie – Redaktionelle Überar-
beitung der Satzung, Wegfall der
außerordentlichen Mitgliedschaft
und des wissenschaftlichen Beirats –

Prof. Dr. med.
Ernst-Gerhardt Loch

(Bild: pop)

von o. links nach rechts: Dr. Peleska, Dr. Steininger, Dr. Krieger, Dr. Ende, Dr. Moreth, 
Dr. Pasewald, Dr. Trittmacher                                                                                 (Bild: Selch)
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Waagerecht
• 1 Herzscheidewand • 5 Stadieneinteilung der malignen Lym-
phome, ...-Arbor-Klassifikation • 7 Sprungbein • 9 Erreger des

Melkerknotens, ...-Virus • 11 Mögliche kardiale Emboliequelle, per-
sistierendes Foramen ... • 13 Engl. für Rasselgeräusch
• 14 Zwischenprodukt der Biosynthese von Cholesterin, ...säure
• 15 Abk. für Immunglobulin • 17 Allergenes Leichtmetall (Chem.
Elementsymbol) • 19 Schwerste Form der Bewusstseinsstörung
• 20 Verkehrsmittel • 21 Dreizehenfaultier • 22 Abk. für transkra-
nielle Magnetstimulation • 23 Schlafstörung • 26 Schamlippen
• 28 Wortteil: Zurück • 29 Schlaganfälle • 31 Abk. für Nummer
• 32 Klasse III - Antiarrhythmikum (Wirkstoff)

Senkrecht
• 1 Entzündung der Mundhöhle • 2 Thrombozytenaggrega-
tionshemmer (Handelsname) • 3 Infektion mit gram-negativen
Stäbchen der Gattung Francisella, ...-Fieber • 4 Neugebore-
nenreflex (Eponym) • 5 Spinale Muskelatrophie Duchenne-...
• 6 Gegenteil von: immer • 8 Sitz der Hypophyse, ... turcica
• 10 Häufigste Ursache für kardiale Embolien, Vorhof-...
• 12 Ein dem Herzen das Blut zurückführende Gefäss (Lat.)
• 16 Hämolytisch-urämisches Syndrom (Eponym) • 18 Ange-
borener Immundefekt mit erhöhtem IgE im Serum (Syndrom)
• 19 Anderer Name für das Zentromer eines Chromosomen,
...chor • 22 Durch Beklopfen der Weichteile ausgelöstes »Elek-
trisieren« im Versorgungsgebiet eines geschädigten Nervens,
Hoffmann-...-Zeichen • 24 Abk. für Niederlanden • 25 Briti-
scher Philosoph und Nationalökonom, John Stuart ... • 27 Ra-
mus • 30 Endotheliales vasodilatierendes Molekül

© Özgür Yaldizli 7/01 – 
Kritik und Anregung bitte an: yaldizli@gmx.net

Lösungswort:  

1 2 3 4 5 6 7

Kreuzworträtsel

sowie einer Änderung in den Sektio-
nen stimmten die Delegierten zu.

Vom Fürsorgefonds zum Hilfsfonds
In seiner Rede legte Dr. med. Dr. Ing.
Hans-Dieter Rudolph die Notwen-

digkeit einer Umwand-
lung des bisherigen Für-
sorgefonds in einen
Hifsfonds dar. Ziel die-
ses Fonds sei weiterhin
die Unterstützung von in
Not geratenen Berufsan-
gehörigen und deren
Angehörigen. In der an-
schließenden Wahl wur-
den Dr. Rudolph als
Vorsitzender, Dr. med.
Siegmund Kalinski und
Dr. med. Christa Bau-

disch-Goltermann  in den Vorstand
des Hilfsfonds gewählt.

Carl-Oelemann-Schule
Lebhaft verlief auch die Diskussion
über die Carl-Oelemann-Schule. Seit
Mitte der neunziger Jahren wurden
auf Antrag der Delegierten immer
wieder Unterrichts- oder Wohnmög-
lichkeiten der Schülerinnen in alter-
nativen Räumlichkeiten oder an an-
deren Standorten geprüft. Mit dem
Ergebnis, daß sich der Schul- und
Internatsstandort Bad Nauheim als
die vorteilhafteste und zugleich
preiswerteste Möglichkeit erwies.
Auf der Delegiertenversammlung am
22. November wurde erneut die Not-
wendigkeit diskutiert, das Internat
der Carl-Oelemann-Schule von
Grund auf zu sanieren. Möhrle hatte
in seinem Lagebericht mitgeteilt, daß
die Planungen für die „Grundlegende
Modernisierung der Carl-Oelemann-
Schule“, mit denen die Delegierten-

versammlung das Präsidium beauf-
tragt hatte, zügig vorangingen. Es
habe sich inzwischen bestätigt, daß
ein Abriß und Neuaufbau der COS
wohl die günstigste Lösung darstelle.
Alles werde davon abhängen, inwie-
weit auch im nächsten Jahr noch För-
dermittel des Landes und des Bundes
zur Verfügung stünden. 

Katja Möhrle

Schlüsselwörter
Akademie – Beitragsbemessungsgrenze –
Carl-Oelemann-Schule – Erweiterte Hono-
rarverteilung (EHV) – Fortbildungspflicht –
Fürsorgefonds – Haushaltsentwurf – Hilfs-
fonds – Satzungsänderung – Sparmaßnah-
men – Versorgungswerk –  Vertrauensstelle
nach dem Krebsregistergesetz – Vizepräsi-
dentin – Weiterbildungsordnung

Dr. med. Dr. Ing.
Hans-Dieter Rudolph

(Bild: Ass. Maier)
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einbarung der Ausgangspunkt für die in-
dividuelle Ausgabensteuerung durch Be-
ratung und zeitnahe praxisbezogene In-
formationen. Zugleich sind diese Arz-
neimittelbudgetverhandlungen auch
der Ort, wo Zielvereinbarungen ge-
troffen werden, die dann festlegen, in
welchen Sektoren des Arzneimittel-
marktes weitere Einsparungen reali-
siert werden sollen. (Generika, kontro-
vers diskutierte Arzneimittel, Reim-
porte, Analogpräparate)

Die Kassenseite rechnet sich in die-
sen Verhandlungen durch unerreichba-
re virtuelle Einsparvolumina gesund.
Die Ärzteseite macht das gleiche, nur
mit umgekehrten Vorzeichen versehen.
Schiedsamtsvorsitzende, die in diesem
Amt nicht zu beneiden sind, bei denen
die zumeist festgefahrenen Verhand-
lungen landen, tun sich schwer. Schaut
man sich die Schiedsamtsergebnisse
aus unterschiedlichen KV-Bereichen in
den letzten Jahren an, dann sind äu-
ßerst kontroverse Ergebnisse das ge-
meinsame Kennzeichen. Nicht, daß ich
an eine Wahrheitsannäherung mit dem
Würfel glaube, aber die Ergebnisse
hatten deutlich etwas Zufallsähnliches
an sich.

Woran liegt das? 
Die Arzneimittelausgaben steigen seit
einigen Jahren in Deutschland, ganz
egal, was der Gesetzgeber in Berlin be-
schließt und welche Aktivitäten zur
Budgetsteuerung die Krankenkassen
und die Kassenärzte an den Tag legen,
durchschnittlich um 7- 8%. Diese Stei-
gerungsrate liegt weit über den sinken-
den Einnahmen der GKV. Das Phäno-
men ist allerdings bei weitem kein
deutsches Einzelschicksal. In allen ver-
gleichbaren Industrienationen beob-
achten wir diese Steigerungsraten. Die

Arzneimittelinnovationen im Spannungsfeld
zwischen Versorgung und Budgetierung
Dr. Jürgen Bausch, Ehrenvorsitzender der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen

Jedes Jahr im Frühherbst wird die deut-
sche interessierte Öffentlichkeit mit
Hilfe des Arzneiverordnungs-Reports
darüber informiert, wie sich die Arz-
neimittelausgaben des zurückliegenden
Jahres fortentwickelt haben. Die Her-
ausgeber des Arzneiverordnungs-Re-
ports stellen die nüchternen Zahlen
und Fakten dar, äußern sich zu den
Einsparpotentialen, die wieder nicht
erreicht wurden, der Vertreter der Poli-
tik findet sich bestätigt in der Auffas-
sung, daß die Ärzte zu viel und zu teu-
er verordnen. Und der Vertreter der
Ärzteschaft weist auf die Hochpreispo-
litik der Pharmaindustrie hin und die
damit verbundenen teuren Arzneimit-
telinnovationen, die man den Versi-
cherten nicht vorenthalten könne. Die-
ses sich alljährlich wiederholende Ritu-
al hatte in diesem Jahr mit dem Auftre-
ten der Ministerin höchstpersönlich ei-
nen besonderen Höhepunkt. Sah sie
sich doch durch die Vorlage des Arznei-
verordnungs-Reports in ihrer Politik,
die der Pharmaindustrie, den Apothe-
kern und den Ärzten viele Belastungen
zumutet, voll bestätigt.

Schwierige Verhandlungen, 
kontroverse Ergebnisse
Weniger öffentlich, aber im Prinzip
vollkommen gleichartig in den Positio-
nen verlaufen die Verhandlungen mit
den Krankenkassen in den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen Jahr für Jahr,
wenn es darum geht, prospektiv ein
Arzneimittelbudget bzw. eine Arznei-
mittelausgabenobergrenze oder ein,
wie man es jetzt nennt, Arzneimittel-
ausgabenvolumen, am Verhandlungs-
tisch festzulegen. Maßgeblich für die
unterjährige Budgetsteuerung und Bil-
dung der arzt- und fachgruppenbezo-
genen Richtgrößen ist eine solche Ver-

meisten anderen Länder liegen noch
höher als wir, angeführt von den USA,
wo seit mehreren Jahren der Ausga-
benanstieg Jahr für Jahr mit 12 – 13%
zu Buche schlägt.

Die Vertreter der Krankenkassen in
Deutschland und nahezu alle Gesund-
heitspolitiker sind jedoch der uner-
schütterlichen Überzeugung, daß wir
keine beitragssatzrelevanten Ausga-
benprobleme mit den Arzneimitteln
hätten, wenn die Ärzte weniger und
billiger verordnen würden. Dabei
nimmt man einfach nicht zur Kenntnis,
daß schon längst eine drastische zah-
lenmäßige Verordnungsreduktion ein-
gesetzt hat, wie der AVR zweifelsfrei
darstellt, und da, wo die Preisspielräu-
me des generischen Marktes existieren,
diese zu mehr als 75% ausgenutzt wer-
den. Nirgendwo auf der Welt gibt es ei-
nen so hohen Umstellungsgrad vom
Original auf das Generikum. Schaut
man sich den Markt der kontrovers
bzw. umstritten diskutierten Arznei-
mittel an, dann spielen diese Medika-
mente nur noch eine immer unbedeu-
tender werdende Rolle in den Gesamt-
ausgaben. Sie werden übrigens ab 1.
Januar 2004, da sie weitgehend rezept-
frei zu haben sind, vollends im Selbst-
medikationsmarkt verschwinden.

Analogpräparate im Visier
Weil das alles so ist, fokussiert man seit
einiger Zeit den Blick auf den Markt
der Analogpräparate. Dort werden
noch ein paar Milliarden Einsparvolu-
men vermutet und virtuell hochgerech-
net.

Die Ärzteseite sieht in den Verhand-
lungen in diesem patentgeschützten
Marktsegment zunächst einmal die
Neuheiten, die Innovationen, die zur
Lösung von Patientenproblemen zur
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Verfügung stehen, häufig sogar erstma-
lig. Und der Streit beginnt. Es gibt
nämlich keine verbindlich von allen
akzeptierte Definition dessen, was man
als Innovation bezeichnen könnte. We-
der wird die Klassifikation nach Fricke
und Klaus allgemein akzeptiert, noch
hilft uns die VFA-Definition weiter.
Aber selbst wenn man den Begriff der
„new chemical entitis“ heranzieht und
nur für diese den Innovationsbegriff
verwenden möchte, bekommt man
Probleme, weil eine neue chemische Er-
findung sehr wohl innovativ sein kann,
aber ob sie auch einen therapeutischen
Nutzen für die Menschen hat, darf
nachgefragt werden und muß sich erst
in der Breitenanwendung bewähren.

Vier Fallkonstellationen
In der Tat ist bei den Analogpräparaten
eine Gemengelage entstanden, die sich
im wesentlichen an vier beispielhaften
Fallkonstellationen festmacht.

Die erste Fallkonstellation bezieht
sich auf patentgeschützte Wirkstoffe
mit der Wirkung bei einer maßgeb-
lichen Hauptindikation.

1. Dies sind z.B. die Triptane und Sar-
tane. Sie weisen keine dramatischen
Wirkungsunterschiede auf und be-
finden sich bereits im gegenseitigen,
wenn auch vorsichtigen Preiswett-
bewerb, obwohl es noch keine gene-
rischen Konkurrenten gibt. Dies
wird sich allerdings ab 2005 durch
die Festbetragsbildung im patentge-
schützten Bereich ändern. Bezogen
auf die Migränebehandlung ist die
Substanzgruppe der Triptane eine
unstrittige Innovation. Aber welches
von den sieben zugelassenen Tripta-
nen einen so großen therapeutischen
Zusatznutzen hat, daß man es zur
Therapie in der ambulanten ver-
tragsärztlichen Versorgung zwin-
gend auch unter dem Aspekt der
Wirtschaftlichkeit einsetzen müßte,
ist derzeit keineswegs durch Studien
gut belegt zu klassifizieren. Ganz
pragmatisch entscheiden sich viele
preisbewußte Vertragsärzte für den
Triptan-Anbieter, der die niedrigsten

Tagestherapiekosten aufweist, wo-
bei allerdings die Unterschiede nicht
rasant sind. Aber nicht alle Ärzte
handeln so, weil einerseits die Pa-
tienten hier ein gehöriges Wörtchen
mitreden, da sie, wenn ihnen einmal
durch ein bestimmtes Präparat ge-
holfen wurde, besonders präparate-
treu sind, und andererseits die be-
haupteten Vorteile des einen Trip-
tans gegenüber dem anderen von
den Herstellern als Verkaufsargu-
ment erfolgreich genutzt werden. Je-
der lobt hier seine eigenen Kinder.
Nur eines sollte allen klar sein: Die
Preisunterschiede dieser Analogprä-
parate untereinander sind nicht so
groß, daß hier ein größeres Sparvo-
lumen durch eine Nutzenbewertung
im neuen Institut für die Qualität in
der Medizin zu erzielen wäre.

2. Das interessantere Interventionsfeld
im Analogpräparatemarkt ist zu-
gleich auch die häufigere Fallkonstel-
lation. Nämlich Wirkstoffe mit einem
gleichen Wirkprinzip, bei denen
schon ein oder mehrere Wirkstoffe
patentfrei wurden (Protonenpumpe-
ninhibitoren, CSE-Hemmer, Kalzi-
umantagonisten, ACE-Hemmer, Ce-
phalosporine, Fluorchinolone, Sulfo-
nylharnstoffe etc.). Für die Kassen ist
hier alles klar. Wird der erste Wirk-
stoff aus einer solchen Gruppe frei, ist
die automatische Ausnutzung der ge-
nerischen Preisspielräume die wirt-
schaftlichste Vorgehensweise. Zumin-
dest aus Kassensicht. Schließlich ha-
ben alle einen gleichartigen Klassenef-
fekt. Man unterstellt einfach gleiche
Wirkungen zur Lösung des jeweiligen
Patientenproblems, auch wenn die
Studienlage noch lückenhaft ist  und
das Problem der äquivalenten Dosie-
rung kontrovers diskutiert wird.
Interessanterweise – und das ist der
Hauptgrund für die seit zwei bis drei
Jahren anhaltende Analogpräparate-
diskussion – beurteilen viele Ärzte
diese Fallkonstellation inhaltlich an-
ders, und zwar von Wirkstoffgruppe
zu Wirkstoffgruppe sehr unterschied-
lich.

So sind z.B. inzwischen die Origina-
le der H 2-Blocker in der Apotheke
Exoten geworden, das generische
Ranitidin ein Renner. Seit Mai die-
sen Jahres bricht der Originalpräpa-
ratemarkt in der CSE-Hemmer-
Gruppe zu Gunsten des generischen
Simvastatin ein. Aber bei den Sulfo-
nylharnstoffen und den Kalziuman-
tagonisten der dritten Generation
gibt es eine gegenläufige Entwick-
lung. Glimepirid wird wertmäßig
mehr verordnet als das deutlich
preiswertere Glibenclamid, ohne
daß die Beleglage für den Einsatz
des sechsmal teureren Präparats ei-
nen so gewaltigen Zusatznutzen
hätte. Sulfonylharnstoffe bleiben
Sulfonylharnstoffe. Verminderte
Hypoglykämierate und Einmalgabe
scheinen bei den behandelnden Ärz-
ten als Pro-Argument zu ziehen,
auch wenn die wissenschaftliche Be-
leglage eher als schwach bezeichnet
werden kann. Ähnlich sieht es mit
dem Amlodipin versus Nitrendipin
bei den Kalziumantagonisten aus.
Die Pro-Argumente für den teureren
Einsatz des länger wirksamen und
weniger Kopfweh induzierenden
Amlodipins wirken neben anderen
Argumenten stärker als die durch
Studien gut belegte Hochdrucksen-
kung durch das zehnmal preiswerte-
re Nitrendipin als Generikum.
Es wird sehr interessant werden, an
was man im zukünftigen Qualitäts-
institut neben den pharmakologi-
schen Eigenschaften und Wirkungen
bei der Nutzenbewertung die Inno-
vationsbeurteilung zusätzlich fest-
machen wird.

4. Viele Verkaufsargumente in diesem
stark konkurrierenden Markt zielen
auf kleine Verbesserungen der
menschlichen Lebensqualität. Einmal-
gabe statt Mehrfachgabe. Weniger,
wenn auch ohnehin selten vorhande-
ne Nebenwirkungen in der Wirkstoff-
gruppe, schnellerer Wirkungseintritt,
z.B. eine Verkürzung von einer Stunde
auf 30 Minuten bei der Schmerzlinde-
rung, Verminderung von wirkungsty-
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pischen Begleiterscheinungen bei
gleicher Wirksamkeit (Flush, Sturzdi-
urese, Dyskinesien etc.). Die bisherige
Diskussion zu diesem Thema wurde –
siehe auch das DMP-Programm Dia-
betes II – vornehmlich auf Kassenseite
eher puristisch geführt. Und das Feh-
len harter Endpunktstudien für einige
neue, möglicherweise innovative orale
Antidiabetika und Analoginsuline
muß als glückliche Fügung für diesen
puristischen Ansatz gesehen werden.
Die Kernfrage, ob bei einer neu zuge-
lassenen innovativen Substanz zur
Korrektur eines Surrogatparameters
(z.B. Hochdruck, Blutzucker, Serum-
cholesterin) als Beleg für einen maß-
geblichen therapeutischen Nutzen,
der den Einsatz in der GKV rechtfer-
tigt, schon von Anbeginn eine End-
punktstudie vorliegen muß, wird
noch lange kontrovers diskutiert wer-
den. (Ganz abgesehen von der Un-
möglichkeit bei manchen Fragestel-
lungen wegen des Zeitfaktors.)

3. Damit wären wir bei einer dritten
Fallkonstellation: Neues Wirkprinzip
als patentgeschützte Innovation zur
Lösung von Problemen, die längst ge-
löst sind (z.B. Glitazone oder Glinidi-
ne bei Diabetes oder NSAR in Form
von Cox 2-Inhibitoren, oder neue
Cholesterinresorptionshemmer, z.B.
Ezetimib). Dies sind streng genom-
men keine Analogpräparate, sondern
sie haben einen analogen Wirkungs-
einsatz am Patienten zur Lösung von
dessen Problemen. Auf diesem Feld
kann nur der mehr oder minder freie
Markteinsatz und der Erkenntnisge-
winn durch Studien über das Schick-
sal solcher Innovationen entscheiden.
Ärzte im Spannungsfeld zwischen In-
dividualbudget und innovativem
Fortschritt suchen hier besonders häu-
fig nach Hilfestellung, die nicht aus-
schließlich den Marketingabteilungen
der Hersteller überlassen werden
kann. Die Industrie wird sich daran
gewöhnen, daß mehr und mehr neben
der Zulassung auch der Nutzen kri-
tisch hinterfragt wird.

4. Als viertes Beispiel auf diesem Feld

der Analogpräparate gibt es eine wei-
tere Variante, die bösartige Kritiker
als Verwirrspiel betrachten. Ausbie-
tung eines bekannten und bewährten
Wirkstoffs am Ende der Patentlauf-
zeit durch eine galenische oder stereo-
taktische Variante (z.B. Zok- oder
Mups-Galenik, Esomeprazol, Des-
Loratadin etc.). Man darf vermuten,
daß diese Verzweiflungsversuche, die
Patentlaufzeit zu verlängern, durch
die neue Festbetragsregelung für pa-
tentgeschützte Präparate ein Ende ha-
ben wird.

Ohne Anspruch auf eine komplette
Marktabbildung bleibt festzuhalten, was
aus den dargestellten vier Fallkonstella-
tionen hervorgeht: Ärzte in Klinik und
Praxis stehen einem komplizierten
Marktgeschehen gegenüber, das nicht
leicht zu durchschauen ist. Echte Innova-
tionen von bloßen Nachahmern zu
unterscheiden und deren Stellenwert un-
ter medizinischen und wirtschaftlichen
Gesichtspunkten richtig einzuordnen, ist
weder einfach, noch ohne wissenschaft-
lich fundierte Hilfestellung möglich. Die
bisherige Informationsdominanz der In-
dustrie wird durch die neuen Aufgaben
des Bundesausschusses Ärzte/Kranken-
kassen samt Qualitätsinstitut flankiert
werden. Mit welchem Wirkungsgrad,
bleibt abzuwarten. Aber daß eine Nut-
zenbewertung eines Medikaments durch
eine unabhängige Institution Sinn macht,
ist angesichts der Preiskomponente mo-
derner Arzneimittel und des Preisauf-
triebs im Gesamtmarkt nicht abwegig.
Dabei werden medizinische, pharmako-
logische und gesundheitsökonomische
Aspekte berücksichtigt werden müssen.

Allerdings zeigt ein Blick in die Ge-
schichte der Marktentwicklung von Arz-
neimitteln, daß man gut daran tut, jede
Form der Überregulierung und Über-
intervention zu vermeiden. Manch ein
Me-too-Präparat hat sich nämlich später
als ein Präparat herausgestellt, welches
in der Wirkstoffgruppe den eigentlichen
Fortschritt für alle Patienten gebracht
hat (z.B. Cimetidin versus Ranitidin
oder Ampicillin versus Amoxicillin).
Und erst in der breiten Anwendung stell-

ten sich die besonderen antiarrhythmi-
schen Eigenschaften des Sotalols als ei-
ner aus der Gruppe von vielen Beta-
blockern heraus. Man sollte auch nicht
vergessen, daß es kluge und fachkundige
Menschen waren, die in der Food and
Drug Administration vor ca. einem Vier-
teljahrhundert 13 Jahre lang verhindert
haben, daß Glibenclamid zur Therapie
amerikanischer Typ II-Diabetiker zuge-
lassen wurde. Eine Therapie, auf die
heutzutage niemand in den USA verzich-
ten möchte.

Mit anderen Worten: Wir müssen bei
solchen Nutzenbewertungen immer
auch von einer gewissen Irrtumswahr-
scheinlichkeit der agierenden Personen
ausgehen. Daß positive Nutzenbewer-
tungen durch ein Institut Umsatzexplo-
sionen provoziert, zeigt übrigens die 
aufmerksame Marktbeobachtung im 
NICE-Land Großbritannien.

Die gesetzliche Krankenversicherung
kann sich in Zukunft weder die Abkop-
pelung ihrer Versicherten vom echten
wissenschaftlich-pharmakologischen
Fortschritt erlauben, noch kann sie in
Zukunft teure innovative und pseudoin-
novative Präparate mitfinanzieren, für
die es bereits preiswertere Problemlö-
sungen gibt. Dies insbesondere dann,
wenn die Neuheiten keinen robusten
therapeutischen Zusatznutzen für die
Versicherten aufweisen.

Schlußbemerkung
Unabhängig von diesem komplizierten,
mühsamen und lang dauernden Bewer-
tungsprozeß, der nie den Gesamtmarkt,
sondern immer nur einzelne Marktseg-
mente punktuell abbilden kann, brau-
chen die Kassen, die KVen und die Poli-
tik eine fachliche Zuarbeit in der Frage
der Innovationskomponente als greifba-
re Größe bei der Festlegung von Arznei-
mittelobergrenzen. Oder vereinfacht
ausgedrückt: Wir müssen das Würfeln
am Verhandlungs- und Schiedsamtstisch
durch ein objektives Verfahren ersetzen.

Schlüsselwörter
Arzneimittel – Innovationen – Budgetierung –
Analogpräparate
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Zertifizierte Fortbildung im Hessischen
Ärzteblatt
Im März 2001 hat die Akademie ge-
meinsam mit dem Hessischen Ärzteblatt
eine weitere Möglichkeit der Fortbil-
dung gestartet. Alle zwei Monate wer-
den Fortbildungsbeiträge im Hessischen
Ärzteblatt veröffentlicht, an die sich
Multiple-Choice-Fragen mit maschinen-
lesbaren Faxantwortbögen anschließen.
Diese Art Fortbildungspunkte (CME-
Punkte) zu erwerben hat den Vorteil,
daß sich die Kollegen und Kolleginnen
nach ihren eigenen zeitlichen Vorstellun-
gen entscheiden können, wann und wo
sie ihre Fortbildung durchführen möch-
ten. Im Hinblick auf die geographische
Situation in Hessen haben die Kollegen
aus den ländlichen Bezirken nun ein
breiteres Angebot, um ein Fortbildungs-
zertifikat zu erhalten. 

Dieser neue Weg der Fortbildung ist
gemeinsam mit dem Springer-Verlag ent-
wickelt worden. Das jeweilige Fortbil-

Nutzen neuer Wege in der Fortbildung erfolgreich?
E.-G. Loch, Akademie für ärztliche Fort- und Weiterbildung Bad Nauheim
U. Hennemann, medi cine Mainz 
P. Herrmann, Springer-Verlag Heidelberg
S. Kempinski, Medical Tribune Wiesbaden
M. Otto, PNN Zürich

dungspensum ist so konzipiert, daß für
das Studium eines Themas einschließlich
der Beantwortung der gestellten Multi-
ple-Choice-Antworten ein ungefährer
Zeitaufwand von ca. einer Stunde erfor-
derlich ist. Zum Erreichen eines CME-
Punkts ist seit 2002 ein Ergebnis von
mindestens 70% richtig beantworteter
Fragen erforderlich.

Im Jahre 2001 haben sich 923 Kolle-
gen beteiligt und 2002 waren es schon
1.352 gewesen, was die Annahme der
Initiative mit dem Trend nach oben be-
legt. Der Gesamtdurchschnitt von 84,4
% zeigt das gute Abschneiden der Teil-
nehmer – ein Ergebnis, das auch bei Be-
trachtung der Ergebnisse pro Ausgabe
bestätigt wird (Abbildung 1). Die
Durchfallquote betrug 8%. Dies bedeu-
tet, daß über 200-300 Kollegen und Kol-
leginnen diese Art der Fortbildung in
Hessen mit sehr gutem Erfolg in jeder
zweiten Ausgabe des Hessischen Ärzte-
blattes nutzen.

Angeregt durch diese positive Aufnahme
der Fortbildungsmöglichkeit ergab sich
eine Zusammenarbeit mit der Medical
Tribune. Auslöser ist u.a. gewesen, daß
die Zahl der Weiterbildungsstunden in
der Allgemeinmedizin von 240 auf 80
Stunden verringert wurden. Aus diesem
Grunde versuchten wir auf der Basis des
aktuellen Wissenstandes die Referenten
des Kurses zu motivieren, die praxisrele-
vanten Themen fortzuführen und zu ver-
öffentlichen. So sind 2002 zehn Fortbil-
dungseinheiten durchgeführt worden. In
diesem Jahr sind zwölf Einheiten vorge-
sehen. Sozusagen frei Haus werden die
einzelnen themenspezifischen Fortbil-
dungsmodule als Beilage dem Leser an
die Hand gegeben. Er hat die Möglich-
keit, anhand von zehn bis fünfzehn Mul-
tiple-Choice-Fragen sein Wissen aufzu-
frischen und einen Punkt zu erlangen.

Bereits die erste Folge über das The-
ma Lipidstoffwechsel wurde von 1.400
Ärzten beantwortet. Zwar hat die Aus-
wertung nur knapp 40% die geforder-
ten 70% richtige Antworten ergeben,
aber trotzdem hat die Anzahl der teil-
nehmenden Ärzte nicht abgenommen.
Ein Ergebnis von 99,5% richtigen Ant-
worten hat z.B. das Thema „Obstipa-
tion und Diarrhöe“ erzielt.
Pro Folge nehmen ca. 1.000 Ärzte und
Ärztinnen an der Fortbildung teil. Bezo-
gen auf die Ärzte-Statistik für niederge-
lassene Allgemeinmediziner, Praktiker
und Internisten in der Bundesrepublik
bedeutet dies eine Rücklaufquote im
Schnitt von 1,4%. Bei den bisher ausge-
werteten Folgen liegt die durchschnittli-
che Bestehensquote bei hervorragenden
79%. Die einzelnen Themen zeigen ana-
log des jeweiligen Schwierigkeitsgrades
und Fachrichtung mal bessere, mal we-
niger gute Ergebnisse.

Abb. 1. Die Ergebnisse in den einzelnen Ausgaben des Hessischen Ärzteblatts (= hier wur-
den Fragen generell als korrekt bewertet).
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Es hat sich gezeigt, daß neben den Ärz-
ten und Ärztinnen der Landesärztekam-
mer Hessen Kollegen und Kolleginnen
aus der gesamten Republik dieses Mo-
dellprojekt nutzen. Diese Erfolge in den
Print-Medien haben uns ermutigt das
Angebot fortzuführen und einen näch-
sten Schritt in Richtung Internet zu pla-
nen. In Zusammenarbeit mit einer Grup-
pe der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich ist ein zertifizierter
Online-Kurs mit dem Thema „Diabetes
mellitus Typ I“ entwickelt worden. 385
Besucher haben bis jetzt den Fortbil-
dungskurs (http://ppnn.ethz.ch) erfolg-
reich besucht. 

Ein weiterer Weg erfolgreicher Zu-
sammenarbeit zeigen die bereits veröf-
fentlichten Videoaufnahmen ausgewähl-
ter, zertifizierter Fortbildungsveranstal-
tungen in der Akademie. Die Themen
„Pocken“ und „SARS“ sind hier behan-
delt und sehr erfolgreich mit bisher
1.900 Nachfragen bei „Pocken“ und
495 bei der Lungenerkrankung „SARS“
abgerufen worden.

Diese Zusammenarbeit mit den unter-
schiedlichen Partnern führt zu einer Si-
cherung der Unabhängigkeit der ärzt-
lichen Fortbildung in schriftlicher und
audiovisueller Form. Gleichzeitig nut-
zen wir die Anwendung elektronischer
Medien in der ärztlichen Fortbildung,
die sicherlich weiter zunimmt und ähn-
lich wie in der Universität das e-learnig
auch einbeziehen wird. Wir möchten
mit diesen Maßnahmen unsere Kolle-
ginnen und Kollegen dort abholen, wo
sie jeden Tag sind: in der Praxis, im
Krankenhaus, zuhause und sogar in
der Freizeit. Dabei legen wir Wert da-
rauf, daß eine Multiplikation derjeni-
gen Inhalte, die bereits heute evidence-
based und praxiserprobt vorliegen,
schneller den uns anvertrauten Patien-
tinnen und Patienten zugute kommen.
Wir können damit die Kollegen neben
der traditionellen Fortbildung in der
Akademie und bei all den anderen Ver-
anstaltungen interaktiv und damit zeit-
gemäß ansprechen und wirken gleich-
zeitig dadurch integrativ.

Die freiwillige zertifizierte Fortbildung
wird nach den einheitlichen Bewer-
tungskriterien der Bundesärztekammer
beurteilt. Diese sind von allen Berufsver-
bänden und wissenschaftlichen Gesell-
schaften anerkannt. Durch das Gesund-
heitsmodernisierungsgesetz (GMG) soll
eine Pflichtfortbildung für alle Vertrags-
ärzte – auch in Kliniken – erfolgen. Da-
bei wird sich zeigen, daß unsere Erfah-
rungen noch intensiver genutzt werden. 

Die zertifizierte Fortbildung, die
laut Gesundheitsmodernisierungs-
gesetz (GMG) ab 1. Januar 2004
Pflicht wird, bekommt dadurch
für Klinik und Praxis noch mehr
Bedeutung. Weiterhin gilt unser
Motto aktuell: „Wer aufhört, bes-
ser zu werden, hört auf, gut zu
sein“.

Abb. 2. Basis: Im Schnitt haben pro Folge 933 Teilnehmer teilgenommen. 12 Teilnehmer konnten im Schnitt keiner Kammer zugeordnet werden

Schlüsselwörter
Fortbildung – Zertifizierung – Print – Online-
Medien

HAEB_01_2004_neu.qxd  17.12.2003  08:36  Seite 17



18 Hessisches Ärzteblatt 1/2004

Fortbildung

Tuberkulose
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Multiple Choice-Fragen (Nur eine Antwort ist richtig)

1. Ubiquitäre Mykobakteriosen
sind

(a) generell meldepflichtig.
(b) immer behandlungsbedürftig.
(c) von Mensch zu Mensch übertrag-

bar.
(d) häufig mit Immundefekten 

vergesellschaftet.
(e) Alle Antworten sind richtig.

2. Die Therapie mit Kombina-
tionspräparaten bewirkt

(a) geringere Nebenwirkungen.
(b) bessere Verträglichkeit.
(c) Vermeidung einer Resistenzent-

wicklung.
(d) niedrigere Kosten.
(e) schnellere Heilung.

3. Die Vierfachtherapie der Tu-
berkulose erfolgt heute wegen

(a) einer primären Resistenzhäufigkeit
von über 10%.

(b) einer besseren Wirkung von 4 Me-
dikamenten.

(c) der Möglichkeit einer niedrigeren
Dosierung.

(d) der Möglichkeit einer Intervallthe-
rapie.

(e) Keine Aussage trifft zu.

4. Bakterienausscheidung nach
mehr als 8 Wochen

(a) kommt in etwa 3% aller Patienten vor.

(b) ist Zeichen einer sekundären Resi-
stenz.

(c) ist Ausdruck eines Therapieversa-
gens.

(d) bedarf einer erneuten Resistenz-
prüfung.

(e) Keine Aussage trifft zu.

5. In der Tuberkulosediagnostik
ist heute obligat:

(a) Resistenzbestimmung,
(b) Taxonomie,
(c) PCR,
(d) Blutspiegelbestimmung der Medi-

kamente,
(e) Resistenzbestimmung und Taxo-

nomie.

6. Die Polymerasekettenreaktion
(PCR) hat bei paucibazillären 

Tuberkulosen
(a) eine Sensitivität von >50 %.
(b) eine Nachweisgrenze besser als

Flüssigkulturen.
(c) eine Nachweisgrenze von unter 20

koloniebildenden Einheiten (KFU).
(d) Keine Aussage trifft zu.

7. Welche Erreger gehören nicht
zu den Tbc-Erregern im engeren

Sinne?
(a) M.bovis,
(b) M.africanum,
(c) M.avium,

(d) M.microti,
(e) BCG.

8. Welches Medikament ist im
sauren Milieu besonders wirk-

sam?
(a) Rifampicin,
(b) Isoniazid,
(c) Ethambutol,
(d) Pyrazinamid,
(e) Keines.

9. Bei welchen Formen der extra-
pulmonalen Tuberkulose ist

der Kortikosteroideinsatz empfehlens-
wert?
(a) Knochen- und Gelenks-Tuberku-

lose,
(b) Meningitis,
(c) Perikarditis,
(d) Pleuritis,
(e) Meningitis und Perikarditis.

10. Liegt eine RMP-Resistenz
oder Unverträglichkeit vor, so

sollte die Therapiedauer minde-
stens betragen:
(a) 6Monate,
(b) 8Monate,
(c) 9Monate,
(d) 12 Monate.

??

??

??

??

??

??

??

??

??

??

Mit der Berufung von Professor Schlomo Staszewski  rich-
tete das Universitätsklinikum Frankfurt als erstes Klinikum
in Deutschland einen eigenen HIV-Schwerpunkt ein. Unter
der Bezeichnung ‚Klinik und Therapie der HIV-Erkran-
kung’ wird sich dieser Klinikschwerpunkt vor allem mit der

Impfstoffentwicklung und Fragen der therapeutischen
Impfung gegen HIV befassen. Mit der Einrichtung der Pro-
fessur tragen das Land Hessen und die Universität Frank-
furt dem Lehr- und Forschungsbedarf auf dem Gebiet von
AIDS und HIV Rechnung. 

Erste AIDS-Professur in Deutschland am Universitätsklinikum Frankfurt 
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Weiter- und Fortbildungsbeitrags.
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ALLGEMEINE HINWEISE
PROGRAMME: Die Akademie muß sich kurzfristige Änderungen vorbehalten.Wir bitten um Verständnis.
ANMELDUNG: Bitte melden Sie sich unbedingt schriftlich in der Akademie an (s.o.). Bei der Vielzahl der 
Seminare gilt Ihre Anmeldung als angenommen, wenn wir keine Absage z.B. wegen Überbelegung schicken. Anmeldebestätigungen
und schriftliche Zusagen - mit Zahlungsaufforderung - können wir nur bei den Kursen versenden. Beachten Sie bitte jeweils die orga-
nisatorischen Angaben, insbesondere zu den Voraussetzungen!   

Teilnahmebeitrag: (sofern nichts anderes angegeben ist) e50,-/halber Tag, e90,-/ganzer Tag für Nicht-Mitglieder der
Akademie. Akademiemitglieder zahlen 50 %. Enthalten sind Seminarunterlagen und Pausenverpflegung. Sie sind zu
zahlen am Tagungsbüro. e5 Bonus bei verbindlicher Anmeldung und vorheriger Überweisung des Kostenbeitrages auf das 
Konto 360 022 55, Sparkasse Wetterau, BLZ 518 500 79 (bitte Veranstaltung im Betreff bezeichnen).
MITGLIEDSCHAFT: Es besteht die Möglichkeit, am Tag der Veranstaltung die Mitgliedschaft zu erwerben. Dann gilt die reduzierte Teil-
nahmegebühr. Ausnahme: Kurse und Veranstaltungen, für die der Teilnahmebeitrag vorher entrichtet werden muß; dann kann die Mit-
gliedschaft nur mit der Anmeldung beantragt werden, und nur dann gelten die reduzierten Teilnahmebeiträge. Der Jahresbeitrag für die
Akademiemitgliedschaft beträgt e90,-.

ÄRZTE IM PRAKTIKUM: Die mit AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden  a u c h  für den „Arzt im Praktikum“ als Ausbildungsseminar nach 
§ 34 c ÄAppO anerkannt. Dafür ist die namentliche schriftliche Anmeldung erforderlich! Für sie ist die Teilnehme daran kostenlos.
ZERTIFIZIERUNG: Die angegebenen Punkte P gelten für den Erwerb des Fortbildungszertifikats.
Achtung: Die AiP-Anerkennung sowie die Punktezahl für die Zertifizierung können wir erst bekanntgeben, wenn das vollständige Programm vorliegt.

AKADEMIE FÜR ÄRZTLICHE FORTBILDUNG UND WEITERBILDUNG
DER LÄNDESÄRZTEKAMMER HESSEN

Carl-Oelemann-Weg 7, 61231 Bad Nauheim, Telefon 0 60 32/782-200, Telefax 0 60 32/782-220
E-mail-Adresse: akademie@laekh.de / Homepage: www.laekh.de

ZERTIFIZIERUNG DER ÄRZTLICHEN FORT- UND WEITERBILDUNG   

I. SEMINARE / VERANSTALTUNGEN ZUR PERMANENTEN FORTBILDUNG

Einheitliche Bewertungskriterien: Der Deutsche Ärztetag hat im Mai in Köln einheitliche Bewertungskriterien für die Zertifizierung der
ärztlichen Fortbildung beschlossen und allen Kammern empfohlen, diese im Sinne der Einheitlichkeit zu übernehmen. Unsere bishe-
rigen Kriterien entsprechen diesen weitgehend, wir übernehmen aber gern die teilweise günstigeren Punkte: (1P entspricht IdR 45 Min.)

AIP 4PINNERE MEDIZIN

Strukturierte fachspezifische Fortbildung 
Leitung: Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult. H. G. Lasch, Gießen

Seminare mit praktischen Fallbeispielen und TED-Evaluation
Nephrologie: Mittwoch, 14. Januar 2004, 15 s. t. bis 18 Uhr, Bad Nauheim    

Leitung: PD Dr. med. H.-W. Birk, Gießen
Diagnostik und Therapie der sekundären Hypertonie – von der Nierenarterienstenose bis zum Conn-Syndrom PD Dr. B. Krumme,
Wiesbaden Lebendnierentransplantation als lebensverlängernde Therapie Prof. Dr. R. Weimer, Gießen Peritonealdialyse – ein zu 
selten angewandtes Verfahren! PD Dr. med. H.-W. Birk
Rheumatologie: Mittwoch, 11. Februar 2004, 15 s. t. bis 18 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: PD Dr. med. M.N. Berliner, Gießen
Gen-Polymorphismen in der Rheumatologie unter besonderer Berücksichtigung der Spondyloarthritiden Prof. Dr. med. Märker-Her-
mann, Wiesbaden Osteoporose bei rheumatischen Erkrankungen PD Dr. med. U. Lange, Bad Nauheim Fibromyalgie-Symptom oder
Krankheit PD Dr. med. M.N. Berliner
Intensivmedizin: Mittwoch, 10. März 2004, 15 s. t. bis 18 Uhr, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. K. Genth, Frankfurt a.M., PD Dr. med. D. Walmrath, Gießen, Dr. med. L. Born, Frankfurt a.M.
Crash-Kurs mit Fallseminar „Vom Symptom zur Diagnose“ geplant für Frühjahr 2004, Bad Nauheim
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminargebäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5 
Teilnahmebeitrag: bis März 2004 e25/Seminar (Akademiemitglieder e15) AiP kostenfrei, Crash-Kurs auf Anfrage 
Anmeldung: Bitte schriftlich an Frau A. Zinkl, Akademie, Fax: 0 60 32 / 782-229                                                        E-mail: adelheid.zinkl@laekh.de

NEU!

Kategorie A Vortrag und Diskusion:
1 P/ Fortbildungsstunde. 8 P/ Tag

Kategorie B mehrtägige Kongresse im In- und Ausland:
3 P/ 1/2 Tag, 6 P/Tag wenn kein Einzelnachweis 
entsprechend Kategorie A bzw C erfolgt. In der Kate-
gorie B werden max. 60 P in 3 Jahren anerkannt.

Kategorie C Fortbildung mit konzeptionell vorgesehener 
Beteiligung jedes einzelnen Teilnehmers
(z.B. Workshops, Arbeitsgruppen, Qualitätszirkel, 
Balintgruppen, Kleingruppenarbeit, Supervision, 
Fallkonferenzen, praktische Übungen):
1 P/ Fortbildungsstunde, max. 4 P/ 1/2 Tag, 8 P/ Tag, 
1 Zusatzpunkt bis zu 4 Std., max. 2 Zusatzpunkte / Tag

Kategorie D Strukturierte interaktive Fortbildung via Printme-
dien, Online-Medien und audiovisuelle Medien mit
nachgewiesener Qualifizierung und Auswertung des
Lernerfolgs in Schriftform. Die hierfür anrechenbaren
Medien und Inhalte müssen zuvor von der Landesärz-

tekammer anerkannt werden: 1 P/ Übungseinheit 
(entspricht idR einer akademischen Stunde). In der
Kategorie D werden max. 60 P in 3 Jahren anerkannt.

Kategorie E Selbststudium durch Fachliteratur und –bücher 
sowie Lehrmittel: In der Kategorie E werden 30 P in 
3 Jahren anerkannt.

Kategorie F Autoren erhalten 1 P/ Beitrag.
Referenten/Qualitätszirkelmoderatoren erhalten 1 Punkt/
Beitrag/Poster/Vortrag zusätzlich zu den Punkten der
Teilnehmer. In der Kategorie F werden max 30 P in drei
Jahren anerkannt.

Kategorie G Hospitationen: 1P/ Stunde, max. 8 P/ Tag
In der Kategorie G werden max. 60 P in 3 Jahren 
anerkannt.

Lernerfolgskontrolle 1 Zusatzpunkt bei den Kategorien A bis C
Blockveranstaltungen (z.B. Kurse und Mehrtagesveranstaltungen-

mit einheitlicher thematischer Ausrichtung):
3 P/ 1/2 Tag, 6 P/ Tag, max. 20 P/ Kurs/Veranstaltung

------------------------------------------------------------------
Das Zertifikat wird nach 3 Jahren ausgestellt, wenn 150 Punkte erreicht sind, und es gilt für die folgenden 3 Jahre. Bitte fordern Sie dann form-
los schriftlich das Zertifikat in der Akademie an und reichen die gesammelten Teilnahmebescheinigungen mit der Punktzahl bzw. dem Barcode
und Ihr persönliches Nachweisheft mit den Barcodes ein. Überzählige Punkte können nicht auf die nächsten 3 Jahre übertragen werden!
Anerkennung von Veranstaltungen: Die Fortbildungspunkte für das Ärztekammer-Zertifikat vergibt n u r die Landesärztekammer/Akademie.
Antrag: Der wissenschaftliche Leiter (Arzt) einer Veranstaltung beantragt bei der Akademie in Bad Nauheim die Zertifizierung 
mindestens 6 Wochen vor dem Veranstaltungs-Datum bzw. vor dem Programmdruck unter Vorlage des vollständigen Programms.
Weitere Informationen erhält er dann von der Akademie.
Anfragen bitte nur schriftlich an die Akademie, Frau Baumann, Frau Glaum, Fax 0 60 32/78 22 29 
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FRAUENHEILKUNDE / GEBURTSHILFE 

Fortbildung für Assistenten in Weiterbildung und für
Ärzte der Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Mittwoch, 11. Februar 2004, 9 c. t. bis 17.30 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. W. Künzel, Gießen, 

Prof. Dr. med. E.-G. Loch, Bad Nauheim
Onkologie, Endokrinologie, Geburtshilfe

Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminargebäu-
de, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5    Themen: s. HÄ 11/2003
Teilnahmegebühr: e90/Tag (Akademiemitglieder e45/Tag  ÄiP ko-
stenfrei) Bonus bei Voranmeldung e5.
Auskunft und Anmeldung an Frau H. Cichon, Akademie, Tel.: 0 60
32/7 82-213, Fax: 0 60 32/782-220 E-mail: heike.cichon@laekh.de

KINDER- UND JUGENDMEDIZIN

Entwicklung - Basis und Konzept der Pädiatrie
Sektion Kinder- und Jugendmedizin

Samstag, 14. Februar 2004, 9 c.t. bis 17 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. G. Neuhäuser, Linden

Mit diesem Seminar beginnen wir die strukturierte fachspezifische
Fortbildung Kinder- und Jugendmedizin. Es folgen in regelmäßigen
Abständen Seminare zu Schwerpunkten und besonderen Problemen

Themen und weitere Termine: s. HÄ 11/2003
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiege-
bäude, Blauer Hörsaal, Carl-Oelemann-Weg 7  
Anmeldung schriftlich an Frau K. Baumann, Akademie, 
Fax 0 60 32/7 82-229                          E-mail: katja.baumann@laekh.de

STRUKTURIERTE FACHSPEZIFISCHE FORTBILDUNG

SCHWANGERSCHAFTSKONFLIKT

Konflikt-Schwangerschaft - Schwangerschaftskonflikt
Sektionen Allgemeinmedizin - Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Samstag, 20. März 2004, 9 c.t. bis 16.30 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. Ernst-Gerhard Loch, Bad Nauheim

Prof. Dr. med. Hans-Georg Siedentopf, Dietzenbach
Dieses Seminar dient der Fortbildung aller an der Thematik interes-
sierte Ärztinnen und Ärzte. Insbesondere richtet es sich an die aner-
kannten Schwangerschaftskonflikt-Berater, die sich verpflichtet haben,
alle drei Jahre ein Wiederholungsseminar zu besuchen. Der Besuch
dieses Seminars gilt allerdings  n i c h t  für den Erwerb der Berechti-
gung zur Schwangerschaftskonflikt-Beratung nach § 218 StGB.
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Akademiege-
bäude, Raum Wetterau, Carl-Oelemann-Weg 7

CHIRURGIE

Interdisziplinäre Kooperation der Plastischen Chirurgie
Sektion Chirurgie – Plastische Chirurgie

Samstag, 28. Februar 2004, Frankfurt a.M.
Leitung: PD Dr. med. K. Exner, Frankfurt a.M.

Tagungsort: Markus-Krankenhaus, Aula im OvL-Haus,
Wilhelm -Eppstein-Straße 2

----------------------------------------------------------
31. Kinderchirurgisch-pädiatrisches Kolloquium 

zusammen mit der Interdisziplinären Gesellschaft für Medizin Kassel eV
Wandel in der Behandlung angeborener Fehlbildungen

Sektion Chirurgie – Kinderchirurgie
Samstag, 13. März 2004, 9 bis 15 Uhr, Kassel

Leitung: Dr. med. P. Illing, PD Dr. med. Th. Dimpfl, Kassel
Auskunft und Anmeldung: Tel. 0561/92 85-124, Fax  -230

E-mail: kinderchirurgie@park-schoenfeld.

LABORATORIUMSMEDIZIN/HÄMATOLOGIE
Neue Konzepte in der Diagnostik

Verlaufsbeurteilung und Therapie der Anämien
Sektion Laboratoriumsmedizin

Samstag, 14. Februar 2004, 9 c. t. bis 13 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. L. Thomas, Frankfurt a. M.

Prof. Dr. med. Dr. rer. nat. N. Katz, Gießen
Hämatopose und Eisenstoffwechsel Prof. Dr. med. L. Thomas Hep-
cidin, ein neuer diagnostischer Marker des Eisenstoffwechsels?
Dr. med. M. Thomé, FfM Therapie und Verlaufsbeurteilung der re-
nalen Anämie Prof: Dr. med. R. M. Schäfer, Münster Tumoranämie –
Pathophysiologie,Therapie und Verlaufsbeurteilung Prof. Dr. med.
M. R. Nowrousian, Essen                      -Selbstevaluation (Fragebogen)-
Tagungsort: Fortbildungszentrum LÄKH, Akademiegebäude, Raum
Wetterau, Carl-Oelemann-Weg 7.

HALS-NASEN-OHREN-HEILKUNDE                     
Gestörtes Gleichgewicht - Tinnitus und Schwindel

Sektion Hals-Nasen-Ohrenheilkunde
Samstag, 7. Februar 2004, 9 c. t. bis 13.15 Uhr, Bad Nauheim

Interdisziplinäres Seminar für HNO-, Allgemein- 
und alle anderen interessierten Ärzte

Leitung: Dr. med. M. Kersebaum, Bad Kissingen
Objektive und quantitative Diagnostik bei Schwindel mit
Elektronystagmographie und Cranio-Corpo-Graphie, Schwin-
del aus internistischer Sicht, Ohrgeräusche - moderne neuro-
otologische Diagnostik und Therapie, die Peripheren Vestibulä-
ren Erkrankungen – Neurootologische Diagnose und Therapie.
Referenten: Prof. Dr. med. C.-F. Claussen, Bad Kissingen/Würzburg,
Dr. med. M. Kersebaum, Dr. med. M. Frhr. du Prel, Bad Kissingen

-Selbstevaluation (Fragebogen)- 
Tagungsort: Fortbildungszentrum der Landesärztekammer 
Hessen, Seminargebäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5.

ANGIOLOGIE/RADIOLOGISCHE DIAGNOSTIK 
Frankfurter Interdisziplinäres Symposium zur
Behandlung von Aortenläsionen (FISBA)

Sektion Radiologische Diagnostik
Samstag, 14. Februar 2004, 9 bis 17.30 Uhr, Frankfurt a.M.,
Leitung und Organisation: Prof. Dr. med. Thomas J. Vogl, FfM,

Dr. med. Jörn O. Balzer, FfM
Diagnostik und Therapie des Bauchaortenaneurysmas (BAA)
Vorsitz: Prof. Dr. med.T. J.Vogl, Prof. Dr. med.T. Schmitz-Rixen, FfM
Ätiologie und Epidemiologie des BAA PD Dr. med. F. Adili, FfM Prä-
und posttherapeutische Diagnostik des BAA: MD-CTA vs KM-
MRA vs i. a. DAS Dr. med. C. Herzog, FfM. Operative Therapie: Indi-
kationen,Technik, Ergebnisse Prof. Dr. med.T. Schmitz-Rixen Endo-
vaskuläre Therapie: Indikation, Technik, Ergebnisse Prof. Dr. med.
C. Düber, Mannheim Stentgraft Design – Übersicht, Pro & Contra.
Modulare Systeme und suprarenale Fixation Prof. Dr. med. J.
Brunkwall, Köln Endoleak: Klassifikation und Management PD Dr.
med. M.-B. Pitton, Mainz Management intraoperativer Komplikatio-
nen bei der Applikation stentgeschützter Aortenprothesen Prof.
Dr. med. W.-J. Stelter, FfM Konventionelle Aortenchirurgie nach
endovaskulärer Aortenkonstruktion Prof. Dr. med. D. Raithel, Nürn-
berg Zukunftsperspektiven der Endovaskulären Therapie des
BAA Prof. Dr. med. L. Sunder-Plasmann, Ulm Diagnostik & Therapie
von thorakalen Aortenläsionen
Vorsitz: Prof. Dr. med.T. J.Vogl, Prof. Dr. med. A. Moritz, FfM
Ätiologie und Epidemiologie der Läsionen der thorakalen Aorta
Prof. Dr. med. A. Moritz Prä- und posttherapeutische Diagnostik der
Erkrankungen der throrakalen Aorta: MD-CTA vs KM-MRA vs i. a.
DAS Prof. Dr. med. T. Vogl Debatte: Behandlungsstrategien der Typ
B-Dissektion; Pro konservative Therapie Prof. Dr. med. A. Zeiher,
FfM endovaskuläre Therapie Dr. med. M. Doss, FfM Problematik der
endovaskulären Versorgung von Typ B Dissektion Prof. Dr. med. C.
Nienhaber, Rostock Operative Versorgung von akuten Läsionen
des Aortenbogens und der Aorta descendens PD Dr. med. G.Wim-
mer-Greinecker, FfM Endovaskuläre Versorgung von akuten Läsio-
nen der Aorta descendens Dr. med. J. O. Balzer Fensterung & Sei-
tenaststentung bei akuter Dissektion PD Dr. med. A. Chavan, Han-
nover Zukunftsperspektiven der endovaskulären Therapie thora-
kaler Aortenläsionen Dr. med. D. Scheinert, Leipzig 
Kein Teilnahmebeitrag! -Selbstevaluation (Fragebogen)- 
Tagungsort: Klinikum der JWG-Universität, Zentralbau, Hörsaal H23-
3 (Haus 23 A), Theodor-Stern-Kai 7, 60596 Frankfurt a. M.

NEUROLOGIE/ORTHOPÄDIE

Der enge Spinalkanal
- eine klinische und chirurgische Herausforderung

Sektion Neurochirurgie
Samstag, 6. März 2004, 9 bis 13 Uhr, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. B. L. Bauer, Hannover/Celle

Tagungsort: KWA-Stift Aeskulap, Salon E, Carl-Oelemann-Weg 9

GESUNDHEITSPOLITIK  

Osteoporose – ein neues Paradigma?
Mittwoch, 21. Januar 2004, 15 bis 19 Uhr, Frankfurt a.M.
Förderverein für ärztliche Fortbildung in Hessen e. V. in Verbindung

mit der Akademie, der KVH und der LÄKH
Leitung: Prof. Dr. med. Ernst-Gerhard Loch, Bad Nauheim
Dr. med. J. Bausch, Frankfurt a.M.
Tagungsort: KV Hessen, Georg-Voigt-Straße 15
Auskunft und Anmeldung: Klaus Losack, Zum Höhenstein 60,
53783 Eitorf, Tel.: 0 22 43/ 8 28 29

4P

AIP 8P

AIP 7P

AIP 4P

3P

AIP 4P

AIP 7P

AIP 7P
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PSYCHOTHERAPIE /PSYCHOSOMATIK     
Sind die Dicken noch zu retten?

Sektion Psychiatrie / Psychosomatik, Psychotherapie
Samstag, 21. Februar 2004, 9 c.t. bis 17 Uhr

Leitung: Dr. med. A. Schüler-Schneider, Frankfurt a.M.
- Vorläufiges Programm -  Gesundheitspolitische Dimension, Ge-
sundheitsministerium Maßnahmen der Krankenkassen: AOK
Hessen Folgeerkrankungen: Prof. Dr. med. K. Huth, FfM Ernäh-
rung: Prof. Dr. med. M. Krawinkel, Gießen Chirurgische Therapie:
Prof. Dr. med. W. O. Bechstein, FfM. Verhaltenstherapie und 
Gesundheitserziehung: Prof. Dr. med. V. Pudel
Fallbesprechungen und Supervision
Dr. med. A. Schüler-Schneider, Prof. Dr. med. V. Pudel

---------------------------------------------------
27. Bad Nauheimer Psychotherapie-Tage  2004  pro Tag 

PSYCHOSOMATISCHE GRUNDVERSORGUNG (EBM 850/851)
5. - 7. März 2004, Wiesbaden   s. HÄ 12/2003

Anmeldung schriftlich an Frau E. Hiltscher, Akademie, 
Fax: 0 60 32/782-229                           E-mail: edda.hiltscher@laekh.de

--------------------------------------------------------
10. Curriculum

PSYCHOSOMATISCHE GRUNDVERSORGUNG s.HÄ 12/2003
9. - 11. Januar 2004 (Fr. 16 bis So. 13 Uhr) Bad Nauheim

Auskunft und schriftliche Anmeldung an Frau U. Dauth, 
Akademie, Tel. 0 60 32 /7 82-2 38       E-mail: ursula.dauth@laekh.de

-----------------------------------------------------
12. WARTBURGGESPRÄCH

25.-27. Januar 2004, Bad Nauheim    s. HÄ 12/2003

UROLOGIE/PATOLOGIE

Neoplasien der Prostata und der ableitenden Harnwege
Sektion Pathologie

Samstag, 7. Februar 2004, 9 bis 13 Uhr, Frankfurt a.M.
Leitung: Prof. Dr. med. G. Mall, Darmstadt

Diagnostik und Therapie des Prostatakarzinoms, N. N., Histolo-
gische Diagnostik des Prostatakarzinoms, Prof. Dr. med. K. Rem-
berger, Homburg Histologische Diagnostik urotheliarer Neopla-
sien, Prof. Dr. med. B. Helpap, Singen Urinzytologie (mit DIA-Test
zur Selbstevaluation, N.N. FISH-Untersuchungen in der Diagno-
stik und Nachsorge urothelialer Neoplasien, N.N.

- Selbstevaluation – (Fragebogen)

Tagungsort: Zentrum der Pathologie am Klinikum der JWG-Univer-
sität, Theodor-Stern-Kai 7

AIP 3P

VORSCHAU

Umwelt und Allergie
Sektionen Hygiene / Umwelt und Öffentliches Gesundheitswesen
Samstag, 20. März 2004, Bad Nauheim

II.  FORTBILDUNGSKURSE
MEDIZINISCHE INFORMATIK EINFÜHRUNGSKURS (150 Stunden)  

Für Interessenten des Fort- und Weiterbildungskursus, die aber die Voraussetzungen zur Teilnahme an dem 280-Stunden-Kurs noch nicht erfüllen,
bieten wir diesen 150 Std. umfassenden Einführungs-Kurs an. Ihnen wird nach vollständiger Teilnahme ein Platz in dem nächsten Fort- und Weiter-
bildungskurs zugesichert. Der Einführungskurs kann auch von denjenigen besucht werden, die erst einmal in die „Medizinische Informatik“ `rein-
schnuppern möchten. Die Termine, die überwiegend am Wochenende liegen werden, stehen z. Z. noch nicht fest. Auch die Teilnahme an einzelnen
Themen ist möglich. Kursbeginn voraussichtlich Frühjahr 2004                                                                                                Themen s. HÄ 12/2003 
Teilnahmebeitrag: auf Anfrage    
Information / Anmeldung an Frau H. Cichon, Akademie, Tel. 0 60 32/782-213, Fax 782-220                                     E-mail: heike.cichon@laekh.de

NOTFALLMEDIZINISCHE FORTBILDUNG

Notdienstseminar“  
14./15. und 28. Februar 2004 in Bad Nauheim
18./19. September und 2. Oktober 2004 in Bad Nauheim
Der vollst. Besuch wird als 1 Ausbildungsseminar für ÄiP anerkannt.
Kostenbeitrag: e140 (Akademiemitglieder e70, AiP frei)
Bitte die Zahlungsaufforderung abwarten!

Seminar „Fachkundenachweis Rettungsdienst“
20. - 24. April 2004 in Wiesbaden  
12. - 16. Oktober 2004 in Wiesbaden
Kostenbeitrag: e440  (Akademiemitglieder e400)

Seminar „Leitender Notarzt“ 
20. - 23. November 2004 in Kassel 

Wiederholungsseminar „Leitender Notarzt“
25 / 26 September 2004 in Kassel                                               
Wiesbaden     Termin s. späteres Heft                                        

Auskunft und schriftliche Anmeldung an Frau V. Wolfinger, Akade-
mie, Fax: 0 60 32/782-229           E-mail:veronika.wolfinger@laekh.de

Seminar „Ärztlicher Leiter Rettungsdienst“ 
28. – 31. Januar 2004 in Bad Nauheim
Leitung: Dr. med. W. Lenz, Schlüchtern

Ergänzend zu unseren notfallmedizinischen Seminaren und Kursen
bieten wir den dreitägigen Kurs entsprechend den Empfehlungen der
BÄK an, gemeinsam mit dem Arbeitskreis „Ärztlicher Leiter Ret-
tungsdienst“. Er richtet sich an Leitende Notärzte, die dann als „Ärzt-
licher Leiter Rettungsdienst“ auf regionaler oder überregionaler Ebe-
ne die medizinische Kontrolle über den Rettungsdienst wahrnehmen
und für die Effektivität und Effizienz der präklinischen notfallmedizini-
schen Patientenversorgung verantwortlich sind.
Kursmodul I (28.- 30. Januar 2004) Organisation des Rettungsdien-
stes - Qualitätsmanagement und Verwaltungslehre - Medizinische Be-
lange des Rettungsdienstes; Kursmodul II „Hessentag“ (31. Januar
2004) Landesspezifische Rahmenbedingungen und Erfahrungen.
Teilnahmevoraussetzungen:Qualifikationsnachweis „Leitender Notarzt“
Teilnahmebeitrag:Modul I e350, Modul II e100, Module I + II e380
Tagungsort: FBZ der LÄK Hessen, Akademiegebäude
Auskunft und schriftliche Anmeldung: Frau V.Wolfinger, Akademie
Fax: 0 60 32/782-229                 E-mail:veronika.wolfinger@laekh.de

MEDICAL ENGLISH 
Zielgruppe dieses Kursus sind Ärzte in Klinik und Praxis, die sich speziell
mit der englischen Sprache in der Medizin beschäftigen möchten und
schon über Englischkenntnisse aus mindestens drei bis vier Schuljahren
verfügen. Je nach eigenen Voraussetzungen werden sie nach Abschluß
des Kursus in der Lage sein, sich z.B. in Englisch mit Patienten zu ver-
ständigen, eine fachliche Unterhaltung mit britischen oder US-amerikani-
schen Kollegen zu führen, einem Vortrag im Ausland ohne Schwierigkei-
ten zu folgen oder dort selbst als Referent einen Vortrag zu halten. Es
wird ihnen leichter fallen, englischsprachige Fachliteratur zu lesen und
die Krankengeschichte von aus dem Ausland überwiesenen Patienten
zu verstehen. Und schließlich bietet dieser Kurs ihnen einen umfassen-
den Leitfaden für einen Aufenthalt im englischen Sprachraum.
Leitung: Dr. med. M. Nix, Bad Nauheim,  iVm der VHS Wetterau      
Termine: 14./28. Feb., 6./13./20./27. März 2004 jew.Sa., 9-13 Uhr
Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄKH, 
Teilnahmebeitrag: e550,  Mitglieder e495,  Teilnehmerzahl: 10 
Information: Dr. med. Nix, Tel./ Fax. 0 60 32/ 86 82 48, 
Anmeldung: Akademie der LÄKH, Tel. 0 60 32/ 7 82-200, 
Fax 0 60 32/ 78 2-250 

MODERATORENTRAINING
Qualifikation zum Moderator von Qualitätszirkeln nach SGB V
Leitung: Dr. rer. nat. K. Nestel, Gau-Algesheim
Termine: 18.2., 17./31.3., 21.4., 26.5. und 16.6.2004

jeweils Mittwoch, 17.30 bis ca. 21 Uhr 
dieser Kurs kann nur insgesamt besucht werden!

Tagungsort: Frankfurt a. M., Stadtgesundheitsamt
Teilnahmebeitrag: e360, Mitglieder e324,  Teilnehmerzahl: min. 12
Auskunft und schriftliche Anmeldung an Frau U. Dauth, Akademie
Tel. 0 60 32 /7 82-2 38   E-mail: ursula.dauth@laekh.de

PRÜFARZT / KLINISCHE STUDIEN              
Sektion Klinische Pharmakologie mit der Geschäftsstelle 
„Fortbildung Klinische Studien“ Klinikum JWG-Universität

Freitag/Samstag, 5./6. März 2004, Bad Nauheim
Leitung: Prof. Dr. med. S. Harder, Frankfurt a. M.

Weitere Information s. HÄ 12/2003 
Anmeldung schriftlich an Frau R. Heßler, Akademie 
Fax 0 60 32/782-229                           E-mail: renate.hessler@laekh.de
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SPEZIELLE SCHMERZTHERAPIE (80-Stunden)

Kurs zum Erwerb der Zusatzbezeichnung (s. Weiterbildungsordng.)
Gemeinsam mit der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für
Schmerztherapie (DIVS) e.V. führen wir den Kurs nach dem Kursbuch
„Spezielle Schmerztherapie“ der Bundesärztekammer durch.
Teil I: 13./14.03.2004, Friedrichsdorf, salus Klinik          
„Grundlagen; Psychologische, psychiatrische, psychosomatische
Aspekte der Schmerztherapie“
Leitung: Dr. med.T. Wiehn/ Prof. Dr. phil. Dr. med. habil. H.-D. Basler
Teil II: 5./6. Juni 2004, Hanau, Städtisches Klinikum     
„Medikamentöse Schmerztherapie, Schmerzen des Bewegungsappa-
rates, Tumorschmerztherapie“ Leitung: Prof. Dr. med. P. M. Osswald      
Teil III: 6./7. November 2004, Kassel, Städtisches Klinikum
„Neuropathische Schmerzen, Blockadetherapie und weitere Behand-
lungsmethoden“ Leitung: Prof. Dr. med. M.Tryba/ Dr. med. M. Gehling
Teil IV: 20./21. November 2004,Wiesbaden, DKD                    
„Kopf- und Gesichtsschmerzen; Ischämische, viszerale und Beckenbo-
denschmerzen; Schmerzen bei rheumat. Erkrankungen, Fibromyalgie
und myofasziale Schmerzen; Schmerztherapie bei Kindern; Organisa-
tionen und Dokumentationen in der Schmerztherapie“
Leitung: Dr. med. U. Drechsel 
Teilnahmebeitrag: (voraussichtlich) e650 (Akademiemitglieder e585)
pro Wochenende e220 (Akademiemitglieder e198)
Anmeldung schriftlich an Frau A. Zinkl, Akademie, 
Fax: 0 60 32/782-229 E-mail-Adresse: adelheid.zinkl@laekh.de

STRAHLENSCHUTZ

FACHKUNDE IM STRAHLENSCHUTZ FÜR ÄRZTE gem. RöV

INFORMATIONSKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag, 24. Januar 2004

GRUNDKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 6./7. März 2004, ganztägig*

SPEZIALKURS Bad Nauheim
Termin: Samstag/Sonntag, 17./18. April 2004, ganztägig*
*und in der Folgewoche 1 Nachmittag nach Wahl für Prakt./Prüfung
in UNI-Klinik Frankfurt a.M.
Leitung: Prof. Dr. med. H. Riemann, Frankfurt a.M.

Dipl.-Phys. Dr. phil. K.-H. Manegold, Frankfurt a.M.
Teilnahmebeitrag: Informationskurs: e70, e63 Mitglieder (ÄiP
keine Ermäßigung), Grund- und Spezialkurs: jeweils e280 (ÄiP
e252), Mitglieder jeweils e252 (ÄiP e226). Es wird empfohlen, den
Informationskurs vor dem Grund- und Spezialkurs zu besuchen.

----------------------------------------------------------
AKTUALISIERUNGSKURS gem. RöV 
für Ärzte und Medizinphysikexperten
Samstag, 8. Mai 2004, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. H. Riemann, Frankfurt a.M.
Dipl.-Phys. Dr. phil. K.-H. Manegold, Frankfurt a.M.

vorgeseheneThemen: Gesetzliche Grundlagen; Strahlenbiologische
Grundlagen; Grundlagen des Strahlenschutzes; Referenzwerte; Do-
sisbestimmung; Anwendung von Röntgenstrahlen am Menschen I /II;
Ärztlichen Stelle, Sachverständigenprüfung; Erfolgskontrolle.
Tagungsort: Fortbildungszentrum der LÄK Hessen, Seminarge-
bäude, Raum Frankfurt, Carl-Oelemann-Weg 5
Teilnahmebeitrag: e110 (Mitglieder der Akademie e99)
Auskunft und Anmeldung Frau E. Hiltscher, AkademieTel. 0 60
32/782-211, Fax 0 60 32/782-229    E-mail: edda.hiltscher@laekh.de

III.  WEITERBILDUNG

ÄRZTLICHES QUALITÄTSMANAGEMENT
Curriculum Qualitätssicherung     je Block 

Auch in diesem Jahr wollen wir diesen Kurs wieder entsprechend
dem Curriculum 'Qualitätssicherung/ Ärztliches Qualitätsmanage-
ment' (3. Aufl. 2003) der Bundesärztekammer im Auftrage der KVH
und LÄKH an der Akademie für Ärztliche Fortbildung und Weiterbil-
dung der Landesärztekammer Hessen in Bad Nauheim anbieten. Er
umfaßt insgesamt 200 Fortbildungsstunden und führt für hessische
Ärztinnen und Ärzte bei regelmäßiger und erfolgreicher Teilnahme
zum Zertifikat 'Ärztliches Qualitätsmanagement' der Landesärzte-
kammer Hessen. Im Rahmen des Kursus wird auch die Qualifikation
eines Moderators für Qualitätszirkel gemäß den in Hessen gelten-
den Richtlinien von KVH und LÄKH erworben.
Leitung: Dr. med. H. Herholz, MPH, Dr. med. R. Kaiser, FfM.

Prof. Dr. med. M. Schrappe, Marburg 
Block I: Sa., 28.2. - Fr. 5.3.2004     Block II: Fr., 30.4. - Mi., 5.5.2004
Block III: Mo., 13. - Sa. 18.9.2004 Block IV: Mo., 1. - Sa., 6.11.2004
Tagungsort: Bad Nauheim, Fortbildungszentrum der LÄK Hessen
Teilnahmebeitrag: auf Anfrage
Auskunft und Anmeldung an Frau H. Cichon, Akademie, 
Tel.: 0 60 32/782-213                         E-mail: heike.cichon@laekh.de

ERNÄHRUNGSMEDIZIN

Die Akademie beabsichtigt im kommenden Frühjahr wieder einen
Kurs „Ernährungsmedizin“ (100-Std.) anzubieten. Grundlage ist das
Curriculum der Bundesärztekammer.
Die Leitung haben Prof. Dr. med. M. Krawinkel, Gießen, und Prof. Dr.
med. Dr. oec. troph. J. Stein, Frankfurt a.M.. Die Mindestteilnehmer-
zahl beträgt 50. Bitte melden Sie schriftlich formlos Ihr Interesse an
die Akademie: z. Hd. Frau M. Jost, Fax: 0 60 32/7 82-229

E-mail: marianne.jost@laekh.de

ULTRASCHALLKURSE
nach den Richtlinien der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der DEGUM

Abdomen und Retroperitoneum (einschließlich Nieren)
Leitung: Dr. med. J. A. Bönhof, PD Dr. med. C. F. Dietrich, Dr. med. W.
Schley, Dr.med.H.Sattler, Dr.med.W.B.Stelzel (DEGUM-Seminarleiter)
GRUNDKURS 30 Stunden
Theoretischer Teil: Sa. 17. und So. 25. Januar 2004, 9 bis 18 Uhr
AUFBAUKURS 30 Stunden
Theoretischer Teil: Sa. 13. und So. 21. März 2004, 9 bis 18 Uhr
ABSCHLUSSKURS 16 Stunden                                                  
Theoretischer Teil: Sa. 6. November 2004, 9 bis 18 Uhr
Praktische Teile: je 2 Tage(5 - 6 Stunden) 
in kleinen Gruppen (5 Teilnehmer) in verschiedenen Kliniken

ULTRASCHALLKURSE – Gefäße 2004
Leitung: Prof. Dr. med. Viola Hach-Wunderle, Frankfurt am Main

Dr. med. Jörg A. Bönhof, Wiesbaden

Interdisziplinärer GRUNDKURS (24 Stunden)
der Doppler-Duplex-Sonographie für die Angiologie
Termine: Do. 5. /Fr. 6. / Sa. 7. Februar 2004
Teilnahmebeitrag: voraussichtlich e399 (Akademiemitglieder e348)
Anmeldung an Frau M. Jost, Akademie, Tel. 0 60 32/782-201 
Fax: 0 60 32/782-229                        E-mail: marianne.jost@laekh.de

KURSE ARBEITSMEDIZIN UND SOZIALMEDIZIN

Arbeitsmedizin / Betriebsmedizin je 
Grundkurs: A1 16. bis 23.01.2004

A2 10. bis 17.09.2004
Aufbaukurs: B1 06. bis 13.02.2004

B2 12. bis 19.11.2004
C1 05. bis 12.03.2004
C2 03. bis 10.12.2004

Sozialmedizin je
Grundkurs: GKI 23. bis 30.04.2004 

GKII 08. bis 15.10.2004

Auskunft und Anmeldung: Frau Stieler, Akademie 
Tel. 0 60 32/ 78 2-2 83 Fax: 0 60 32/ 78 2-217

KURS-WEITERBILDUNG ALLGEMEINMEDIZIN
Wir bieten nur noch die 80-stündige Kurs-Weiterbildung Allgemein-
medizin nach der neuen Weiterbildungsordnung an. Wir haben aber
mit der Weiterbildungsabteilung unserer Kammer vereinbart, daß bis
auf weiteres die Teilnahme an den Blöcken 1, 14, 16, 18 auch noch für
die 240-stündige KWA (alte WB-Ordnung) anerkannt wird.
2004 bietet die Akademie für die Kurs-Weiterbildung Allgemein-
medizin wieder 6 Blöcke (80 Stunden) an. Termine s. HÄ 12/2003
Block 1 31. Januar 2004 „Spezifische Inhalte der Allgemeinmedizin“

weitere Informationen s. Hä 6/2003
Anmeldung /Auskünfte: Wenn Sie Fragen zu der theoretischen
Kursweiterbildung haben, wenden Sie sich bitte an Frau Heßler,
Akademie, Tel. 0 60 32/782-203,    E-mail: renate.hessler@laekh.de
Zum persönlichen Weiterbildungsgang: LÄK Hessen 
Abt. Weiterbildung, Tel. 0 69/976-720.

VERKEHRSMEDIZINISCHE BEGUTACHTUNG   
16-Stunden Kurs             25./ 26. Juni 2004, Bad Nauheim

Leitung: Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt a. M.

13P

13P

13P

13P

6P

21P

21P

10P

15P

33P

33P

25P

21P

20P

20P
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Ärztliche Fortbildung im Bereich der Bezirksärztekammern 
der Landesärztekammer Hessen

Die mit  AiP gekennzeichneten Veranstaltungen werden für den Arzt im Praktikum als Ausbildungs-
veranstaltung anerkannt. Dafür ist die namentliche Anmeldung erforderlich.

Zertifizierung: Die angegebenen Fortbildungspunkte  P gelten für das vorgesehene Modellprojekt
„Zertifizierung“ nach dem Beschluß der Delegierten-Versammlung am 14. 11. 1998.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER DARMSTADT

Ärztlicher Kreisverein Bergstraße

14.1.2004, 20.00 Uhr s.t. – 23.00 Uhr: Konferenzhotel Alleehotel Euro-
pa, Europaallee 45, Bensheim.  „Depression und Manie – Die beiden
Gesichter der bipolaren  Erkrankungen.“ Prof. Dr. Ebel, Ludwigsburg.
Auskunft: Dr. Jürgen Merke. Tel. (0 62 51) 3 80 62. AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Ärztlicher Kreisverein Darmstadt

Seminarraum 207, 1. OG, im neuen Verkehrstor der Fa. Merck, Frank-
furter Str. 250, Darmstadt, jeweils 20.15 Uhr.

27.1.2004: „Seronegative Spondylarthritiden.“ Prof. Dr. Elisabeth Mär-
ker-Hermann, Wiesbaden. AiP 

10.2.2004: „Antibiotische Therapie in Praxis und Klinik – Aktuelle Emp-
fehlungen – Probleme der Resistenzentwicklung.“ Prof. Dr. Dr. Dr. h.c.
mult Dieter Adam, München. AiP 

Auskunft: Frau Mengel-Walther. Tel. (0 61 51) 66 27 09.

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Alice-Hospital

2.2.2004, 18.00 – 20.00 Uhr: Nebenraum Cafeteria des Alice-Hospi-
tals, Dieburger Str. 144, Darmstadt. „Gefäßchirurgische Notfälle und
Shuntchirurgie.“ Dr. Müller. Auskunft: Dr. A. Mortazawi. Tel. (0 61 51) 7
73 73. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Klinikum Darmstadt

Jeden Montag, 16.00 Uhr: Klinikum Darmstadt, 3. Obergeschoß, Kon-
ferenzraum der Medizinischen Kliniken, Raum 527-529, Grafenstr. 9,
Darmstadt. „Onkologischer Arbeitskreis.“ Leitung: Prof. Dr. Dieter
Fritze. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Kober. Tel. (0 61 51)
1 07 – 68 51. 3P

Kreiskrankenhaus Erbach/Odw.

Jeden 1. Samstag im Monat, 9.00 Uhr, Tagesseminar: Mehrzweckhalle
des Kreiskrankenhauses Erbach/Odw., Albert-Schweitzer-Str. 10-20.
„Mega-Code-Reanimations-Training.“ Auskunft: M. Pfann, R. Müller. Tel.
(0 60 62) 46 86. 9P

Balintgruppe

Dienstags, 14täglich, 19.15 – 20.45 Uhr: Bleichstraße 19/21, Darm-
stadt. Auskunft: Dr. Georg Frieß. Tel. (0 61 51) 2 55 19. 2P

Balintgruppe

Mittwochs, 14tägig, 17.30 – 19.00 Uhr: Rodensteinstr. 83, Bensheim.
Auskunft: Dr. M. Vandewall. Tel. (0 62 51) 6 85 10.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER FRANKFURT

Schmerztherapeutisches Kolloquium e.V.

6.1.2004, 19.00 Uhr: Schmerztherapeutisches Kolloquium, Roßmarkt
23, Frankfurt. „Schmerzkonferenz.“ 4P

20.30 Uhr: Qualitätszirkelsitzung. 4P

Auskunft: Dr. Thomas Flöter. Tel. (0 69) 29 98 80 77.

Klinik für Anästhesiologie, Intensivmedizin und Schmerztherapie

12.1.2004, 17.00 – 18.30 Uhr: Großer Hörsaal 1, Haus 23 A, 1. OG,
Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Akupunktur in
der Anästhesie und Schmerztherapie.“ Dr. D. Irnich, München. Aus-
kunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Zwißler und PD Dr. D. Bremerich. 
Tel. (0 69) 63 01 58 67. 2P

Ethik in der Medizin

Der menschliche Leichnam in der Medizin – Historische, kulturelle, recht-
liche und ethische Aspekte. Seminarraum im IfG, Haus 49, Eingang Paul-
Ehrlich-Straße 20-22, Frankfurt, jeweils 18.15 - 19.45 Uhr.

12.1.2004: „Hirntod und Schwangerschaft.“ AiP 2P

19.1.2004: „Umstrittenes Handeln am Leichnam – Was darf man am
Leichnam und mit dem Leichnam tun?“ AiP 2P

26.1.2004: „Körperwelten“ – ein „anatomisches Spektakel?“ AiP 2P

2.2.2004: „Abschlußdiskussion: Haben wir ein gestörtes Verhältnis zum
menschlichen Leichnam?“ AiP 2P

4 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Ringvorlesung: Konfliktfelder im klinischen Alltag. Kursraum Sencken-
bergisches Institut für Geschichte der Medizin, Haus 40, Paul-Ehrlich-Stra-
ße 20-22, Frankfurt, jeweils 16.15 – 17.45 Uhr.

14.1.2004: „Vom Hirntod zur Organtransplantation – ethische Heraus-
forderungen.“ Dr. Julia Holtmeier. AiP 2P

21.1.2004: “Patientenautonomie und ihre Umsetzung durch gesetzliche
Betreuer: Ein Konfliktfeld zwischen Betreuern und Ärzten?” Hanns-Chri-
stoph Eisenhardt, Renate Dansou. AiP 2P

28.1.2004: „Wer hat das Sagen? Autonomie und Selbstbestimmung des
Patienten, des Arztes, des Pflegenden.“ Dr. Barbara Hanussek, Karl-Mar-
tin Schönhals. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

16.1.2004, 9.15 – 16.00 Uhr: Seminarraum im IfG, Haus 49, Eingang
Paul-Ehrlich-Straße 20-22, Frankfurt. „Ethische und rechtliche Probleme
im Umgang mit Suchtkranken.“ Dr. Andreas Bell. Voranmeldung erfor-
derlich. Dr. A. Bell. Tel. (0 69) 78 80 87 17. AiP 6P

Selbstbestimmung am Lebensende. Zentrum der Inneren Medizin (ZIM),
Medizinische Klinik II, Haus 11, Seminarraum im Erdgeschoß, jeweils
15.30 – 17.00 Uhr. 

19.1.2004: „Wie sollten Patientenverfügungen abgefaßt sein?“ Leitung:
Dr. Stephan Sahm. 

26.1.2004: „Rechtlicher und praktischer Umgang mit Patientenverfü-
gungen.“ Leitung: Dr. Stephan Sahm.

21.1.2004 und 4.2.2004 jeweils 10.00 Uhr s.t. – 18.00 Uhr: Aula, Mar-
kus-Krankenhaus, Wilhelm-Epstein-Straße 1, Frankfurt. „Recht und Ethik
in der Medizin – Interdisziplinäres Fallseminar.“ Dr. Kurt W. Schmidt,
Prof. Dr. Gabriele Wolfslast. AiP

23.1.2004, 17.30 – 20.30 Uhr: Kursraum im IfG, Haus 49, Eingang Vo-
gelweidstraße, Frankfurt. „Darf man an nicht einwilligungsfähigen Men-
schen forschen? Aktuelle ethische Fragen zur Forschung am Menschen.“
Dr. Gisela Bockenheimer-Lucius. Anmeldung bis 16.1.2004. AiP 3P

24.1.2004, 9.30 – 14.00 Uhr: Kursraum im IfG, Haus 49, Eingang Vo-
gelweidstraße, Frankfurt. “Verwirrung und Unsicherheiten im Umgang
mit der Patientenverfügung – Hintergründe und Auswirkungen des
BGH-Urteils vom 13. März 2003.“ Dr. Gisela Bockenheimer-Lucius. An-
meldung bis 16.1.2004. AiP 8P

Auskunft: Dr. Gisela Bockenheimer-Lucius. Tel. (0 69) 63 01 62 45.

Deutscher Ärztinnenbund Frankfurt

14.1.2004, 19.00 – 20.30 Uhr: In den Räumen der Siemens AG, Haus 1,
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Rödelheimer Landstr. 5-9, Frankfurt. „Früherkennung von Psychosen.“ Dr. S.
Markwort, Schlüchtern. Auskunft: Dr. U. Bös. Tel. (0 61 51) 78 36 59. 1P

KV Hessen und Stadtgesundheitsamt Frankfurt

14.1.2004, 15.00 – 18.00 Uhr: KV Hessen, Georg-Voigt-Straße 15,
Frankfurt. „Anforderungen der Hygiene in der niedergelassenen Praxis
u.a. beim ambulanten Operieren.“ „Ergebnisse der Hygiene-Begehun-
gen der Praxen für ambulantes Operieren.“ Dr. Ursel Heudorf, Frankfurt.
„Anforderungen der Hygiene bei der Aufbereitung von Medizinproduk-
ten in der Praxis.“ Dr. Nicoletta Wischnewski, Berlin. „Wie kann die Pra-
xishygiene durch Fortbildung der Praxismitarbeiterinnen verbessert
werden – Übersicht über Fortbildungsangebote und –inhalte der Carl-Oe-
lemann-Schule. Jutta Beleites, Bad Nauheim. Auskunft: Sekretariat Dr. Ur-
sel Heudorf. Tel. (0 69) 212 – 36980. 3P

Praxis Dr. Ralf Künzel

14.1.2004, 19.00 – 21.00 Uhr: Cognition-Loft, Jahnstraße 37, Hanau. „The-
rapieleitlinien bei Bipolaren Störungen.“ PD Dr. Michael Deuschle. 3P

27.2.2004 – 28.2.2004: Seminarraum GAP, Beethovenstraße 18, Frank-
furt. „Trauma und Gesundung – Wirksame Behandlung der Folgen von
Traumatisierung.“ Dr. Regina Steil. 

Leitung: Dr. Ralf Künzel. Auskunft: Cognition-Service. Tel. (0 61 81) 97 48
24.

Forschungsseminar / Mittwochskolloquium

Hörssal des Zentrums der Psychiatrie, Heinrich-Hoffmann-Straße 10,
Frankfurt-Niederrad.

14.1.2004, 17.15 Uhr s.t.: „Zwischenmenschliche Beziehungen als Re-
gulatoren biologischer Regelkreise – zur funktionellen Neuroanatomie
(fMRT) der Trauer.“ Dr. H. Gündel, München. 

21.1.2004, 18.00 Uhr s.t.: „Funktionelle Bildgebung der Emotion.“ PD
Dr. H. Walter, Ulm.

28.1.2004, 18.00 Uhr s.t.: „Posttraumatische Verbitterungsstörung.“
Prof. Dr. M. Linden, Berlin.

4.2.2004, 18.00 Uhr s.t.: „Verhaltenstherapie in der Schlafmedizin.“ Dr.
T. Heidenreich, Frankfurt.

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Pflug. Tel. (0 69) 63 01 1.

Qualitätszirkel Psychotherapie Rhein-Main

20.1.2004, 19.30 Uhr: „Qualitätszirkel Psychotherapie Rhein-Main.“ Mo-
deration und Auskunft: Gisela Scholz-Tarnow. Tel. (0 61 02) 78 60 40.

QZ Naturheilverfahren/Akupunktur/Osteopathie

21.1.2004 und 4.2.2004, jeweils 19.00 Uhr: Lernstudio, Haus 9B, Uni-
versitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Qualitätszirkel Natur-
heilverfahren, Akupunktur und Osteopathie.“ Auskunft: Dr. Lars Sievert.
Tel. 01 72 / 6 92 24 56.

Frankfurter Medizinische Gesellschaft

21.1.2004, 18.00 – 20.30 Uhr: „Tumorassoziierte Proteolyse und On-
kogene bei Magen- und Colonkarzinom; molekulare Regulation und kli-
nische Relefanz.“ 7. Verleihung des Ingrid zu Solms-Wissenschaftspreises
an PD Dr. Heike Allgayer. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. V. Jacobi. 
Tel. (0 69) 63 01 72 77. AiP 3P

Nephrologisches Mittwochsseminar

Universitätsklinik Haus 23 B, Konferenzraum 1. Stock, Raum 1h6, Theo-
dor-Stern-Kai 7, Frankfurt, jeweils 15.30 s.t. - 16.30 Uhr.

21.1.2004: „Extracorporale Verfahren zur Unterstützung der Leber-
funktion.“ Dr. A. Krause, Bad Homburg. 

28.1.2004: „Klinik und Forschung in der Medizin: Gymnasiasten besu-
chen das Universitätsklinikum.“ Prof. Dr. H. Geiger. 

Veranstalter: Prof. Dr. Geiger. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Geiger. Tel.
(0 69) 63 01 55 55.

Neurologisches Mittwochs-Seminar

Seminarraum der Klinik für Neurologie, Haus 95, Schleusenweg 2-16, 4.
Stock, Frankfurt-Niederrad, jeweils 18.15 Uhr.

21.1.2004: „Reise-assoziierte neurologische Krankheiten.“ Prof. Dr. 
Erich Schmutzhard, Innsbruck.

4.2.2004: Antihypertensive Therapie: Aktueller Stand.“ Prof. Dr. Helmut
Geiger, Frankfurt. 

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Helmuth Steinmetz. Tel. (0 69) 63 01 57 69.

Schmerzforum Rhein-Main e.V.

22.1.2004, 19.00 – 20.30 Uhr: Schmerzforum Rhein-Main e.V., Im Me-
dienzentrum, Bethanien-Krankenhaus Prüfling, Haus E, 3. Stock, Im Prüf-
ling 21-25, Frankfurt. „Schmerzkonferenz.“ AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

20.30 – 22.00 Uhr: „Neuester Stand der Botulinumtoxin-Therapie.“
Prof. Dr. Wolfgang Jost, Wiesbaden. AiP 3P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Auskunft: Dr. Benedikt Eberhardt. Tel. (0 69) 46 37 38 oder 13 37 69 66.

Klinikum Offenbach

24.1.2004, 8.00 – 16.00 Uhr: Demonstrationsraum der Röntgenabtei-
lung, Klinikum Offenbach, Starkenburgring 66, Offenbach. „Unterwei-
sung für Ärzte im Strahlenschutz gem. §23, Abs. 2 RöV (=Informations-
kurs).“ Teilnahmegebühr: 40,- Euro. Auskunft: Dr. Joachim Lang. 
Tel. (0 69) 84 05 40 23. 6P

Onkologischer Arbeitskreis Hanau e.V. / Ärzteverein Hanau e.V.

4.2.2004, 17.00 Uhr: St. Vinzenz-Krankenhaus, Am Frankfurter Tor 25,
Cafeteria, Hanau. „Interdisziplinäre onkologische Fallbesprechungen.“
Anerkannter Qualitätszirkel der KV Hessen. Auskunft: Dr. G. Lautenschlä-
ger. Tel. (0 61 81) 25 55 35. 4P

Krankenhaus Nordwest

6.2. und 7.2.2004: Hotel am Krankenhaus Nordwest, Steinbacher Hohl
2-26, Frankfurt. „Workshop: Prostata und Nieren Kryotherapie.“ U.
Witzsch, Prof. Dr. E. Becht. 8P

7.2.2004: „Symposium Prostata-Karzinom“ AiP 7P

Auskunft: Sekretariat U. Witzsch. Tel. (0 69) 76 01 34 15.

Orthopädische Universitätsklinik Frankfurt a.M.

11.2. – 15.2.2004: Landessportschule Hessen. „Wochenkurs I: Grundla-
gen sportmedizinischer Untersuchungen und Leistungsbeurteilung.“ 20
Std. Leibesübungen und 20 Std. Sportmedizin. Auskunft: Petra Kreyssel.
Tel. (0 69) 6 70 53 85.

Zentrum für Frauenheilkunde und Geburtshilfe J.W.Goethe-Universität

13.2. – 14.2.2004: Frankfurter Messezentrum. „Gynäkologie und Ge-
burtshilfe Frankfurt 2004 – Allgemeine Gynäkologie – Prä- und Perina-
talmedizin – Gynäkologische Endokrinologie und Reproduktionsmedi-
zin – Mammakarzinom und Gynäkologische Onkologie – Berufspoli-
tik.“ Organisation: PD Dr. Ahr, Dr. Kissler. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr.
Kaufmann. Tel. (0 69) 63 01 51 15. AiP 12P

Beide Tage = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Zentrum der Frauenheilkunde und Geburtshilfe  Mammaboard

Jeden Mittwoch, 15.00 Uhr: Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7,
Haus 14, EG, Demo-Raum Radiologie, Frankfurt. „Interdisziplinäre Kon-
ferenz zu Erkrankungen der Brustdrüse – Fallbesprechung, Patientin-
nenvorstellung.“ Prof. Kaufmann, Prof. Vogel, Prof. Hansmann und Mit-
arbeiter. Auskunft: Tel. (0 69) 63 01 51 15.

Klinikum Offenbach

Mittwochs, 13.15 Uhr: Demonstrationsraum der Röntgenabteilung. „Interdiszi-
plinäres chirurgisch onkologisches Kolloquium.“ Anmeldung nicht erforder-
lich. Auskunft: PD Dr. C. Tonus. Tel. (0 69) 84 05 -30 43 oder –39 41. 1P

DRK Blutspendedienst-Baden-Württemberg-Hessen

Jeden Mittwoch, 15.00 – 16.00 Uhr: Bibliothek des Instituts für Transfu-
sionsmedizin, Sandhofstraße 1, Frankfurt. „Transfusionsmedizinische
Fortbildungsveranstaltung.“ Veranstalter: Prof. Dr. Erhard Seifried. Tel. (0
69) 6 78 22 01. 1P

Institut für Diagnostische und Interventionelle Radiologie des Universi-
tätsklinikums

Jeden Montag 15.30 Uhr: Universitätsklinikum, Demonstrationsraum,
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IDIR, Haus 23A, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Interventionelle Thera-
piemaßnahmen: Thermoablation (Laser, RF), vaskuläre Therapie, Verte-
broplastie.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Thomas Vogl. Tel. (0 69) 63 01
72 77.

Balintgruppe

Dienstags 14-tägig, 19.00 – 20.30 Uhr: Frankfurt, Siegmund-Freud-Insti-
tut. Leitung: Prof. Dr. Adrian Gaertner. Tel. (0 61 71) 5 25 36.

Arbeitskreis für TCM

Jeden Mittwoch von 19.00 – 21.30 Uhr im Semester, Uniklinik Frankfurt,
Hörsaal der Gynäkologie, 2. Stock, Frauenklinik. „Arbeitskreis für TCM“
Leitung: Dr. Michael Grandjean und Dr. Klaus Birker. Tel. (0 61 42) 96 59
59 oder (0 67 75) 3 08.

Klinik für Nuklearmedizin der JWG-Universität

Jeden ersten Donnerstag, 17.00 Uhr: Haus 21 D, 1. OG, Klinik für Nu-
klearmedizin Universitätsklinikum, Theodor-Stern-Kai 7, Frankfurt. „Kli-
nikkonferenz PET. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. F. Grünwald. Tel. (0 69)
63 01 – 43 30. 2P

Institut für Neuroradiologie der JWG-Universität

Jeden Mittwoch, 15.30 Uhr: Demonstrationsraum Neuroradiologie,
Untergeschoß, Haus 95, Schleusenweg 2-16, Frankfurt. „Interdisziplinä-
re neurovaskuläre Fallkonferenz Neurologie-Gefäßchirurgie-Neurora-
diologie.“ Auskunft: PD Dr. J. Berkefeld. Tel. (0 69) 63 01 54 62.

Zentrum der Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Jeden Mittwoch, 14.30 Uhr: Universitäts-Klinikum Frankfurt, Theodor-
Stern-Kai 7, Haus 14, EG, Onkologische Tagesklinik. „Interdisziplinäre
Tumorkonferenz - Fallbesprechung, Patientinnen-Vorstellung.“ Auskunft:
Sekretariat Prof. Dr. M. Kaufmann. Tel. (0 69) 63 01 52 24.

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 19.30 Uhr: Holzhausenstr. 63, Frankfurt. Leitung: Dr.
Hans-Joachim Rothe. Tel. (0 69) 59 22 58. 4P

Balintgruppe

Neue Gruppe ab Januar 2004. Mittwochs zwei Sitzungen, Monat. Frank-
furt am Main. Leitung: Dr. Christine Linkert und Dr. Gabriele Otto. Tel. (0
69) 33 16 39 oder 59 44 50.

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 19.45 Uhr: Frankfurt-Westend, Praxis Dr. Christa Hoh-
mann. Tel. (0 69) 72 44 29. 4P

Qualitätszirkel tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie

Mittwochs, 1xmonatlich, 20.00 – 21.30 Uhr in Frankfurt-Hausen. Aus-
kunft: Dr. Cordula Damm. Tel. (0 69) 76 20 18. 4P

Klinikum Stadt Hanau

Jeden Montag, 16.00 Uhr: C-Bau, 1. Stock, Klinikum Stadt Hanau. „Inter-
disziplinäres Brustzentrum – Fallbesprechung.“ Anmeldung von Patien-
ten: Sekretariat Prof. Dr. H.-H. Zippel. Tel. (0 61 81) 2 96 25 10.

AG für die Weiterbildung zum Erwerb der Zusatzbezeichnung Psycho-
therapie

Geschäftsstelle der AGPT, Stresemannallee 11, Frankfurt.

Psychosomatische Grundversorgung: Kontinuierliche Balintgruppe Theo-
rie 50 Stunden. Leitung: Dr. Herzig, Prof. Krause. 65P

29.11.2003, 9.00 – 18.00 Uhr: Praxis Dr. Schüler-Schneider, Streseman-
nallee 11, Frankfurt. „Das Geheimnis des Erstinterviews – Ein erfolgrei-
ches Erstgespräch ist der Garant für eine erfolgreiche Psychotherapie.“

8P

Auskunft: Dr. Schüler-Schneider. Tel. (0 69) 63 53 63.

Psychosomatische Grundversorgung

„Psychosomatische Grundversorgung“ Theorie und Technik der Verbalen
Intervention. 65P

Montags, 1xmonatlich, 19.00 – 22.00 Uhr, Humboldtstraße 25, EG,
Frankfurt. Balintgruppe. 4P

Samstags, 1xmonatlich, 9.30 – 12.30 Uhr, Humboldtstraße 25, EG,
Frankfurt. Balintgruppe. 4P

Anwendergrundkurs mit 8 Doppelstunden, Humboldtstraße 25, EG, Frank-
furt. Autogenes Training – Grundkurs und Fortgeschrittene. 16P

Leitung: Dr. Stjepan Pervan (069) 597907-09.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER GIESSEN

Medizinische Gesellschaft Gießen e.V.

14.1.2004, 18.15 Uhr: Hörsaal des Neubaus Chirurgie des Universitäts-
klinikums, Rudolf-Buchheim-Straße 7, Gießen. „Neue Entwicklungen in
der Transplantationsmedizin: Organspende.“ PD Dr. Dietmar Mauer,
Mainz. „Lebertransplantation.“ Prof. Dr. Gerd Otto, Mainz. Auskunft:
Marion Oberschelp. Tel. (06 41) 9 94 80 05.

Zentrum für Kinderheilkunde und Jugendmedizin der Justus-Liebig-
Universität

21.1.2004, 17.00 Uhr: „Funktionelle MRT-Untersuchungen des Ge-
hirns: Die Routine der Zukunft.“ Prof. Dr. Krings, Aachen. „Notfall-
bildgebung des Gehirns in der Kinderheilkunde.“ Prof. Dr. B. Neu-
bauer, Prof. Dr. G. Alzen. „Traumapatienten in der kinderärztlichen
Praxis.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. B. Neubauer. Tel. (06 41) 9 94
34 81. AiP 4P

Bezirksärztekammer Gießen / Schmerzambulanz Krankenhaus der
Balserischen Stiftung / Interdisziplinäres Osteoporose Collegium

21.1.2004, 18.00 – 20.30 Uhr: Bürgerhaus Kleinlinden, Zum Weiher 33,
Gießen. „Osteoporose – Pathologie, Diagnostik und Therapie.“ Prof. Dr.
A. Schulz, Prof. Dr. W. Rau, Prof. Dr. H. Stracke, Dr. U. Käßer, Dr. W.
Hoerster. Auskunft: Dr. W. Hoerster. Tel. (06 41) 7 34 21. AiP 3P

St. Josefskrankenhaus

3.2.2004, 14.00 – 15.30 Uhr: St. Josefskrankenhaus, Liebigstraße 24,
Gießen. „Internistisches Seminar Gießener Krankenhäuser: Diagnostik
und Therapie der COPD.“ Dr. Th. Reis. In Zusammenarbeit mit dem Evan-
gelischen Krankenhaus und Krankenhaus Balserische Stiftung. Auskunft:
Sekretariat PD Dr. K. Ehlenz. Tel. (06 41) 9 79 00 40. AiP 3P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Institut für Psychoanalyse und Psychotherapie

4.2.2004, 20.00 Uhr: Biologischer Hörsaal der JLU Gießen, Uni-Hauptgebäu-
de, 2. Stock, Ludwigstraße 23, Gießen. „Psychoanalyse und Politik.“ PD Dr.
Hans-Jürgen Wirth. Auskunft: Sekretariat Regina Enners. Tel. (06 41) 7 45 27.

Neurowissenschaftliches Kolloquium

4.2.2004, 16.00 Uhr s.t.: Hörsaal der Neurologie/Psychiatrie, Universi-
tätsklinikum, Am Steg 22, Gießen. „Perspektiven der funktionellen Bild-
gebung in der Neurologie.“ Prof. Dr. C. Weiller, Hamburg. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr.  M. Kaps. Tel. (06 41) 9 94 53 01.

6.2.2004  – 7.2.2004: Hotel Dolce, Bad Nauheim. „Kongreß: Gesund-
heitsmodernisierungsgesetz – Chance für die Versorgung chronisch
kranker Patienten.“ Auskunft: Sekretariat PD Dr. P. Oschmann. Tel. (06
41) 9 94 53 07.

Balintgruppe

Donnerstags, 4wöchentlich in Friedberg 4P
Dr. Michael Knoll, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie, Johann-Pe-
ter-Schäfer-Str. 3, Friedberg. Anmeldung Sekretariat Dr. M. Knoll. Tel. (0
60 31) 89 13 19.

Balintgruppe

Donnerstags, 14tägig, 20.15 Uhr: In den Räumen der Praxis
Albrecht/Bernhardt/Schmidt, Raun2, Nidda. Dr. Christel Albrecht. 
Tel. (0 60 43) 25 65. 3P

Balintgruppe

Montags, 14tägig, 20.15 Uhr: Ulrich Breidert-Achterberg, Nahrungsberg
53, Gießen. Tel.: (06 41) 4 46 83. 3P
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Wilhelm-Conrad-Röntgen-Klinik der Universität Gießen

Jeden Donnerstag, 16.00 Uhr s.t.: Bibliothek der Wilhelm-Conrad-Rönt-
gen-Klinik, Universität Gießen, Langhansstraße 4. „Interdisziplinäre Tu-
morkonferenz.“ Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. von Lieven. Tel. (06 41)
9 94 17 00.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER KASSEL

Diakonissen-Krankenhaus

14.1.2004, 19.30 Uhr: Konferenzraum des Kurhessischen Diakonissen-
hauses, Goethestraße 85, Kassel. „Interdisziplinärer Gefäßmedizinischer
Arbeitskreis.“  Prof. Gruß, Dr. Prignitz, Dr. Bröker. Auskunft: Sekretariat
Dr. Hans-Joachim Bröker. Tel. (05 61) 1 00 23 18. AiP 4P

Klinik für Unfall und Wiederherstellungschirurgie

14.1.2004, 18.00 Uhr c.t. – ca. 20.00 Uhr: Hörsaal des Kreiskranken-
haus Bad Hersfeld, Seilerweg 29, Bad Hersfeld. “Unfallchirurgisch-or-
thopädisches Kolloquium: Traumatologie des Gesichtsschädels und der
Schädelbasis – aktuelle Aspekte aus MKG-chirurgischer Sicht.“ Prof. Dr.
Dr. G. Gehrke, Hannover. Auskunft: Sekretariat PD Dr. Rüdiger Volkmann.
Tel. (0 66 21) 88 15 71. 2P

Deutscher Ärztinnenbund, Gruppe Kassel

19.1.2004, 20.00 Uhr: In den Räumen der KV, Pfannkuchstraße, Kassel.
„Impfungen – aktuelle Empfehlungen der STIKO.“ Dr. Ute Quast, Mar-
burg. Auskunft: Dr. H. Scheffer. Tel. (05 61) 10 40 13.

Klinikum Bad Hersfeld

21.1.2004: Hörsaal Klinikum Bad Hersfeld, Seilerweg 20. „Aktuelle Diagno-
stik und Therapie von Stimmstörungen.“ PD Dr. F. Rosanowski, Erlangen. Lei-
tung: Prof. Dr. P. R. Issing. Auskunft: T. Wöllner. Tel. (0 66 21) 88 17 01.

Rotes Kreuz Krankenhaus

Hörsaal des Rotes Kreuz Krankenhauses, Hansteinstraße 29, Kassel.

14.1.2004, 15.30 Uhr: „Tod und Sterben in der christlichen Theologie.“
Thomas Gerner. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

21.1.2004, 18.00 Uhr: „Aktuelle Ernährungsmedizin.“ „Perioperative
Ernährung – Welchen klinischen Nutzen hat eine gezielte ernährungs-
medizinische Betreuung?“ Prof. Dr. A. Weimann, Leipzig. „Paradigmen-
wechsel bei der Ernährung von Patienten mit Pankreatitis.“ Prof. Dr. Chr.
Löser, Kassel. AiP 3P

4.2.2004, 15.30 Uhr: „Klinische Falldemonstration.“ 2P

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Christian Löser. Tel. (05 61) 3 08 64 41.

Fachklinik Fürstenwald

21.1.2004, 15.00 – 17.00 Uhr: Fachklinik Fürstenwald, Auf dem Dörn-
berg 13, Zierenberg. „Gestalttherapeutisches Arbeiten mit sogenannten
frühgestörten Patienten.“ Dr. Lotte Hartmann-Kottek.  Auskunft: Sekreta-
riat Dr. H. J. Kronibus. Tel. (0 56 09) 62 91 15.

Pneumologische Seminare

21.1.2004, 18.00 Uhr; Fachklinik für Lungenerkrankungen, Robert-Koch-Stra-
ße 3, Immenhausen. „Die aktuelle Bedeutung der Strahlentherapie im multi-
modalen Therapiekonzept des Bronchialkarzinoms.“ Dr. R. Keymer, Kassel.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. G. Goeckenjan. Tel. (0 56 73) 50 10. AiP 2P

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Gemeinschaftspraxis für Laboratoriumsmedizin

28.1.2004, 19.00 – 21.00 Uhr: Schloßhotel Wilhelmshöhe, Schloßpark
8, Kassel. „Früherkennung intestinaler Tumoren.“ Prof. Dr. Kloer, Gie-
ßen. Leitung: Dr. W. Becker. Auskunft: Sekretariat Frau Helbing. Tel. (05
61) 9 18 81 70. AiP 2P

Klinikum Fulda

Klinikum Fulda, Pacelliallee 4, Fulda.

28.1.2004, 16.30 Uhr: „Klinisch-Pathologische Konferenz.“ Leitung: Prof. Dr.
H. Arps. Auskunft: Prof. Dr. W. Faßbinder. Tel. (06 61) 84 54 50. AiP 2P

Jeden Dienstag 15.30 – 16.30 Uhr: „Chirurgisch-/Gastroenterologische
Tumorkonferenz.“ Leitung: Dr. K.-L. Diehl, PD Dr. H.-G. Höffkes, Prof. Dr.
Jaspersen, Prof. Dr. H. J. Feldmann, PD Dr. C. Manke, Dr. R. Rüttger. Aus-
kunft: Sekretariat Dr. Rüttger oder Prof. Dr. Jaspersen. 
Tel. (06 61) 84 –56 11 oder –54 21. 2P

Jeden Montag 16.00 - 17.00 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Interdis-
ziplinäre Tumorkonferenz gynäkologischer Tumoren einschließlich
Mammakarzinom.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. H.J. Feldmann, Dr. A.
Hertel, Prof. Dr. H. Arps. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06
61) 84 25 30. 2P

Jeden Donnerstag 15.30 - 16.30 Uhr: Bibliothek der Frauenklinik. „Peri-
natalkonferenz.“ Prof. Dr. L. Spätling, Prof. Dr. R. Repp. Auskunft: Sekre-
tariat Prof. Dr. Spätling. Tel. (06 61) 84 59 01. 2P

Jeden 2. Montag, 16.00 – 17.00 Uhr: Medizinische Klinik II. Seminarraum 2.
„Aktuelle Gastroenterologie.“ Leitung: Dr. K. L. Diehl, Prof. Dr. D. Jaspersen.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jaspersen. Tel. (06 61) 84 54 21. 3P

Jeden 2. Donnerstag, 16.00 – 17.00 Uhr: Medizinische Kliniken. Semi-
narraum 3. „Ausgewählte aktuelle Themen der Inneren Medizin.“ Lei-
tung: Prof. Dr. D. Jaspersen, Prof. Dr. T. Bonzel, Prof. Dr. W. Fassbinder.
Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Jaspersen. Tel. (06 61) 84 54 21. 3P

Jeden Mittwoch, 15.30 Uhr: Demonstrationsraum – Radiologie-Zentrum.
„Interdisziplinäre Tumorkonferenz – Radioonkologie.“ Prof. Dr. H. Arps,
Prof. Dr. R. Behr, Prof. Dr. W. Fassbinder, Prof. Dr. H. J. Feldmann, PD Dr.
A. Hertel, PD Dr. H.-G. Höffkes, Prof. Dr. E. Hofmann, Prof. Dr. D. Jasper-
sen, Prof. Dr. T. Kälble, Prof. Dr. D. Langohr, PD Dr- Ch. Manke, Prof. Dr.
Th. Stegmann. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. J. Feldmann. Tel. (06 61)
84 63 41.

Helios St. Elisabeth Klinik

Donnerstags, zweiwöchentlich, 16.00 – 17.00 Uhr: Kuratoriumszimmer,
Schillerstr. 22, Hünfeld. „Ausgewählte Themen der Chirurgie.“ Dr. K.
Witzel und Mitarbeiter. Auskunft: Sekretariat Dr. Witzel. Tel. (0 66 52) 98
71 23. 1P

Balintgruppe

Dienstags 14tätig, 19.30 Uhr: Auskunft. Dr: U. Walter, Bahnhofstr. 12,
Fulda. Tel. (06 61) 9 01 49 60. 3P

Balintgruppe

Termine nach Vereinbarung: Auskunft: Dr. H. Bornhütter, Kassel. Tel. (05
61) 31 51 83 und Dr. Wienforth, Felsberg. Tel. (0 56 62) 26 29. 4P

Qualitätszirkel Balintgruppe

Mittwochs 19.00 Uhr, 4-wöchentlich. Dr. R. Tonfeld, Stiftshof 1, Kaufun-
gen. Tel. (0 56 05) 9 10 73. 4P

Qualitätszirkel Methodenintegration in der Psychotherapie

Mittwochs, 20.00 Uhr, monatlich. Auskunft: Dipl.-Psych. Dieter Bruns. Tel.
(05 61) 3 27 04.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER MARBURG

Institut für Pathologie der Philipps-Universität

8.1.2004, 16.30 – 18.30 Uhr: Hörsaal des Zentrums der Pathologie, Bal-
dingerstraße, Marburg. „Klinisch-Pathologische Konferenz.“ Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr. Roland Moll. Tel. (0 64 21) 2 86 22 70. AiP 2P

Klinik für Anästhesie und Intensivtherapie der Philipps-Universität

Hörsaal I, Klinikum Lahnberge, Baldingerstraße 1, Marburg, jeweils
17.00 Uhr s.t.

13.1.2004: „Aktuelle Konzepte zur Vermeidung von Transfusionen.“
Prof. Dr. M. Welte, Darmstadt. AiP 2P

20.1.2004: „Nicht-Opioide (NSAID) in der perioperativen Phase.“ PD
Dr. M. Eikermann, Essen. 2P

27.1.2004: „Moderne Strategien der nicht-invasiven Beatmung auf der
Intensivstation.“ Prof. Dr. B. Schönhofer, Hannover. 2P

3.2.2004: „Rationaler Einsatz von Muskelrelaxantien.“ PD Dr. M. Blob-
ner, München; PD Dr. R. Hofmockel, Rostock. 2P

10.2.2004: „Abdominal Compartment Syndrome: dont’t measure – 
don’t worry?“ M. Malbrain, Antwerpen. 2P
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Auskunft: Sekretariat Dr. H. Behnke. Tel. (0 64 21) 2 86 20 04.

3 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin der Philipps-Universität

21.1.2004, 18.15 – 21.15 Uhr: Hörsaal Universitäts-Kinderklinik Mar-
burg. „Knieschmerzen im Kindesalter - Differentialdiagnose.“ Dr. Gerd
Ganser, Sendenhorst. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H. W. Seyberth. 
Tel. (0 64 21) 2 86 62 26. AiP 4P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

AG Epileptologie des EZM

3.2.2004, 19.00 – ca. 20.00 Uhr: Konferenzraum des Zentrums für Ner-
venheilkunde des Universitätsklinikums, 1. Stock, Rudolf-Bultmann-Straße
8, Marburg. „Multimodale Bildgebung in der prächirurgischen Epilep-
siediagnostik (inkl. DTI, MEG, Surface coil imaging) – Fallvorstellung
und -diskussion.“ Auskunft: Prof. Dr. F. Rosenow, Dr. H. Hamer. 
Tel. (0 64 21) 2 86 52 00.

Institut für Transfusionsmedizin und Hämostaseologie der Philipps-
Universität

13.2.2004, 14.00 - 19.00 Uhr und  – 14.2.2004, 9.00 – 14.00 Uhr:
Hörsaal III, Universitätsklinikum Lahnberge, Conradistraße, Marburg. „3.
Marburger Transfusionsgespräche.“ Erfahrungsaustausch zwischen
Transfusionsmedizinern, Transfusionsverantwortlichen und –beauftragten
über die Umsetzung des transfusionsmedizinischen Qualitätssicherungs-
systems. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. V. Kretschmer. Tel. (0 64 21) 2 86
62 83.

Klinik für Innere Medizin der Philipps-Universität

26.3. – 28.3.2004 und 24.4. – 25.4.2004: Hörsaal 3, Universitätsklini-
kum, Baldingerstraße 1, Marburg. „7. Marburger Kurs: Ambulante
Frühdiagnostik schlafbezogener Atmungsstörungen nach den NUB-
Richtlinien.“ Kursgebühren 350,- Euro. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. H.
F. Becker. Tel. (0 64 21) 2 86 27 17.

Balintgruppe

Dr. Walter Thomas Kanzow, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Mar-
burg-Süd, Cappeler Str. 98, Marburg. Anmeldung. Tel. (0 64 21) 40 42 27.

BEZIRKSÄRZTEKAMMER WIESBADEN

Medizinische Gesellschaft Wiesbaden e.V.

Ärztehaus Abraham-Lincoln-Str. 36, Wiesbaden, jeweils 19.30 – 22.00 Uhr.

6.1.2004: „Präkanzerosen des Dickdarms.“ Prof. Dr. Ell. „Präkanzero-
sen des Oesophagus.“ Prof. Dr. Raedsch. „Carcinomata in situ der Mam-
ma.“ Prof. Dr. Hoffmann. „Präkanzerosen der Haut.“ Prof. Dr. Metz.
„Vorstadien des Karzinoms – eine Herausforderung für die Pathologie.“
Prof. Dr. Fisseler-Eckhoff. AiP 3P

3.2.2004: „Neue Aspekte in der Chirurgie von Hüfte und Schulter bei
degenerativen Erkrankungen.“ Prof. Dr. Pfeil. „Die künstliche Band-
scheibe.“  Prof. Dr. Schönmayr. „Neue Aspekte in der Frakturversor-
gung.“ Prof. Dr. Wenda. AiP 3P

Auskunft: Frau Dies oder Frau Brede. Tel. (06 11) 71 00 14 o. 13.

Deutscher Ärztinnenbund Wiesbaden

14.1.2004, 19.30 Uhr: KV Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Str. 36, Wies-
baden. „Qualitätszirkel: Ärztliches Handeln bei häuslicher Gewalt ge-
gen Frauen.“ Dr. Ulrike Berg. Auskunft: Dr. Brigitte Schuler. Tel. (06 11)
52 43 20.

Verein Nassauischer Ärzte e.V.

14.1.2004, 18.00 – 20.00 Uhr: Ärztehaus, Adelheidstr. 7, Limburg. „De-
pression.“ Auskunft: Dr. Egbert Reichwein. Tel. (0 64 82) 20 78. AiP 2P

Aukammklinik  Gemeinschaftspraxis für Orthopädie und Rheuma-
tologie

14.1.2004, 18.00 Uhr: Kurhaus Wiesbaden, Salon Carl Schuricht. „Neu-
es und Bewährtes in Rheumatologie und Orthopädie.“ Dr. G. Salzmann,
Dr. D. Sarfert, Dr. M. Preis, PD Dr. H. Schroeder-Boersch. Auskunft: Se-
kretariat Monika Jones. Tel. (06 11) 57 21 20. AiP 3P

Dr. Horst-Schmidt-Kliniken

Dr.-Horst-Schmidt-Kliniken, Ludwig-Erhard-Str. 100, Wiesbaden.

14.1.2004, 17.00 Uhr: Raum hinter dem Personalcasino. „Notfallmedi-
zinisches Kolloquium: Herzrhythmusstörungen im Rettungsdienst“ Dr.
Fischbach. Auskunft: Dr. Kursatz, Dr. Fischbach. Tel. (06 11) 43 -2169
oder -2019. AiP 2P

28.1.2004: Onkologischer Schwerpunkt, Räume des Personalcasinos, 2.
Stock.  „Typische Fehler und heutige Standards in der Behandlung von
Weichgewebesarkomen.“ Prof. P. Hohenberger, Berlin. Auskunft: OSP-
Sekretariat Tel. (06 11) 43 33 33.

13.2. 2004, 16.00 – 18.30 Uhr und 14.2.2004, 9.00 – 15.30 Uhr:
Dr.-Peter-Jäger-Bildungszentrum. „5. Wiesbadener Symposium zur
Diagnostik und Therapie des Mammakarzinoms.“ Veranstalter: Ko-
operatives Brustzentrum, HSK, Wiesbaden, Frauenklinik St. Josefs-Ho-
spital und Berufsverband der Frauenärzte Wiesbaden und Mainz. Lei-
tung: PD Dr. A. du Bois.  Auskunft: Sekretariat PD Dr. du Bois. Tel. (06
11) 43 23 77.

Donnerstags 16.30 Uhr: Raum 99D302, Untergeschoß Hauptgebäude
HSK. „Interdisziplinäres Tumorboard des OSP-HSK.“ Anmeldung von
Patienten telefonisch bis 12.00 Uhr, jeden Donnerstag, Sekretariat OSP
PD Dr. N. Frickhofen. Tel. (06 11) 43 33 33. 3P

Donnerstags 8.00 – 10.00 Uhr: Räume der gynäko-onkologischen Am-
bulanz. „Gynäkologisch-onkologische-radiotherapeutische Sprechstun-
de.“ PD Dr. A. du Bois, PD Dr. F.-J. Prott. Auskunft: Sekretariat PD Dr. du
Bois. Tel. (06 11) 43 23 77. 2P

Montags 14.00 – 15.00 Uhr: Bibliothek der Klinik für Geburtshilfe und
Pränatalmedizin. „Perinatalkonferenz.“ Prof. Dr. M. Albani, PD Dr. M.
Gonser. Auskunft: Dr. Birgit Queißer. Tel. (06 11) 43 32 06. 2P

Freitags 9.00 – 11.00 Uhr: Ambulanz der Klinik für Geburtshilfe und Prä-
natalmedizin. „Interdisziplinäre Sprechstunde für Hochrisikoschwanger-
schaft und –Geburt.“ PD Dr. M. Gonser, Dr. Dr. A. Klee. Auskunft: Dr. Dr.
A. Klee. Tel. (06 11) 43 32 06.1P             

Deutsche Klinik für Diagnostik

Deutsche Klinik für Diagnostik, Aukammallee 33, Wiesbaden.

15.1.2004, 9.00 – ca. 12.00  Uhr: DKD. „Osteoporose Update 2004 –
Wo stehen wir in Diagnostik und Therapie der Osteoporose?“ Dr. C.
Jaursch-Hancke, PD Dr. K. Konz, Prof. Dr. P.H. Kann, PD Dr. R. Seufert, Dr.
B. Wilhelm, PD Dr. W. J. Fassbender. Auskunft: Sekretariat Dr. Wilhelm.
Tel. (06 11) 57 70. 3P

Montags und dienstags, 9.00 – 16.00 Uhr: Räume der gynäkologi-
schen Ambulanz der DKD. „Interdisziplinäre senologische Sprech-
stunde.“ Prof. Dr. H. Madjar. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Madjar.
Tel. (06 11) 57 76 12.

Jeden Montag, 17.00 Uhr: Interdisziplinäres Forum für Onkologie an
der DKD, Patientenbesprechung, 4. OG. Anmeldung Praxis Hämatolo-
gie/Onkologie, Dr. Josten. Tel. (06 11) 57 74 74.

Balintgruppe Mittwochs, 14-tägig, 17.30 – 19.30 Uhr s.t.: Bibliothek der
DKD. Auskunft: Dr. L. Albers. Tel. (06 11) 57 72 52 oder J. Klauenflügel.
Tel. (06 11) 5 64 09 65. 4P

Freitags, 17.00 – 19.00 Uhr s.t., zweimonatlich: Bibliothek der DKD. Ar-
beitskreis Integrierte Medizin und Reflektierte Kasuistik.“ Auskunft: Dr. L.
Albers, Prof. Dr. O. Leiss. Tel. (06 11) 57 72 52. 2P

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e.V.

17.4. – 21.4.2004: Rhein-Main-Hallen Wiesbaden. „110. Tagung der
Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM).“ 

St.-Vincenz-Krankenhaus

St.-Vincenz-Krankenhauses, Auf dem Schafsberg, Limburg.

Jeder erste Mittwoch des Monats, 17.00 Uhr: Demonstrationsraum der
Röntgenabteilung, Erdgeschoß. „Arbeitskreis Gefäßmedizin.“ Auskunft:
Dr. F. Rabe-Schmidt, Tel. (0 64 31) 2 92 44 01 oder Dr. S. Eichinger, Tel.
(0 64 31) 2 92 45 55.

Jeden 2. Dienstag, 17.00 Uhr: Konferenzraum. „Interdisziplinäres Brust-
zentrum – Fallbesprechung.“ Onkologischer Schwerpunkt. Auskunft: Se-
kretariat Prof. Dr. M. Volk. Tel. (0 64 31) 2 92 44 51.

Balintgruppe

Donnerstag, 14-tägig, 19.00 – 21.00 Uhr: Praxisräume Teutonenstr. 52,
Wiesbaden. Auskunft: Dr. A. von Wietersheim-Illers, Wiesbaden. 
Tel. (06 11) 80 72 09. 4P
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Balintgruppe

Donnerstag, 14-tägig, eine Doppelstunde. Praxis Wiesenstraße 29,
Wiesbaden, Dr. Krebser. Tel. (06 11) 84 07 98. 4P

Qualitätszirkel tiefenpsychologische Psychotherapie

monatliche Sitzung dienstags, 19.30 Uhr für ärztliche und psychologische
Psychotherapeuten. Auskunft: Dr. N. Mink. Tel. (06 11) 52 88 22.

NACH REDAKTIONSCHLUß EINGEGANGEN

FRANKFURT

Klinikum Hanau

Klinikum Hanau, Leimenstraße 20, Hanau, KSH-A-Bau, Institut für Anäs-
thesie und operative Intensivmedizin.

12.1.2004, 16.00 – 17.30 Uhr: Seminarraum. „Geburtshilfliche Notfäl-
le.“ Dr. Heuser.

14.1.2004. 16.15 – 18.15 Uhr: Seminarraum. „Interdisziplinäre
Schmerzkonferenz: Schmerzsyndrom.“ Dr. Haas-Weber.

19.1.2004, 16.00 – 17.30 Uhr: Seminarraum. „Rückenmarksnahe Re-
gionalanästhesie und Thromboembolieprophylaxe.“ Dr. Schilling.

26.1.2004, 16.00 – 17.30 Uhr: „Rationale des Einsatzes von Kathecho-
laminen in der perioperativen Intensivmedizin.“ Dr. Hornke.

29.1.2004, 16.00 – 17.30 Uhr: „Case Report.“ Herr Sroka.

Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Osswald. Tel. (0 61 81) 2 96 24 30.

Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik

14.1.2004, 19.00 – 20.45 Uhr: BG Unfallklinik, EG, Raum ‚Altes Wiener
Cafe’, Friedberger Landstraße 430, Frankfurt. „Der interessante Fall –
Der prolongierte Heilverlauf / Was ist zu tun? – Der Schulterschmerz.“

Leitung: Prof. Dr. M. Börner. Auskunft: Frau Brons, Frau Kahlhöfer. 
Tel. (0 69) 4 75 – 20 01 o. –20 57.

KASSEL

Ärzteverein Hofgeismar

14.1.2004, 19.00 Uhr s.t.: Hotel ‚Zum Alten Brauhaus’, Marktstraße 12,
Hofgeismar. „Sinnvolle pharmakologische Innovationen.“ Prof. Dr. Dr.
U. Borchard, Düsseldorf. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. W. Vogel. 
Tel. (0 56 71) 5 07 21 21.

Kinderkrankenhaus Park Schönfeld

21.1.2004, 16.30 – ca. 18.30 Uhr: Forum, Hauptgebäude, 1. Stock, Kin-
derkrankenhaus Parkschönfeld, Frankfurter Straße 167, Kassel. „Kinder-
chirurgisch-pädiatrisch-pathologische Konferenz.“ Dr. P. Illing, Prof. Dr.
J. F. Tegtmeyer, Prof. Dr. J. Rüschoff. Auskunft: Sekretariat Prof. Dr. Tegt-
meyer. Tel. (05 61) 9 28 53 13.                                              AiP 2P

2 besuchte Veranstaltungen = 1 AiP-Ausbildungsseminar

MARBURG

Ziegenhainer Ärzteverein e.V.

21.1.2004, 19.00 Uhr: Restaurant Rosengarten, Schwalmstadt-Ziegen-
hain. „Thromboseprophylaxe aus juristischer Sicht.“ Dr. Philip Schelling,
München. Auskunft: Prof. Dr. R. Zotz. Tel. (0 66 91) 79 92 47.        2P

WIESBADEN

Dr.-Horst-Schmidt-Kliniken

12.1.2004, 16.00 – 17.00 Uhr: Hörsaal Pathologie. Gemeinsame Ver-
anstaltung der  Klinik für Geburtshilfe und Pränatalmedizin und der Klinik
für Gynäkologie und Gynäkologische Onkologie. „Reanimation des
Neugeborenen.“ Dr. Voss. Auskunft: Sekretariat PD Dr. Gonser. Tel. (06
11) 43 32 06.                                                                              1P

Der Start ins neue Jahr ist schwer. Nicht nur, daß die vorge-
sehenen Gesetze eine sichere Diagnose nicht zulassen, zu-
sätzlich ist nicht zu erkennen, ob ein „Start“ in eine neue Si-
tuation zu beherrschen ist. Wie sich das Wesen „Gesund-
heitswesen“ entwickeln wird, ist sehr unklar, so ist der au-
genblickliche Start in verschiedenen Regionen zwar zum Teil
erfreulich, weil z.B. die kassenärztlichen Vereinigungen wei-
ter bestehen, jedoch werden der Umbau einiger Beschlüsse
und regionaler Verschiebungen Schwierigkeiten bereiten.

Hinzu kommt ein juristisches Problem: Weil die Praxisge-
bühr bei Staatsrechtlern und Juristen noch nicht endgültig
geklärt ist, ob z.B. die Praxisgebühr und andere Zahlungen
überhaupt eingeführt werden dürfen. Auch die Krankenkas-
sen werden sich melden, wenn sie aufwachen.

Es wird sicher schwierig, und es wird noch manches anders
einzuordnen sein als gehofft oder befürchtet. In der Politik
gibt es bisher niemanden, der die Verantwortung für einen
Kurswechsel in der Gesundheitspolitik übernehmen will
oder kann.

Es bleibt dabei, in jedem Fall ein gesundes Jahr zu wün-
schen. Die ungeklärte Lage führt zur Zurückhaltung, des-
halb anschließend ein friedliches Gedicht.

Ausblick Der Doktor...
Der Doktor, würdig wie er war
Nimmt in Empfang sein Honorar
So hieß es einst bei Wilhelm Busch
Doch heute tönt ein andrer Tusch.

Der Doktor, unwillig gezwungen
Er hat es gar nicht so gewollt
Doch niemand sagt noch „Ehrensold“
Zu vieles schnattern fremde Zungen.

Der Doktor soll in bar kassieren
Dabei kann er die Lust verlieren
Er weigert sich, doch nach Gesetzen
Muß er dann durch die Praxis hetzen.

Der Doktor, hilfreich wie er war
Hilft den Patienten, das ist klar.
Fort ist, was einst die Lage schuf
Und aus das Wort „FREIER BERUF“.

QUO USQUE TANDEM,  PATRIA,  ABUTERE 
PATIENTIA NOSTRA? (Cicero)

Wolfgang Weimershaus

Halbseitiges

HAEB_01_2004_neu.qxd  17.12.2003  08:38  Seite 38



39Hessisches Ärzteblatt 1/2004

Aktuelles

Das im März 2003 gestartete Mento-
ring-Projekt der Landesärztekammer
Hessen, des Hessischen Sozialministeri-
ums und des MentorinnenNetzwerkes
für Naturwissenschaftlerinnen nimmt
immer deutlichere Konturen an. Mit
dem Titel „Mentoring für junge Ärztin-
nen in Hessen“ war ein erster Erfah-
rungsaustausch am 19. November 2003
überschrieben, zu dem interessierte
Mentees, Vertreterinnen des Hessischen
Sozialministeriums und erstmalig die
Frauenbeauftragten der Städtischen Kli-
niken Offenbach und der Universitäts-
klinik Frankfurt am Main in die Räume
der Kammer gekommen waren. Mit ih-
rem Vortrag „Rahmenbedingungen für
ein erfolgreiches Mentoring“ schuf Pro-
fessor Dr. Dagmar Eberhardt die Grund-
lagen für eine qualifizierte Diskussion
auf hohem Niveau.

Die ersten Früchte des Projekts kön-
nen sich sehen lassen: 17 Tandems wur-
den seit dem Auftakt im Frühjahr ver-
mittelt; die Ergebnisse sind unterschied-
lich. So haben sich etliche persönliche

Mentoring-Projekt der Landesärztekammer Hessen und des Hessischen Sozialministeriums:

17 Tandems in Hessen gebildet
Kontakte zwischen Mentorinnen und
Mentees mit greifbaren Erfolgen für die
jungen Ärztinnen entwickelt. In einigen
Fällen blieb es bei telefonischen Gesprä-
chen. In dem Erfahrungsaustausch zeigte
sich, daß unsere Mentees Mentorinnen
aus fremden Kliniken (Fachbegriff:
Cross-Mentoring) bevorzugen, wobei es
noch an Mentorinnen aus den Bereichen
„Pädiatrie“, „Anästhesie-Intensivmedi-
zin“ sowie „Gynäkologie“ mangelt.

Das Projekt-Team ist davon über-
zeugt, daß sich nicht nur die Arbeitsbe-
dingungen, sondern auch das ärztliche
Selbstverständnis in deutschen Kliniken
ändern muß. Die gleichberechtigte Teil-
habe von Ärztinnen an der medizini-
schen Versorgung muß selbstverständ-
lich werden. Dies ist nur dann möglich,
wenn man in den verschiedenen gesell-
schaftlichen Bereichen bereit ist, durch
flexible Arbeitszeitgestaltung und neue
Kommunikationsstrukturen auf die Be-
dürfnisse der Kolleginnen einzugehen

Die Landesärztekammer Hessen ist
bundesweit die einzige Kammer, die eine

gezielte Förderung junger Ärztinnen an-
bietet. Sie will damit helfen, Karriere-
chancen und die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie für Kolleginnen zu verbes-
sern. Wenn Sie sich als Mentee oder als
Mentorin an dem Projekt beteiligen
möchten, wenden Sie sich bitte an Liina
Napp, die Sie telefonisch oder per Email
wie unten angegeben erreichen können.

Am 18. Februar 2004 findet auf Einla-
dung der Frauenbeauftragten, Ursula
Jung, eine Informationsveranstaltung zu
unserem Mentoring-Projekt statt. Weitere
Veranstaltungen sind für die Universitäts-
kliniken Frankfurt, Marburg und Gießen
sowie die Städtischen Kliniken Darm-
stadt, die Horst-Schmidt-Klinik in Wies-
baden und das Klinikum Fulda geplant.

Für das Projekt-Team „Mentoring für
junge Ärztinnen“

Dr. med. Birgit Drexler-Gormann
Referat Ärztinnen LÄKH

Projekt Mentoring:
Kontakt LÄKH Liina Napp
Telefon: 0 69/9 76 72-0
Email: Liina.Napp@laekh.de

Der LÄKH gebührt Dank, daß sie sich
erneut dem Thema „Ärztinnen“ wid-
met. Eine Umfrage zeigt, daß sich die
Lebenssituation der Ärztinnen unter
dem wachsenden Mangel an ärztlichen
Arbeitskräften in den Kliniken kaum
geändert hat. Noch immer sind es
mehrheitlich die Frauen, die die Fami-
lienpflichten mit ihren Berufswün-
schen zu vereinbaren suchen. Sie über-
nehmen die organisatorischen Proble-
me, die in Familien mit Kindern auf-
treten und treten nahezu selbstver-
ständlich von ihren Berufswünschen
zurück. Das ist gut für die Familie, gut
für die Kinder, aber ungünstig für die
eigene Karriere, für das eigene Selbst-
wertgefühl und erst recht für die eige-

Ärztin – Traumberuf oder Alptraum (Hessisches Ärzteblatt 12/2003, Seite 631)

ne Rente. Die Abschläge wegen Teil-
zeit und Erziehungsurlaub sind erheb-
lich. Das „böse Erwachen“ kommt
viele Jahre später!

Die neuen Fallpauschalen der Klini-
ken (DRGs) haben in ihren Berech-
nungen weder die zahlreichen unbe-
zahlten Überstunden von Klinikärztin-
nen und -ärzten berücksichtigt, noch
sind Kindertagesstätten in die Berech-
nungen der base rate einbezogen wor-
den. Unter den derzeitigen Finanzie-
rungsbedingungen mit schrumpfenden
Budgets sind derartige Einrichtungen
von den Kliniken nicht mehr zu gestal-
ten und zu unterhalten. Die derzeitigen
Umstände verlangen, daß wir auf die
Tätigkeit qualifizierter Frauen verzich-

ten müssen, obwohl deren Studium zu-
vor vom Steuerzahler finanziert wur-
de. Können wir uns das leisten?

In der Zukunft wäre es wünschens-
wert, die o.g. Bedingungen zu verbes-
sern. Darin ist eine große Herausforde-
rung an die Politik zu sehen.  Parallel da-
zu wäre jedoch dringend eine Umfrage
unter den männlichen Kollegen mit Fa-
milie durchzuführen, wie und mit wel-
chem Zeitaufwand sie Beruf und Familie
„unter einen Hut bringen“. 

Kinder haben nicht nur Mütter,
sondern auch ein Recht auf Väter! 

Dr. Ursula Stüwe 
Vorsitzende des Marburger Bundes

Hessen
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Kassenärztliche Vereinigung Hessen

Ab 1. Januar 2004 sind nach dem
Willen des Gesetzgebers grundsätzlich
alle rezeptfreien apothekenpflichtigen
Medikamente nicht mehr von den
Krankenkassen zu erstatten. Davon
wird es drei Ausnahmen geben: 

1. Kinder bis zum 12. Lebensjahr
2. Entwicklungsgestörte Jugendliche

bis zum 18. Lebensjahr
3. Im Falle einer schwerwiegenden

Erkrankung, bei der ein Medika-
ment im Ausnahmefall zu Lasten
der Krankenkassen verordnet
werden darf, wenn es zum Thera-
piestandard gehört.

Was ist entwicklungsgestört?
Wenn ein Jugendlicher in seiner kör-
perlichen, geistigen und seelischen Ent-
wicklung erheblich von der Altersnorm
abweicht. 

Was ist schwerwiegend?
Schwerwiegend ist, wenn es um die Be-
handlung einer schwerwiegenden (le-
bensbedrohlichen oder die Lebensqua-
lität auf die Dauer nachhaltig beein-
trächtigenden) Erkrankung geht. (BSG
19. März 2002)

Was ist Therapiestandard?
Qualität und Wirksamkeit der Leistun-
gen haben den allgemeinen anerkann-
ten Stand der medizinischen Erkennt-
nisse zu entsprechen und den medizini-
schen Fortschritt zu berücksichtigen. 
(§ 2 SGB V, Abs. 1, Satz 3)

Bis es zur Umsetzung dieser Vorschrif-
ten des Sozialgesetzbuches einer verbind-
lichen Liste des gemeinsamen Bundes-
ausschusses Ärzte/Krankenkassen gibt,
muß der Arzt unter Berücksichtigung der
angegebenen Kriterien in eigener Ermes-
sensentscheidung handeln und darf im
Ausnahmefall ein solches rezeptfreies
Präparat zu Lasten der Krankenkassen
verordnen. Das ist im Falle von „ASS
100“ nach einem Infarkt ebenso klar,
wie bei der Substitution von Kalium-

Rezeptfreie Medikamente werden Privatsache
Was muß der Arzt beachten?

und Eisenmangel, um einige typische
Beispiele zu nennen.

Im Zweifelsfall – und das ist die üb-
liche Gemeinheit der Politik gegenüber
den Ärzten – haftet der Arzt für seine
ggf. falsche Verordnungsweise.

Was ist häufig und rezeptfrei?
Da bei weitem nicht jedem von uns
präsent ist, welche häufig verordneten
Wirkstoffe und Wirkstoffgruppen aus
der Rezeptpflichtigkeit entlassen wur-
den, verweisen wir auf folgende keines-
wegs vollständige Auflistung: 
� Mukolytika und nichtopioide Antus-

siva 
� Antihistaminika (topisch und syste-

misch)
� einfache Analgetika und Antipyretika
� Alphaliponsäure
� topische Antimykotika (inkl. Nagel-

pilzmittel)
� künstliche Augentränen 
� Chromoglycinsäure
� Hämorrhoidenpräparate
� Ginkgopräparate
� Venenpräparate
� Loperamide
� Phytotherapeutische Klimakteriums-

präparate
� Vitamin E
� Weißdornextrakte und viele andere

Phytotherapeutika
� Homöopathika
� Antroposophika
Wenn ein Arzt aus diesen Wirkstoff-
gruppen und den diversen nicht erwähn-
ten weniger häufig verordneten rezept-
freien Präparaten bei einem Erwachse-
nen zu Lasten der GKV verordnen
möchte, dann gelten die Ausnahmere-
geln, die streng zu beachten und in der
Praxisdokumentation zu begründen sind
(nicht auf dem Rezept!). In der Regel
läuft die Neuregelung jedoch auf eine
Privatverordnung hinaus. Die Verord-
nungshoheit und die Beratungskern-
kompetenz darf man sich als Arzt jedoch
auch in diesem Fall nicht nehmen lassen.

Die Verordnung ist ein wichtiger Teil
ärztlichen Handelns vollkommen losge-
löst von der Frage, wer die Kosten zu
tragen hat.

Was passiert, wenn man versehentlich
oder aus Unkenntnis ein rezeptfreies
Präparat verordnet hat? 
Prinzipiell liegt die wirtschaftliche Ver-
antwortung immer beim Arzt. In der
Umstellungsphase der ersten Monate
wird – vernünftiges Handeln aller Betei-
ligten vorausgesetzt - vermutlich nicht
viel passieren. 

Aber spätestens nach Bekanntgabe
der offiziellen Ausnahmeliste des
Bundesausschusses ab April 2004 muß
mit verschärfter Prüfungsgangart ge-
rechnet werden. Allerdings hat auch der
Apotheker eine Mitwirkungspflicht, in-
dem er bei offenkundig regelwidrigen
Kassenrezepten zumindest den Arzt in-
formieren muß. Nach Auffassung eines
maßgeblichen Mitarbeiters im BMGS
kann in einem solchen Fall kassenseitig
von der Möglichkeit der Retaxierung
Gebrauch gemacht werden (typisches
Beispiel „ASS 500 N1“ bei einem erkäl-
teten Erwachsenen).

Wichtig ist zum Schluß noch folgender
Grundsatz: 
Es war der Gesetzgeber, der mit dem
GMG und der Zahlung von 10 Euro
Kassenbeitrag bei Praxiseintritt und
der Herausnahme der Erstattungs-
pflicht von rezeptfreien Präparaten Pa-
tienten be- und Gesunde entlastet hat.
Diesen Paradigmenwandel der Politik
gilt es nunmehr umzusetzen. Am be-
sten nicht dadurch, daß man in geeig-
neten Fällen auf rezeptpflichtige teure-
rer Alternativen umsteigt, weil dies un-
wirtschaftlich sein kann und auf jeden
Fall das Individual- und Gesamtbudget
belastet, sondern dadurch, daß man
auf den Verursacher dieser Neurege-
lungen verweist.

Dr. J. Bausch
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Fortbildung

tec®, Votum®), Telmisartan (Kinzal®, Mi-
cardis®) , Valsartan (Diovan®, Provas®)

Quelle: Bundesgesundheitsbl. 2003; 46: 751

Diclofenac topisch

Chronische eosinophile 
Pneumonie
Bei einer 62jährigen Patientin trat seit
über elf Monaten vor allem bei körper-
licher Belastung und Wetterwechsel ein
persistierender Husten ohne Atembe-
schwerden auf. Nach Ausschluß einer
Infektions- oder Systemerkrankung
wurde eine Arzneimittel-induzierte
chronische eosinophile Pneumonie dia-
gnostiziert, bedingt durch eine zehnjäh-
rige lokale Therapie mit einem Diclofe-
nac-haltigem Gel (Voltaren Emulgel®)
wegen arthrotischer Schmerzen. Alle
nicht-steroidalen Antirheumatika kön-
nen pseudoallergische Reaktionen aus-
lösen, beschrieben sind allerdings bis-
her nur pulmonale Infiltrate mit Eosi-
nophilie bei oraler Gabe (z.B. Ibupro-
fen, Naproxen). Bevorzugt betrifft es
Patienten über 60 Jahre, bei lokaler Ga-
be könnten altersbedingte Hautverän-
derungen zu höheren Resorptionsraten
führen. Therapie: kurzzeitig mit syste-
mischen Glukokortikoiden (im be-
schriebenen Fall: 14 Tage, initial
1 mg/kg KG, schnelle Dosisreduktion
auf 20 mg/d).  
Neben idiopathischen eosinophilen
Pneumonien kommen auch spezifische
Erkrankungen (z.B. allergische broncho-
pulmonale Aspergillose in 80% der Fäl-
le), systemische Vaskulitiden wie Churg-
Strauss-Syndrom als Ursache in Frage.
Nachfolgend eine Auswahl weiterer Arz-
neistoffe als Auslöser eosinophiler Lun-
generkrankungen: Ampicillin, Bleomy-
cin, Carbamazepin, Clofibrat, Interleu-
kin-2 und-3, Methotrexat, Nitrofuranto-
in, Penicilline, Phenytoin, Salazosulfapy-
ridin, Tamoxifen, Tetrazykline. 

Quelle: Internist 2003; 44: 1037

Venlafaxin

Nicht für Kinder und 
Jugendliche
Der Hersteller des Antidepressivums

Venlafaxin (Trevilor®, Serotonin- und in
hohen Dosen Noradrenalin-Wiederauf-
nahmehemmer) weist darauf hin, daß
Venlafaxin entsprechend dem Zulas-
sungsstatus nicht bei Kindern und Ju-
gendlichen angewandt werden soll. We-
der bei Depressionen noch bei generali-
sierten Angststörungen konnte die
Wirksamkeit in Studien belegt werden,
unerwünschte Wirkungen wie Feindse-
ligkeit, Suizidgedanken und nicht nor-
males Verhalten traten in Studien unter
Venlafaxin doppelt so häufig auf wie
unter Placebo. Bei Absetzen muß die
Dosis unter ärztlicher Aufsicht schritt-
weise reduziert werden.

Quelle: Pharm. Ztg. 2003; 148: 3182

Hormontherapie im Klimakterium

Neue Informationen
Die neueste Ausgabe der Therapieemp-
fehlungen der Arzneimittelkommission
der deutschen Ärzteschaft beschäftigt
sich mit der Hormontherapie im Klimak-
terium, einem Thema, das sich immer
mehr zur Seite einer sehr restriktiven Ga-
be von Hormonen in den Wechseljahren
neigt. Erst kürzlich hat unsere Arzneimit-
telüberwachungsbehörde BfArM ein Stu-
fenplanverfahren zu den Risiken dieser
Therapie in Gang gesetzt. Beide ausführ-
lichen Informationen sind im Internet
einsehbar unter www.akdae.de bzw. un-
ter www.bfarm.de.

Dr. G. Hopf
Nachdruck aus: 
Rheinisches Ärzteblatt 11/2003

Salmeterol

Anwendungshinweise
Als Ergebnis einer großen Studie
(SMART) mit Salmeterol (aeromax®, Se-
revent®) weist das BfArM auf folgende
Aspekte der Asthmatherapie hin:
a) Langwirksame Betasympathomimeti-
ka wie Salmeterol sind kein Ersatz für ei-
ne Basistherapie mit Glukokortikoiden
und dürfen nur in Kombination mit ei-
nem Glukokortikoid angewandt werden.
b) Bei deutlicher oder akuter Verschlech-
terung eines Asthmas nicht mit einer Sal-
meteroltherapie beginnen. 
c) Salmeterol ist nicht geeignet zur Thera-
pie akuter Asthmasymptome, hier sind
kurzwirksame Betasympathomimetika
erforderlich.

Anmerkungen: In einem kanadischen In-
formationsschreiben des Herstellers wird
noch darauf aufmerksam gemacht, daß
ein Absetzen der Therapie mit Salmeterol
ohne ärztlichen Rat lebensgefährlich sein
kann. Die Warnhinweise sollten sinnge-
mäß auch für das langwirksame Betasym-
pathomimetikum Formoterol (Foradil®,
Oxis®), einem anderen sog. „Controller“
in der Asthmatherapie, gelten.

Quelle: Bundesgesundheitsbl. 2003; 46: 830

AT-II-Rezeptorantagonisten

Fetotoxizität
Die Berliner Beratungsstelle für Embryo-
naltoxikologie empfiehlt eine Umstellung
auf andere Antihypertensiva (u.a. Meto-
prolol, Methyldopa, Dihydralazin),
wenn eine Hochdruckpatientin unter der
Therapie mit einem Angiotensin-II-(AT-
II)-Rezeptorantagonisten schwanger
wird. Der Abbruch einer intakten (und
gewünschten) Schwangerschaft bei Ex-
position während der Embryogenese ist
aufgrund bisher unzureichender Datenla-
ge nicht indiziert. In der späteren
Schwangerschaft (2. und 3. Trimenon) ist
die Einnahme eines AT-II-Rezeptoranta-
gonisten jedoch genauso riskant wie die
eines ACE-Hemmers (z.B. Oligohydram-
nion, dialysepflichtige Anurie, Verknö-
cherungsstörungen, Lungenhypoplasie,
Extremitätenkontrakturen).
Handelsbezeichnungen: Candesartan
(Atacand®, Blopress®), Eprosartan (Teve-
ten®), Irbesartan (Aprovel®, Karvea®),
Losartan (Lorzaar®), Olmesartan (Olme-

Sicherer Verordnen

An die Autoren

Bitte geben Sie für jeden redaktio-
nellen Beitrag bis zu 10 Stichwor-
te an, die sich auf die wesent-
lichen Aussagen Ihrer Veröffentli-
chung beziehen.

Die Redaktion
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Mit meinen Augen 

Willkommen im neuen Jahr, im Jahr des
GKV-Modernisierungsgesetzes, kurz
GMG genannt. Das Leben mit dem
GMG wird am Anfang allerhand
Schwierigkeiten bereiten, die Umstellung
wird nicht leicht, aber notwendig sein.
Nicht nur für uns Ärzte, obwohl wir
schon seit Jahren Kummer gewöhnt
sind, viel schwerer aber wird es für die
Patienten sein. Sie werden auf einiges
verzichten müssen, an was sie bisher ge-
wohnt waren. Dafür werden sie sich mit
einigen Zuzahlungen „anfreunden“
müssen, die sie jetzt und in Zukunft be-
gleiten werden.

Es soll hier nicht über die vermale-
deite Praxisgebühr gesprochen, son-
dern nur darauf hingewiesen werden,
daß der Streit um sie für unsere Vertre-
ter und Repräsentanten eine Lehre sein
sollte. Sie glaubten in ihrer unverständ-
lichen Naivität, daß sie mit ihrem vor-
eilenden Gehorsam und brav’ Kinder-
spiel bei Ulla Schmidt etwas erreichen
würden. Das Gegenteil war und ist der
Fall, und die Folgen ihres falschen Tak-
tierens müssen jetzt alle Vertragsärzte
ausbaden.

Idologie versus Vernunft
Wobei das Vorgehen der Bundesge-
sundheitsministerin eigentlich kaum zu
verstehen ist. Wir stehen mit einem
enormen Reformenstau da. Wir brau-
chen und erwarten ein multum an Re-
formen. Renten, Steuern, Arbeitsrecht,
Bundeswehr und vieles andere müssen
neu strukturiert werden. Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder hat das alles pla-
kativ mit dem Schlagwort „Agenda
2010“ formuliert – und der erste
Schritt ist das GMG. Wenn dieser erste
Schritt nicht greifen wird, sind alle wei-
teren gefährdet. Das wissen nicht nur
Politiker, das ist sogar einem unpoliti-
schen Laien klar.

Jeder Unternehmer, jeder Wirtschafts-
boß weiß, daß, wenn man im Betrieb
etwas ändern will, wenn man etwas
Neues schaffen möchte, daß man dann
die Belegschaft dafür motivieren und
begeistern muß, sonst kann man kaum
einen Erfolg erwarten. Derweil hat
man aber den Eindruck, daß im Mini-
sterium eine extra Abteilung besteht,
die zur Aufgabe hat, neue Folterwerk-
zeuge für die Mediziner zu erfinden.
Das GMG werden in erster Linie die
Ärzte realisieren, und man sollte mei-
nen, daß sie daher eigentlich besonders
gehätschelt und gepflegt werden müß-
ten. Doch denkste!

Schikanen gegen die Ärzte
Man schikaniert die Ärzte auf Schritt
und Tritt, und Gesundheitsministerin
Ulla Schmidt machte in einem Zei-
tungsinterview aus ihrem Herzen keine
Mördergrube, als sie mit einer seltenen
Schnoddrigkeit über die Vertragsärzte
äußerte: „...Ich habe den Ärzten ge-
sagt, daß sie die Gebühr nicht kassie-
ren müssen, wenn sie auf zehn Euro
verzichten wollen.“ Eine seltsame Mi-
schung von Impertinenz und Ignoranz.
Eine Gesundheitsministerin sollte ei-
gentlich wissen, daß der Arzt gemäß
seiner Berufsordnung (mit wenigen
Ausnahmen, z.B. bei der Armenbe-
handlung) auf Honorar nicht verzich-
ten darf. Sie übersieht bewußt, daß die-
se Maßnahme nur Unruhe in der Pra-
xis, viel bürokratischen Aufwand und
anderen Ärger für die Mediziner und
ihr Personal bedeutet – und die zehn
Euro ja eigentlich für die Krankenkasse
bestimmt sind, die das ärztliche Hono-
rar um diese Summe reduziert. Der
Doktor hat nicht einen einzigen Cent
mehr in der Tasche, sondern das be-
deutet nicht mehr und nicht weniger
als eine Erhöhung des Krankenkassen-

beitrags durch die Hintertür. Nur selt-
samerweise redet davon keiner.

Die Methoden sind zu kritisieren
Dabei steht ja vieles Vernünftige im
GMG. So z.B. Fortbildungspflicht und
Qualitätssicherung. Zwar ist das auch
bisher schon immer in unserer Berufs-
ordnung (jedoch ohne Kontrolle) ver-
ankert, zwar haben viele Doktores
nichtsdestotrotz diesen Kanon bisher
schon freiwillig befolgt, aber aus Er-
fahrung wissen wir, daß ein bißchen
mehr Disziplin  in dieser Hinsicht si-
cherlich nicht verfehlt ist. Denn seien
wir ehrlich, es war mit der Fortbildung
bisher ja oft wie mit den Gläubigen in
der Kirche. Manche gehen regelmäßig
hin, andere wiederum äußerst selten.
In der Medizin gilt aber ganz be-
sonders, daß, wer sich nicht fortbildet
– bei diesem enormen Fortschritt an
Wissen und Technik – der bleibt ste-
hen. Nicht die Pflicht zur Fortbildung
und nicht die Qualitätssicherung mit
ihren Nachweisen sind zu kritisieren,
sondern die Methoden, wie man das
alles einführt.

Nicht anders ist es auch mit der Do-
kumentation der DMP. Der Übereifer
der Bürokraten brachte sogar unbe-
strittene Befürworter der DMP unter
den Ärzten dazu, daß sie aus purer Ver-
zweiflung den Bettel schon hinschmei-
ßen wollten – und erst dann schien ei-
nigen Verantwortlichen ein Licht auf-
zugehen und man speckte den Papier-
wust ein bißchen ab. Selbst das
Bundesversicherungsamt, das alles
überwacht und akkreditiert, kam end-
lich zu der Einsicht, daß bei der Doku-
mentation eine einzige Unterschrift des
Patienten reichen dürfte.

Die Hessen bangen um die EHV
Wir in Hessen sind mit den DMP ganz

Freuen wir uns auf das GMG . . .

Siegmund Kalinski
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besonders unglücklich, wobei aus-
nahmsweise das Bundesministerium
für Soziales und Gesundheit  diesmal
keine Schuld trifft. Das Problem in
Hessen liegt in der Erweiterten Hono-
rarverteilung (EHV), der Altersvorsor-
ge der hessischen Kassenärzte, in wel-
che die derzeitigen Empfänger und
auch die baldigen Ruheständler Tau-
sende und Abertausende (manche so-
gar einige hunderttausend) DM einge-
zahlt haben und in welche die noch
Praktizierenden weiterhin ihren Obo-
lus entrichten: Sie alle bangen jetzt um
ihre Renten. Denn die EHV beruht auf
einem Umlageverfahren (vom Honorar
werden etwa 5-6% für die EHV abge-
zogen) und die Empfänger bekommen
je nach ihren erworbenen Ansprüchen
einen Anteil des Durchschnittshono-
rars der Vertragsärzte als Rente.

Da aber – neben der Nullrunde –
immer mehr Verträge direkt mit den
Krankenkassen und ohne Beteiligung
der KVH abgeschlossen werden, so das
DMP-Diabetes der Hausärzte, das
DMP-Brustkrebs der mittelhessischen
Gynäkologen mit den sogenannten
Brustzentren der Krankenhäuser, die
Abrechnung der Marburger Neurochi-
rurgen oder das Ambulante Operieren
der Augenärzte, wird das Durch-
schnittshonorar immer geringer und
die Belastung der Vertragsärzte, die in
der KV verbleiben, immer größer. Seit
einigen Monaten denkt man in der
KVH  intensiv über Lösungen nach,
aber immer wird dabei eine Arztgrup-
pe zu stark benachteiligt. Am geschei-
testen wäre es, wenn die hessische Auf-
sichtsbehörde, sprich Gesundheits-
und Sozialministerium, den guten On-
kel gespielt und zwischen Krankenkas-
sen und KVH vermittelt hätte, damit
auch EHV-Anteile von den außerhalb
der KV gezahlten Honoraren abge-
führt werden. Aber die Behörde hütet
sich vor diesem Schritt wie der Teufel
vorm Weihwasser und will sich nicht
damit befassen.

Dabei wollen die Doktores nicht ei-
nen Cent vom finanziell stark lädierten
Land Hessen und auch nicht vom Mi-
nisterium und letztendlich auch nicht

von den Krankenkassen – sie wollen
nur den ihnen zustehenden Anteil an
den Arzthonoraren. Dieses Problem
friedlich und in Einvernehmen mit den
Kassen zu lösen, müßte doch eigentlich
im Interesse aller Beteiligten sein.

Felix Bavaria
Da können die hessischen Äskulapjün-
ger ihre Kollegen im benachbarten
Bayern nur beneiden. Auf dem 11.
Fachärztetag in München erwies die
bayerische Gesundheitsministerin Chri-
sta Stevens nicht nur den Ärzten ihre Re-
verenz, sie stellte sich auch hinter alle
Forderungen der bayerischen KV gegen-
über den Krankenkassen. Sie kennt die
Situation der Ärzte in der größten Bun-
des-KV und weiß genau, wo die Dokto-
res der Schuh drückt. Wobei sie an-
merkte, daß ihr der Vertrauensverlust
der Bevölkerung in die Politik und die
Politiker die allergrößte Sorge mache.

Vielleicht etwas überraschend für
viele war, daß, neben dem Gastgeber
Dr. Axel Munte, die herausragendsten
Vortragenden auf dem Fachärztetag
zwei ...Hausärzte waren. Der eine, der
zweite Vorsitzende der bayerischen KV,
Dr. Wolfgang Hoppenthaller, sparte
nicht mit Kritik am Bundesgesund-
heitsministerium und den Krankenkas-
sen, die den Mißbrauch der Chipkarte
niemals hätten bändigen können oder
wollen. Untersuchungen der KV Bay-
ern hätten nachgewiesen, daß dieser
Mißbrauch etwa   anderthalb Milliar-
den Euro Schaden verursacht hätte.
Das aber läßt die Verantwortlichen of-
fenbar kalt, betrifft der Schaden in er-
ster Linie ja die Ärzte, die, bei budge-
tiertem Honorar, die Betrüger zwar
nicht vergebens, dafür aber umsonst
behandeln.

Eine Staatsmedizin à la DDR
Der zweite interessante Redner war
Dr. Wolfgang Eckert, Vorstandsmit-
glied der KBV und zugleich KV-Vor-
sitzender von Mecklenburg-Vorpom-
mern. Eckert warnte vor der Einfüh-
rung einer Staatsmedizin durch die
Hintertür, wobei er aus seiner Erfah-
rung sprach, war er doch selbst jahre-

lang als Arzt in der DDR tätig gewe-
sen. Auch dort habe man in den vierzi-
ger und fünfziger Jahren mit der Liqui-
dation von einzelnen Praxen und mit
der Einführung der Polikliniken begon-
nen. Geendet habe es (unter anderem)
mit der „Anweisung Nr. 2 über Einstu-
fung von Arzneimitteln in Nomenkla-
tur C...“ aus dem Jahr 1981. Nach die-
ser Anweisung mußte ein Doktor bei-
spielsweise vor der Verordnung von
Ibuprofen oder Cimetidin die Geneh-
migung des Kreisarztes einholen, der es
bewilligte oder auch nicht...

Eckert erinnerte daran, daß Ulla
Schmidt bei ihrem letzten Besuch in
Brandenburg der verstorbenen Sozial-
ministerin von Brandenburg, Regina
Hildebrand, dafür gedankt habe, daß
sie die Polikliniken in diesem Bundes-
land am Leben erhalten habe. Jetzt
würden daraus die besten Zentren für
die integrierte Versorgung, so Ulla
Schmidt...

Als Kommentar dazu zitierte Wolf-
gang Eckert die Aussage des letzten
DDR-Gesundheitsministers Ludwig
Mecklinger, der in Berlin am 16. Fe-
bruar 1994, also fünf Jahre nach dem
Fall der Mauer, gesagt hatte: „Für die
Qualität und Leistungsoptimierung in
der ambulanten medizinischen Be-
treuung wäre es wahrscheinlich von
Nutzen gewesen, durch die großzügi-
ge Erteilung von Niederlassungsge-
nehmigungen für Ärzte und Zahnärz-
te eine günstigere Wettbewerbsatmos-
phäre im Verhältnis der staatlichen
Gesundheitseinrichtungen zum pri-
vatärztlichen Bereich herbeizuführen,
zumal die niedergelassenen Ärzte und
Zahnärzte ohne Einschränkung stets
eine gute und hingebungsvolle Arbeit
geleistet haben.“

Manche lernen aus den Fehlern der
anderen – andere wollen selbst ihre
Fehler machen . . .

Schlüsselwörter
GKV-Modernisierungsgesetz – GMG –
Praxisgebühr – Zwangsfortbildung und
Qualitätssicherung – Schikanen gegen die
Ärzte – EHV – Gefahren der Staatsmedizin
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Einige unserer Rentenbezieher beklagen,
daß die Rente nach 2003 auch zum 1. Ja-
nuar 2004 nicht angehoben wird. Man-
che führen an, daß sie gegenüber den An-
wärtern benachteiligt wären, ihnen eine
Verzinsung vorenthalten würde. Nach-
folgend soll zu diesen Beschwerden Stel-
lung genommen und verdeutlicht wer-
den, daß auch die bei einer „Nullrunde“
ausgezahlten Rentenleistungen noch im-
mer eine Verzinsung von 4% enthalten,
die damit deutlich über der Garantielei-
stung z.B. der Lebensversicherer liegt. 

1. Wie werden Renten finanziert?
Mit der ersten Beitragseinzahlung er-
wirbt ein Mitglied des Versorgungswer-
kes der Landesärztekammer Hessen ei-
nen Anspruch auf die nach der Satzung
vorgesehenen Leistungen. 

Eine Besonderheit auf die nachfolgend
nicht weiter eingegangen werden soll
stellt in diesem Zusammenhang die Be-
rufsunfähigkeitsrente dar. Sie wird - ähn-
lich einer Unfallversicherung - auf die ge-
samte Solidargemeinschaft umgelegt und
von dieser getragen. 

Alle übrigen Leistungen des Versor-
gungswerkes, an erster Stelle die Altersren-
te, aber auch die abgeleiteten Renten, näm-
lich die Hinterbliebenenrente in Form der
Witwen- oder Witwerrente, Halbwaisen-
oder Vollwaisenrente sowie die Kinderzu-
schüsse sind unter Berücksichtigung statis-
tischer Wahrscheinlichkeiten im Wege des
Kapitaldeckungsverfahrens oder genauer:
des modifizierten Anwartschaftsdeckungs-
verfahrens ausfinanziert. Nach diesem
Prinzip arbeiten auch private Lebensversi-
cherer. Es sieht vor, daß die von Mitglie-
dern eingezahlten Beiträge nicht sofort wie
z.B. in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zur Finanzierung von aktuell anste-
henden Verpflichtungen (Rentenzahlun-
gen) für andere Mitglieder verwendet wer-
den. Die Beiträge werden vielmehr zu-
nächst angesammelt, um dann zusammen
mit den Zinsen aus der Anlage dieser Bei-
träge am Kapitalmarkt  zur Finanzierung
von Renten zur Verfügung zu stehen. Im
Hinblick auf dieses Leistungsversprechen
hat das Versorgungswerk in seiner Bilanz
eine Rückstellung (die sogenannte Dek-

Nullrunde ist nicht gleich null!
Anmerkungen zur Rentendiskussion

kungsrückstellung) zu bilden und diese mit
Kapitalanlagen zu bedecken. 

In die Leistung, auf die das Mitglied
nach der Beitrags- und Leistungstabelle
von Satzung und Versorgungsordnung ei-
nen Anspruch hat, sind Zinserträge in
Form einer garantierten Mindestrendite
einkalkuliert. Diese garantierte Mindest-
rendite bezeichnet man als den so ge-
nannten Rechnungszins. Er beträgt beim
Versorgungswerk der Landesärztekam-
mer Hessen aktuell 4% und wird zum 
1. Januar 2004 auf 3,5% umgestellt.
Diesen Rechnungszins muß das Versor-
gungswerk mindestens jedes Jahr in
Form von Kapitalerträgen erwirtschaften
und zur Erhöhung der Deckungsrückstel-
lung verwenden. Dies geschah seit Grün-
dung des Versorgungswerkes in jedem
Jahr, so daß Anwartschaften und die
Deckungsrückstellung für noch nicht
ausgezahlte Renten seit diesem Zeitpunkt
mindestens mit 4% verzinst wurden. So-
wohl die Rentenanwartschaft als auch
die Rente eines jeden Mitgliedes wäre bei
ihrer Finanzierung ausschließlich über
die geleisteten Beiträge und ohne den
Rechnungszins deutlich niedriger. 
Frage: Warum werden dann die alljähr-
lichen Anwartschaften und Renten nicht -
sichtbar - um 4% erhöht?
Antwort: Weil diese 4% nach den versiche-
rungsmathematischen Ansätzen bereits in
die Anwartschaften und Renten eingerech-
net sind, die sich aus der Beitrags- und Leis-
tungstabelle ergeben. Die vom Mitglied be-
zahlten Beiträge stellen abgezinst den Kapi-
talstock dar, aus dem zuzüglich Rechnungs-
zins die Leistungen finanziert werden. Die
Höhe dieser Leistungen ist abhängig von
der Beitragshöhe, die bis zum Rentenein-
tritt entrichtet wird, dem Lebensalter des
Mitgliedes und dem Rechnungszins. Ließe
man diese Parameter während der gesam-
ten Dauer der Mitgliedschaft unverändert,
bliebe die Rentenanwartschaft und die Hö-
he der zur Auszahlung kommenden Rente
lebenslang unverändert. Vereinfacht ausge-
drückt bedeutet dies nichts anderes als die
Zusage des Versorgungswerkes: „Wenn du
- Mitglied - bis zum Beginn der Rente den
Beitrag x leistest, gewährt dir das Versor-
gungswerk unter Einbeziehung einer jähr-

lichen Verzinsung in Höhe des Rechnungs-
zinses eine lebenslange jährliche Rente y.“

Bereits von daher bedeutet eine „Null-
runde“ nicht eine Null-Verzinsung, son-
dern vielmehr eine alljährliche Verzinsung
von 4%. Ohne den bereits eingerechneten
Rechnungszins wäre die Rente deutlich nie-
driger. 
Frage: Welche Auswirkung hat die Rech-
nungszinsabsenkung, werden Rentner oder
aktive Mitglieder dadurch nicht benachtei-
ligt?
Antwort: Verwaltungsrat und Aufsichtsrat
haben der Delegiertenversammlung die
Rechnungszinsabsenkung aus Gründen
kaufmännischer Vorsicht vorgeschlagen.
Ähnlich wie das Versorgungswerk sind
auch die Lebensversicherer finanziert. Ver-
gleichbar mit dem Rechnungszins des Ver-
sorgungswerkes ist in der Lebensversiche-
rungsbranche der sogenannte Garantiezins.
Dieser darf nach Vorgaben der Aufsichtsbe-
hörde nur noch maximal 2,75% betragen.
Tarife, die einen höheren Rechnungszins
vorsehen, sind nicht mehr genehmigungsfä-
hig. Die Absenkung von Rechnungs- oder
Garantiezins sind eine Folge der gesunke-
nen Zinsen am Kapitalmarkt. 

Die Interessen von Anwärtern oder
Rentnern werden dadurch jedoch nicht ge-
fährdet. Zum einen werden alle bis ein-
schließlich 31. Dezember 2003 zum Ver-
sorgungswerk eingezahlten Beiträge so lan-
ge mit 4% verzinst, bis das letzte darauf be-
ruhende Leistungsversprechen erfüllt ist. Es
handelt sich insoweit um eine sehr langfri-
stig angelegte „weiche“ Übergangsrege-
lung.

Außerdem ist eine Benachteiligung von
Rentnern oder Anwärtern schon dadurch
ausgeschlossen, daß Mittel, die am Kapital-
markt erwirtschaftet werden und nicht da-
für benötigt werden, den Rechnungszins zu
erwirtschaften (egal, ob dieser nun 4,0%
oder 3,5% beträgt), für die Überschußbe-
teiligung zur Verfügung stehen. Diese
Mittel werden dazu führen, daß mittel- und
langfristig höhere Überschußbeteiligungen
an Anwärter und Rentner ausgeschüttet
werden können. 

In der Vergangenheit haben Mitglieder
das Versorgungswerk immer wieder gern
mit einer privaten Kapitallebensversiche-
rung verglichen, die nach dem „individuel-
len Äquivalenzverfahren“ finanziert ist.
Der Unterschied besteht im Wesentlichen
darin, daß die Lebensversicherung eine Ein-
malzahlung in Form der versprochenen
Versicherungssumme vornimmt, wenn die
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Versicherungsleistung fällig ist. Die Einmal-
zahlung beinhaltet nach Ablauf der Kosten
nichts anderes, als das eingezahlte Kapital
und die angesammelten Zinsen. Letztere er-
geben sich aus dem auch für private Le-
bensversicherer geltenden Rechnungszins,
der - und nur der - vom Versicherer garan-
tiert wird, und aus den sogenannten Über-
schuß- oder Gewinnbeteiligungen, für die
der Versicherer keine Garantie übernimmt.
Der Versicherungsnehmer erhält insofern
von der Versicherungsgesellschaft nur die
Zusage, daß dann, wenn Gewinne über
dem eingerechneten Rechnungszins vor-
handen sind, diese Gewinne auch ausge-
zahlt werden. Wenn Kapitalerträge nicht
vorhanden sind, bleibt es bei der garantier-
ten Verzinsung in Höhe des Rechnungszin-
ses. Versicherer und Versicherungsnehmer
leben insoweit von der Hoffnung und Er-
wartung, daß über den Rechnungszins hin-
aus weitere Kapitalerträge erwirtschaftet
werden. Wenn das nicht gelingt und der
Versicherer keine Überschuß- oder Ge-
winnbeteiligung gewähren kann, haben
sich Hoffnung und Erwartung nicht erfüllt.
Niemand käme aber auf die Idee, insoweit
von einer „Nullrendite“ dieser Anlageform
zu sprechen. 

Im Gegensatz zur privaten Kapitalle-
bensversicherung erhalten das Mitglied
des Versorgungswerkes und dessen
Hinterbliebene statt der Einmalzahlung
eine lebenslange Rente, für die allerdings
ein in vergleichbarer Weise angesammel-
ter Kapitalbetrag in die Deckungsrück-
stellung eingestellt ist. Nur dann, wenn
das Mitglied mehr Beiträge zahlt, als zu-
nächst angenommen worden ist und oder
mehr als der eingerechnete Rechnungs-
zins, nämlich ein sogenannter Überzins
erwirtschaftet wird, kann sich die Höhe
der Anwartschaft und der Rente verän-
dern. 

„Nullrunde“ bedeutet demnach nichts
anderes, als daß die erwirtschafteten Kapi-
talerträge nicht ausreichen, um einen Über-
zins, der über dem eingerechneten Rech-
nungszins hinaus geht, zu verteilen. Von ei-
ner „Null“ kann daher bei einer „Nullrun-
de“ überhaupt keine Rede sein.
Frage: Wie ist es um die Sicherheit der Lei-
stungen des Versorgungswerkes bestellt?
Kommt die in der allgemeinen Rentendis-
kussion gefürchtete „demografische Welle“
auch auf das Versorgungswerk zu? Welche
Auswirkung hat die gestiegene Lebenser-
wartung der Mitglieder des Versorgungs-
werkes?

Antwort: In einem Umlageverfahren, wie
z.B. der gesetzlichen Rentenversicherung
werden die Renten ausschließlich und un-
mittelbar aus den Beiträgen der aktiven
Mitglieder bezahlt. Verändert sich das Ver-
hältnis der Leistungsbezieher zu den Bei-
tragszahlern, hat dies unmittelbare Auswir-
kungen auf die Beitrags- oder die Renten-
höhe. Das Versorgungswerk der Landes-
ärztekammer Hessen ist jedoch versiche-
rungsmathematisch nicht nach dem Umla-
geverfahren konzipiert. Für jedes Mitglied,
bzw. jeden Mitgliedsjahrgang, werden die
von diesem entrichteten Beiträge an den
Kapitalmärkten angelegt und verzinst. Ein
mitgliedsstarker Jahrgang legt somit ein hö-
heres zu verzinsendes Kapital an; dieses
steht diesem Jahrgang von Mitgliedern
dann auch wieder zur Verfügung, wenn sie
die Leistungen abrufen. Aufgrund dieses
besonderen Finanzierungsverfahrens ist das
Versorgungswerk der Landesärztekammer
Hessen von einer demografischen Verände-
rung im Sinne einer Veränderung des Ver-
hältnisses zwischen Leistungsbeziehern und
Beitragszahlern unabhängig. 

Anders ist es jedoch um die Verlänge-
rung der Lebenserwartung bestellt:

2. Welche Auswirkung hat die längere 
Lebenserwartung?
Zur Zeit der Gründung der berufsständi-
schen Versorgungswerke mußten mangels
anderweitiger Datenbasis die Sterbetafeln
für die Allgemeinbevölkerung Anwendung
finden. Erst nach geraumer Zeit stand eine
Datenbasis in hinreichender Breite zur Ver-
fügung, für die Mitglieder berufsständi-
scher Versorgungseinrichtungen eigene
Sterbetafeln zu erstellen. Entgegen einer
weit verbreiteten Meinung ergaben diese,
daß Freiberufler im Vergleich zur Allge-
meinbevölkerung nicht früher, sondern
deutlich später versterben, also eine längere
Lebenserwartung haben. Steigt nun die Le-
benserwartung, steigt damit gleichzeitig der
Zeitraum, in dem das Mitglied zum Lei-
stungsbezug berechtigt ist, nämlich vom Er-
reichen der Altersgrenze bis zum Tod. Eine
sich auftuende Deckungslücke hat das Ver-
sorgungswerk in den Jahren 1999 und
2000 durch Aufstockung der Dek-
kungsrückstellung geschlossen. Die hierfür
benötigten Mittel in Höhe von ca. 800
Mio. DM wurden etwa hälftig durch einen
Eingriff in die Beitrags- und Leistungstabel-
le sowie aus den laufenden Erträgen finan-
ziert. Auch wenn in diesen Jahren im Ver-
gleich zu den Vorjahren bescheidenere

Überschußbeteiligungen in Form von Ren-
ten- oder Anwartschaftserhöhungen ausge-
worfen wurden, kann von einer „Null“
auch diesbezüglich nicht die Rede sein. 

Als Fazit bleibt zu wünschen, daß unse-
re Mitglieder Verständnis dafür haben, daß
das Versorgungswerk der Landesärztekam-
mer Hessen im Interesse der soliden Finan-
zierung seiner Leistungsversprechen auf ex-
terne Faktoren reagieren muß, die das Le-
ben mit sich bringt. Diese sind insbesonde-
re: 
● die für die Mitglieder erfreuliche längere

Lebenserwartung, die von ihrer Natur
her aber zu einer beträchtlichen Finan-
zierungslücke geführt hat.

● Schwankungen bzw. Einbrüche an den
Kapitalmärkten mit dem damit zwangs-
läufig verbundenen Rückgang der Kapi-
talerträge, die für die Erhöhung von An-
wartschaften und Renten erforderlich
sind. 
Bedenken Sie, auf welch hohem Niveau

die Absicherung steht, die Sie mit Ihren Bei-
trägen beim Versorgungswerk der Landes-
ärztekammer Hessen haben erwerben kön-
nen und immer noch erwerben!

Versorgungswerk 
der Landesärztekammer Hessen

Klaus Selch, Geschäftsführer und
Sprecher des Verwaltungsrates

Das Versorgungswerk informiert
Rentenanwartschafts- und 
Beitragsnachweis

Sehr geehrte Mitglieder,
wir möchten Sie darüber informieren, daß wir
den nächsten Rentenanwartschafts- und Bei-
tragsnachweis im 1. Quartal 2004 versenden.
In den Jahren 2002 und 2003 haben sich mit
der Erhöhung von Beitragsbemessungsgrenze,
Beitragsprozentsatz sowie dem Wechsel in der
Beitrags- und Leistungstabelle mit Wirkung zum
1. Januar 2004 Veränderungen ergeben, die er-
hebliche Auswirkung auf die Erstellung des Ren-
tenanwartschafts- und Beitragsnachweises ha-
ben. Das Versorgungswerk hätte wirtschaftlich
nicht vertretbare Kosten für Programmänderun-
gen aufwenden müssen, um den Beitragsnach-
weis im bisher gewohnten Zyklus auf Grundlage
der Zahlen zum 31. Dezember 2002 zu versen-
den. Wir haben das Verfahren daher - hoffent-
lich auch in Ihrem Sinne - auf einen neuen Mo-
dus umgestellt und werden Ihnen im 1. Quartal
2004 einen Rentenanwartschafts- und Beitrags-
nachweis übersenden, der dann nicht mehr auf
den Zahlen per 31. Dezember 2002, sondern
bereits per 31. Dezember 2003 beruht. 

Wir bitten um Ihr Verständnis.

HAEB_01_2004_neu.qxd  17.12.2003  08:39  Seite 45



46 Hessisches Ärzteblatt 1/2004

Landesärztekammer Hessen

Bezirksärztekammer Darmstadt

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Dieter Thüre, Darmstadt, am 26. Februar.

Bezirksärztekammer Frankfurt

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Otto Heinrich Gabel, Oberursel, am 26. Februar,
Medizinaldirektor i.R. Dr. med. Heinz Schall, Hanau, am 26. Februar.

Bezirksärztekammer Gießen

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Hildegard Born, Braunfels, am 16. Februar,

Bezirksärztekammer Kassel

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldene Doktorjubiläen

Dr. med. Ernst Günter Batsch, Arolsen, am 26. Februar.

Bezirksärztekammer Marburg

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Professor Dr. med. Ferdinand Klimt, Weimar, am 4. Februar,
Dr. med. Hans-Joachim Schäfer, Marburg, am 15. Februar.

Bezirksärztekammer Wiesbaden

Im Bereich unserer Bezirksärztekammer vollenden die Kolleginnen und
Kollegen

Goldenes Doktorjubiläum

Dr. med. Peter Rathjens, Wiesbaden, am 25. Februar,
Dr. med. Hans Argenton, Wiesbaden, am 26. Februar.

Wir gratulieren den Kolleginnen und Kollegen zu ihrem Geburtstag und
wünschen ihnen für das kommende Lebensjahr alles Gute.

NEU       NEU         NEU         NEU  
Besuchen Sie unsere moderne,

eigene Möbel- und Geräte- Ausstellung!
Planung, Umbau, Renovierung von Arztpraxen 

aller Fachrichtungen
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Dipl.-Ing. Keil + Kistler
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Fon: (0 64 03) 97 23 50 · Fax: (0 64 03) 9 72 35 55
e-mail: info@keil-kistler.de
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Ehrung langjährig tätiger Arzthelferinnen
Wir gratulieren den Arzthelferinnen zum 10jährigen Berufsjubi-
läum,
Sabine Krafcyk, tätig bei Dr. med. K.-R. Ziegler, Fulda
Ute Krampitz, tätig bei Dr. med. K.-R. Ziegler, Fulda
Nicole Lerner, tätig bei Dr. med. K.-R. Ziegler, Fulda
Fatima Taibi, tätig bei Dr. med. D. Freise, Frankfurt

und zum mehr als 10jährigen Berufsjubiläum,
Monika Bohn, seit 13 Jahren tätig bei Dr. med. J. Freiherr von Ro-
sen, Gersfeld
Katja Gottwald, seit 15 Jahren tätig bei Dr. med. K.-R. Ziegler, Ful-
da
Gabriele Heil, seit 20 Jahren tätig bei Dr. med. J. Freiherr von Ro-
sen, Gersfeld
Hildegard Müller, seit 15 Jahren tätig bei Dr. med. J. Freiherr von
Rosen, Gersfeld
Annette Rhein, seit 20 Jahren tätig bei Dr. med. W. Möller, Bad
Hersfeld
Mihai Vasilescu, seit 12 Jahren tätig bei Dr. med. J. Freiherr von
Rosen, Gersfeld
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde diesen Arzthelferinnen
die Arzthelferinnen-Brosche in Gold ausgehändigt.

Zum 25jährigen Berufsjubiläum gratulieren wir den Arzthelferin-
nen,
Elke Erb, tätig bei Dres. med. W. Schmidt u. A. Heuring, Fulda
Ingrid Keidel, tätig bei Dr. med. J. Freiherr von Rosen, Gersfeld
Elfriede Schleicher , tätig bei Dr. med. J. Freiherr von Rosen, Gers-
feld 
In Anerkennung ihrer treuen Dienste wurde diesen Arzthelferinnen
eine Ehrenurkunde ausgehändigt.

Wir gedenken der Verstorbenen

Dr. med. Gerhard Althaus, Kassel
* 24.12.1923     † 24.10.2003

Dr. med. Wilhelm Bös, Bad Soden-Salmünster
* 19.4.1950     † 29.9.2003

Dr. med. Otto Dupont, Alheim
* 10.3.1910     † 4.10.2003

Mechtild Fries, Frankfurt
* 25.12.1937     † 30.9.2003

Professor Dr. med. Ernst-Walter Fünfgeld, Marburg
* 14.8.1922     † 15.11.2003

Dr. med. Simon Gail, Ahnatal
* 15.2.1964     † 6.11.2003

Dr. med. Klaus-Joachim Geipel, Büdingen
* 15.4.1916    † 19.6.2003

Dr. med. Armand Hess, Friedberg
* 13.8.1919    † 24.2.2002

Obermedizinaldirektor a.D. Dr. med. Fritz Hoffmann, Dreieich
* 8.9.1918     † 11.4.2001

Werner Honselmann, Gelnhausen
* 3.4.1912     † 20.10.2003

Dorte Kapels, Hattersheim
* 23.11.1940     † 25.9.2003

Veronika Kretzschmar, Lorsch
* 20.12.1921     † 29.8.1997

Dr. med. Gerhard Laube, Wanfried
* 16.8.1910     † 13.11.2003

Dr. med. Adalbert Mühr, Lollar
* 13.1.1918     † 12.6.2003

Dr. med. Hugo Nahm, Darmstadt
* 5.6.1933     † 24.10.2003

Dr. med. Elmar Pirn, Homberg
* 12.1.1909    † 7.11.2003

Dr. med. Joachim Redemsky, Darmstadt
* 1.9.1920     † 11.11.2003

Alexander-Rochus Ritter von Schlumperger, Bad Vilbel
* 20.11.1955     † 13.10.2003

Dr. med. Guenther Schmith, Frankfurt
* 12.9.1927    † 9.10.2003

Dr. med. Ernst Schütz, Hofheim
* 17.10.1924    † 20.2.2003 

Dr. med. Karl-Ernst Seiler, Hungen
* 10.7.1913    † 13.11.2003

Professor Dr. med. Horst Stiller, Hanau
* 7.1.1921    † 22.9.2003

Medizinaldirektor Dr. med. Heinrich Viehmann, Frankfurt
* 16.8.1920    † 2.5.2003

Professor Dr. med. habil. Karl-Heinz Wagner, Gießen
* 26.2.1911    † 16.9.2003

Privatdozent Dr. med. Roland Wönne, Frankfurt
* 23.3.1940    † 1.11.2003

Verlust von Arztausweisen
Folgende Arztausweise sind verlorengegangen und werden hiermit
für ungültig erklärt.

Arztausweis Nr. HS/F/9595, ausgestellt am 27.6.2000, 
für Dr. med. Stefanie Brock, Bad Soden,

Arztausweis Nr. HS/F/4999, ausgestellt am 29.11.1999, 
für Dr. med. Bernd Hontschik, Frankfurt,

Arztausweis Nr. HS/D/3298, ausgestellt am 9.3.1999 
durch die Bezirksärztekammer Darmstadt, für Dagmar Reif, Hanau,

Arztausweis Nr. HS/D/2428, ausgestellt am 7.3.1995 
durch die Bezirksärztekammer Darmstadt, für Nasrin Sabet-
Gahromi, Frankfurt,

Arztausweis Nr. HS/D/2809, ausgestellt am 20.1.1997 
durch die Bezirksärztekammer Darmstadt, für Dr. med. Andrea
Schallmayer, Glashütten.

Richtige Antworten
Zu der Fragebogenaktion „Masern“ in der November-Ausgabe, 
Seite 568

Frage 1: b Frage 4: d
Frage 2: c Frage 5: d
Frage 3: b Frage 6: b
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Auszubildende, die an der Abschlußprüfung für Arzthelfer/innen im
Sommer 2004 teilnehmen wollen, sind in dem Zeitraum vom
11. Februar bis zum 18. Februar 2004
bei der zuständigen Bezirksärztekammer anzumelden.

Die Anmeldung erfolgt durch Einreichung des Anmeldeformulars.

Außerdem sind der Anmeldung beizufügen:
1. das Berichtsheft, 
2. der Fragebogen über die Tätigkeit der Auszubildenden,
3. ggf. eine Bescheinigung über Art und Umfang einer Behinderung,
4. bei vorzeitiger Abschlußprüfung zusätzlich:

die Notenbescheinigung der Berufsschule.

Es wird gebeten, die Unterlagen rechtzeitig und vollständig einzurei-
chen, da anderenfalls die Teilnahme der Auszubildenden an der Som-
merprüfung 2004 nicht garantiert werden kann.

Zur Abschlußprüfung im Sommer 2004 sind anzumelden:
1. Auszubildende, deren Ausbildungszeit nicht später als am 1. Sep-

tember 2004 endet,
2. Auszubildende, die die Abschlußprüfung vorzeitig abzulegen be-

absichtigen und deren Ausbildungszeit nicht später als am 1. Janu-
ar 2005 endet, 

3. Wiederholer/innen, die in einem vorangegangenen Prüfungstermin
die Abschlußprüfung nicht bestanden haben,

4. Sog. Externe, die die Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 40 Abs.
2 Berufsbildungsgesetz erfüllen.
Die vorzeitige Zulassung setzt voraus, daß die Leistungen der Aus-
zubildenden während der Ausbildungszeit
- in den Lerngebieten des berufsbezogenen Unterrichts der Berufs-
schule im Durchschnitt mit besser als 2,5

und
- von dem Ausbildenden im Durchschnitt mit mindestens „gut“
beurteilt werden.

Landesärztekammer Hessen
Abteilung Arzthelfer/in-Ausbildungswesen

Sicher haben sich einige von Ihnen im Laufe des Jahres gewundert, wa-
rum teilweise keine Sozialversicherungsbeiträge von Ihrer Vergütung
einbehalten wurden und dann auf einmal doch . . .

Der Grund dafür ist die Geringverdienergrenze. Der Ausbildungsver-
trag ist ein besonderer Vertrag, der sich in mehreren Punkten deutlich
von einem normalen Arbeitsvertrag unterscheidet und bei dem als ein
wichtiges Kriterium diese Grenze zu beachten ist.
Grundsätzlich tragen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei versicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen – also auch während der Aus-
bildung - die Sozialversicherungsbeiträge jeweils zur Hälfte. 
Der Arbeitgeber trägt den Beitrag jedoch allein, wenn die Ausbildungs-
vergütung die Geringverdienergrenze nicht übersteigt.
In diesem Jahr gab es von Seiten des Gesetzgebers mehrere Änderun-
gen. 
– Bis zum 31. März 2003 lag sie bei 325 e.
– In der Zeit vom 1. April bis 31. Juli bei 400 e.
– Und seit dem 1. August 2003 liegt sie wieder bei 325 e.

Übersteigt das Arbeitsentgelt für Versicherte, die zu ihrer Berufsausbil-
dung beschäftigt sind (sprich: Azubis) diese Grenze auf den Monat be-
zogen nicht, muß der Arbeitgeber gemäß § 20 SGB IV den Gesamtso-
zialversicherungsbeitrag allein tragen.
Für den Fall, daß Ihre Ausbildungsvergütung bis einschließlich
325,00e beträgt, war und ist Ihr Arbeitgeber unabhängig von der An-
hebung und Absenkung der Geringverdienergrenze verpflichtet, die
Sozialversicherungsbeiträge voll zu zahlen. 
Verdienen Sie jedoch mehr als 325,00e, aber maximal 400,00e brut-
to, so wurden die Sozialversicherungsbeiträge in der Zeit vor dem 
1. April 2003 jeweils zur Hälfte von Ihnen und Ihrem Arbeitgeber ge-
tragen.
Für die Zeit vom 1. April 2003 bis zum 31. Juli 2003 war Ihr Arbeitge-
ber verpflichtet, die Sozialversicherungsbeiträge voll zu übernehmen. 
Seit dem 1. August 2003 ist die Geringverdienergrenze wieder auf
325,00e abgesenkt worden. Es wurde also für Auszubildende die glei-
che Situation wiederhergestellt wie vor dem 1. April 2003.
Sofern Ihr Gehalt also mehr als 325,00e beträgt, müssen Sie und Ihr
Arbeitgeber die Sozialversicherungsbeiträge je zur Hälfte zahlen. 

Einmalzahlungen
Wenn durch einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (z.B. ein 13. Monats-
gehalt oder Urlaubsgeld) die Geringverdienergrenze überschritten
wird, tritt eine Sonderregelung ein. Für den die Geringverdiener-
grenze übersteigenden Teil des Arbeitsentgelts zahlen Sie und Ihr
Arbeitgeber jeweils die Hälfte vom Gesamtsozialversicherungsbei-
trag.

Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse
Für die so genannten Mini-Jobs gelten wiederum besondere gesetzliche
Regelungen. Bei Ausbildungsverhältnissen handelt es sich aber niemals
um geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, auch wenn die Ausbil-
dungsvergütung nicht mehr als 400,00 e beträgt.

Barbara Kies
Juristin in der Rechtsabteilung 

des Berufsverbandes der Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelferinnen 

„Manchmal ist weniger mehr! – und umgedreht“
Ein kleines Rechenbeispiel soll das Problem verdeutlichen: 
� Ein Arbeitgeber, der seiner Azubi 320e Ausbildungsvergütung

monatlich zahlt (eigentlich ist das natürlich viel zu wenig!), muß die
19,5 Prozent Rentenversicherung, die 6,5 Prozent Arbeitslosenver-
sicherung, ca. 14 Prozent Kranken- und 1,7 Prozent Pflegeversi-
cherung noch dazu packen. Die Azubi kostet ihn dann pro Monat
ca. 453e.

� Erhöht der Arbeitgeber das Entgelt nur um 10e, so müssen sich bei-
de die Sozialversicherungsabgaben teilen: Den Arbeitgeber kostet
die Azubi dann nur noch ca. 399 e, das Entgelt der Azubi verrin-
gert sich allerdings allein durch ihren Anteil an den Sozialabgaben
auf rund 261e.

Den Arbeitgeber freut es. Die Azubi nicht. Vielleicht hilft ein Trostpflä-
sterchen: Ihre Beiträge fließen in das System der Sozialversicherung,
von dem sie ja auch irgendwie bezahlt wird. 

Quelle: praxisnah, Verbandsorgan des Berufsverbandes der Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelfe-
rinnen e. V., Heft 11/2003

Azubivergütungen und Sozialversicherungsbeiträge

Anmeldung der Auszubildenden zur Abschlußprüfung für Arzthelfer/innen
im Sommer 2004 vom 5. Mai bis 1. Juli 2004
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Aufgrund § 17 Heilberufsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. Februar 2003 (GVBI. I S. 66 – 87) i.V. m. § 5 Abs. 6f Hauptsatzung
der Landesärztekammer Hessen hat die Delegiertenversammlung der LÄK
Hessen am 22. November 2003 folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Neufassung der 
Haushalts- und Kassenordnung

Artikel 1

Die Haushalts- und Kassenordnung vom 28. August 1995 (HÄBL 10/95),
zuletzt geändert am 3. Dezember 2001 (HÄBL 1/2002), wird wie folgt
neu gefaßt:

Haushalts- und Kassenordnung
§ 1 – Aufstellung des Haushaltsvoranschlages
(1) Die Delegiertenversammlung beschließt vor Ablauf des Geschäfts-

jahres den Haushaltsvoranschlag für das folgende Geschäftsjahr.
(2) Das Versorgungswerk der Kammer unterliegt als Sondervermögen

einer getrennten Buchführung und Bilanzierung. Die Haushalts- und
Kassenordnung gilt nicht für das Versorgungswerk.

(3) Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages sind diejenigen Auf-
wendungen zu berücksichtigen, die auf der Grundlage der Haupt-
satzung und der vom Präsidium in diesem Rahmen gefaßten Be-
schlüsse zur Erfüllung der Aufgaben notwendig sind. Dabei sind die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

(4) Der Haushaltsvoranschlag muß alle im Geschäftsjahr zu erwarten-
den Erträge und voraussichtlich anfallenden Aufwendungen enthal-
ten. Er ist in Erträgen und Aufwendungen auszugleichen.

(5) Der Haushaltsvoranschlag ist gemäß Anlage nach den Bereichen In-
vestitionen und Betrieb, letztere entsprechend dem Aufbau der Ge-
winn- und Verlustrechnung, systematisch darzustellen.

(6) Dem Haushaltsvoranschlag ist eine Stellenübersicht mit Personalstär-
ke und Art der Vergütung beizufügen.

(7) Die Erträge sind nach dem Entstehungsgrund, die Aufwendungen
nach den Zwecken getrennt zu veranschlagen und zu erläutern.

(8) Aufwendungen im Haushaltsvoranschlag können für gegenseitig
oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn ein sachlicher Zu-
sammenhang besteht. Aufwendungen, die ohne nähere Angabe des
Verwendungszwecks veranschlagt sind, dürfen nicht für deckungsfä-
hig erklärt werden.

(9) Ein Finanz- und Investitionsplan sowie die voraussichtliche Entwik-
klung der Finanzlagen, der flüssigen Mittel, der Darlehen, der Pen-
sionsrückstellungen und der Rücklagen ist in einer Fünfjahresüber-
sicht dem Haushaltsvoranschlag zur Information beizufügen.

(10) Die Entwicklung der Eckdaten des Gesamthaushaltes nach 
- Kammerbeiträgen
- Zinserträgen
- übrigen Erträgen
sowie nach
- Personalaufwendungen
- Abschreibungen
- sonstigen betrieblichen Aufwendungen
- Zinsen/Steuern
ist ebenfalls für fünf Jahre zur Information zu erstellen.

(11) Ergibt die Rechnungslegung, daß die Erträge die Aufwendungen
übersteigen, so soll der übersteigende Betrag einer Rücklage im Sin-
ne von § 2 Absatz 5 zugeführt werden. Ein danach verbleibender
Überschuß ist in den nächsten festzustellenden Haushaltsvoranschlag
als Ertrag einzustellen. 

(12) Ergibt die Rechnungslegung einen Fehlbetrag, so ist dieser späte-
stens in den Haushaltsvoranschlag für das zweitnächste Geschäfts-
jahr einzustellen.

(13) Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages wirkt der Finanzaus-
schuß mit. Der Entwurf des Haushaltsvoranschlages ist ihm vor der
Beschlußfassung im Präsidium rechtzeitig zuzuleiten. Der Vorsitzen-

de des Finanzausschusses trägt dem Präsidium vor seiner Beschluß-
fassung über den Haushaltsvoranschlag die Stellungnahme des Fi-
nanzausschusses und dessen Vorschläge zur Änderung des Haus-
haltsvoranschlages vor.

(14) Das Präsidium legt den von ihm beschlossenen Haushaltsvoran-
schlag der Delegiertenversammlung rechtzeitig vor.

(15) Der von der Delegiertenversammlung beschlossene Haushaltsvoran-
schlag mit Anlagen ist an sieben aufeinanderfolgenden Tagen für die
Kammerangehörigen auszulegen. Dies soll im amtlichen Mitteilungs-
blatt bekannt gegeben werden.

§ 2 – Durchführung des Haushaltsvoranschlages
(1) Der von der Delegiertenversammlung genehmigte Haushaltsvoran-

schlag ist die Grundlage für die Aufwendungen der LÄK in diesem
Geschäftsjahr. Dabei ist die Geschäftsführung dem Präsidium dafür
verantwortlich, daß die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit beachtet werden. Über die Aufnahme von Krediten ent-
scheidet grundsätzlich das Präsidium. Ausgenommen sind kurzfristi-
ge, aus Liquiditätsgründen notwendige Überziehungen des Girokon-
tos bis zu e50.000,00.

(2) Der Kaufmännische Geschäftsführer hat dem Präsidium und dem Fi-
nanzausschuß bis zum 30. September jeden Jahres über den Stand
der Haushaltsansätze zum 30. Juni zu berichten.

(3) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen dürfen vom Präsidium
nur dann geleistet oder eingegangen werden, wenn ein unabweis-
bares Bedürfnis besteht.

(4) Über- und außerplanmäßigen Aufwendungen im Investitionshaus-
halt, die einen Betrag von e 15.000,00 überschreiten, müssen dem
Finanzausschuß, im Einzelfall auch nachträglich, vorgelegt werden.

(5) Eine allgemeine Rücklage soll gebildet werden. In ihr sind minde-
stens soviel Mittel anzusammeln, daß der regelmäßige Bedarf an Be-
triebsmitteln für sechs Monate gedeckt wird. Zur Sicherung der Li-
quidität sollen soviel Barmittel angesammelt werden, daß der regel-
mäßige Bedarf an Betriebsmitteln für zwei Monate gedeckt ist.

§ 3 – Kassenwesen
(1) Das Präsidium legt fest, bei welchen Kreditinstituten Konten geführt

werden.
(2) Unterschriftsberechtigt sind für die Konten jeweils zwei vom Präsi-

dium festzulegende Personen gemeinsam.
(3) Bei der Zentrale der LÄK in Frankfurt sind folgende Bücher bzw.

Konten zu führen:
1. Sachkonten
2. Hauptbuch
3. Journal
4. Kassenbuch für Bargeldkasse
5. Portobuch
6. Inventarverzeichnis
Bei den Bezirksärztekammern sowie bei der Carl-Oelemann-Schule
und der Akademie sind lediglich das Kassenbuch sowie das Porto-
buch zu führen.
Die Tageskassen sollen jeweils höchstens je e 2.500,00 enthalten. Das
Kassenbuch wird laufend geführt. Es ist mindestens einmal zum Monats-
ende abzuschließen und wird bei der Zentrale der LÄK in Frankfurt von
der Geschäftsführung sowie bei der Carl-Oelemann-Schule von der Lei-
terin und bei der Akademie vom Leiter sowie bei den Bezirksärztekam-
mern von den Vorsitzenden überprüft und abgezeichnet.
Mindestens einmal jährlich ist eine unvermutete Kassenbestandsauf-
nahme vom Präsidenten oder durch eine vom Präsidium beauftragte
Person durchzuführen. 

(4) Zahlungen bedürfen der schriftlichen Anordnung der dazu Berech-
tigten. Die Anordnungsbefugnis darf nicht Bediensteten übertragen
werden, die Kassenaufgaben wahrnehmen.

§ 4 - Buchführung und Bilanzierung
Die Buchführung hat nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung und Bilanzierung zu erfolgen.
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Aufgrund § 10 Heilberufsgesetz i.d. Fassung der Bekanntmachung vom 7.
Februar 2003 (GVBl. I  S. 66 – 87) i.V.m. § 5 Absatz 6e Hauptsatzung der
Landesärztekammer Hessen hat die Delegiertenversammlung der Landesärz-
tekammer Hessen am 22. November 2003 folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung der Beitragsordnung
I.

Die Beitragsordnung der Landesärztekammer Hessen vom 3. Dezember
2001 (HÄBl. 1/2002, S. 41 – 42), zuletzt geändert am 2. Dezember
2002 (HÄBl. 1/2003, S. 47 – 50), wird wie folgt geändert:

1. a) Die Anlage zu § 2 Absatz 1 Satz 1 (Beitragstabelle) wird wie folgt
neu gefaßt:

Beitragstabelle gemäß § 2 Absatz 1 
Der Beitrag beträgt bei Einkünften aus ärztlicher Tätigkeit, die der Kam-
merangehörige im vorletzten Jahr vor dem Beitragsjahr erzielte:

Beitragsstufe Einkünfte aus ärztlicher Tätigkeit in e Beitrag in e

01 Ärzte ohne ärztliche Tätigkeit/Mindestbeitrag 50,00 e
02 gemäß § 1 Absatz 3 und 4 beitragsfrei
19 unter 20.000 e 50,00 e
20 20.000 e bis unter 25.000 e 75,00 e
25 25.000 e bis unter 30.000 e 125,00 e
30 30.000 e bis unter 35.000 e 154,00 e
35 35.000 e bis unter 40.000 e 183,00 e
40 40.000 e bis unter 45.000 e 216,00 e
45 45.000 e bis unter 50.000 e 249,00 e
50 50.000 e bis unter 55.000 e 286,00 e
55 55.000 e bis unter 60.000 e 323,00 e
60 60.000 e bis unter 65.000 e 363,00 e
65 65.000 e bis unter 70.000 e 403,00 e
70 70.000 e bis unter 75.000 e 447,00 e
75 75.000 e bis unter 80.000 e 492,00 e
80 80.000 e bis unter 85.000 e 523,00 e
85 85.000 e bis unter 90.000 e 571,00 e
90 90.000 e bis unter 95.000 e 604,00 e
95 95.000 e bis unter 100.000 e 654,00 e
100 100.000 e bis unter 105.000 e 688,00 e
105 105.000 e bis unter 110.000 e 741,00 e
110 110.000 e bis unter 115.000 e 776,00 e
115 115.000 e bis unter 120.000 e 831,00 e
120 120.000 e bis unter 125.000 e 866,00 e
125 125.000 e bis unter 130.000 e 925,00 e
130 130.000 e bis unter 135.000 e 960,00 e
135 135.000 e bis unter 140.000 e 997,00 e
140 140.000 e bis unter 145.000 e 1.034,00 e
145 145.000 e bis unter 150.000 e 1.070,00 e
150 150.000 e bis unter 155.000 e 1.106,00 e
155 155.000 e bis unter 160.000 e 1.142,00 e
160 160.000 e bis unter 165.000 e 1.179,00 e
165 165.000 e bis unter 170.000 e 1.215,00 e
170 170.000 e bis unter 175.000 e 1.251,00 e
175 175.000 e bis unter 180.000 e 1.287,00 e
180 180.000 e bis unter 185.000 e 1.324,00 e
185 185.000 e bis unter 190.000 e 1.360,00 e
190 190.000 e bis unter 195.000 e 1.396,00 e
195 195.000 e bis unter 200.000 e 1.432,00 e
200 200.000 e bis unter 205.000 e 1.468,00 e
205 205.000 e bis unter 210.000 e 1.505,00 e
210 210.000 e bis unter 215.000 e 1.541,00 e
215 215.000 e bis unter 220.000 e 1.577,00 e
220 220.000 e bis unter 225.000 e 1.613,00 e
225 225.000 e bis unter 230.000 e 1.650,00 e
230 230.000 e bis unter 235.000 e 1.686,00 e
235 235.000 e bis unter 240.000 e 1.721,00 e
240 240.000 e bis unter 245.000 e 1.760,00 e
245 245.000 e bis unter 250.000 e 1.795,00 e
250 250.000 e bis unter 255.000 e 1.832,00 e
255 255.000 e bis unter 260.000 e 1.867,00 e
260 260.000 e bis unter 265.000 e 1.904,00 e
265 265.000 e bis unter 270.000 e 1.940,00 e

§ 5 - Rechnungslegung
(1) Die Jahresrechnung ist in den ersten sechs Monaten des folgenden

Geschäftsjahres vom Präsidium zu erstellen. Die Jahresrechnung be-
steht aus der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung. Beizu-
fügen ist ein Lagebericht sowie eine Vergleichsrechnung bzw.
Gegenüberstellung mit dem Haushaltsvoranschlag in Soll und Ist.

(2) Der Jahresabschluß (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) hat
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage zu vermitteln.

(3) Das Präsidium ist verpflichtet, die von ihm festgestellte Jahresrech-
nung der Delegiertenversammlung rechtzeitig vorzulegen. Vorab ist
die geprüfte Jahresrechnung dem Finanzausschuß zur Stellungnah-
me vorzulegen.

§ 6 - Rechnungsprüfung
(1) Der Jahresabschluß ist durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen.

(2) Im Prüfungsvermerk ist anzugeben, ob die Grundsätze der ord-
nungsmäßigen Buchführung und Bilanzierung beachtet worden sind.

(3) Die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind ebenfalls zu prüfen.

§ 7 - Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung des   
Kammervorstandes
Über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung des
Präsidiums entscheidet die Delegiertenversammlung.

Anlage zu § 1 Abs. 5 der Haushalts- und Kassenordnung
Systematische Gliederung des Haushaltsplanes

1. Betrieb

1.1 Erträge
Kammerbeiträge
Zinserträge
Übrige Erträge

1.2 Aufwendungen
Personalaufwand
Abschreibungen
Sonstige betriebliche Aufwendungen
Zinsen und ähnliche Aufwendungen
Betriebsergebnis
Steuern von Einkommen und vom Ertrag
Außerordentliches Ergebnis
Jahresergebnis

2. Investitionen

2.1 Immobilien

2.2 Betriebs- und Geschäftsausstattung

Artikel 2 - Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Haushalts- und Kassenordnung vom 28. August 1995
(HÄBL 10/95), zuletzt geändert am 3.Dezember.2001 (HÄBL 1/2002),
außer Kraft. 

Ausgefertigt:

Dr. med. A. Möhrle
Präsident

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003
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Beitragsstufe Einkünfte aus ärztlicher Tätigkeit in e Beitrag in e

270 270.000 e bis unter 275.000 e 1.976,00 e
275 275.000 e bis unter 280.000 e 2.013,00 e
280 280.000 e bis unter 285.000 e 2.049,00 e
285 285.000 e bis unter 290.000 e 2.085,00 e
290 290.000 e bis unter 295.000 e 2.121,00 e
295 295.000 e bis unter 300.000 e 2.157,00 e
300 300.000 e bis unter 305.000 e 2.194,00 e
305 305.000 e bis unter 310.000 e 2.230,00 e
310 310.000 e bis unter 315.000 e 2.266,00 e
315 315.000 e bis unter 320.000 e 2.302,00 e
320 320.000 e bis unter 325.000 e 2.339,00 e
325 325.000 e bis unter 330.000 e 2.375,00 e
330 330.000 e bis unter 335.000 e 2.412,00 e
335 335.000 e bis unter 340.000 e 2.448,00 e
340 340.000 e bis unter 345.000 e 2.484,00 e
345 345.000 e bis unter 350.000 e 2.521,00 e
350 350.000 e bis unter 355.000 e 2.557,00 e
355 355.000 e bis unter 360.000 e 2.593,00 e
360 360.000 e bis unter 365.000 e 2.629,00 e
365 365.000 e bis unter 370.000 e 2.665,00 e
370 370.000 e bis unter 375.000 e 2.701,00 e
375 375.000 e bis unter 380.000 e 2.737,00 e
380 380.000 e bis unter 385.000 e 2.774,00 e
385 385.000 e bis unter 390.000 e 2.810,00 e
390 390.000 e bis unter 395.000 e 2.846,00 e
395 395.000 e bis unter 400.000 e 2.882,00 e
400 400.000 e bis unter 405.000 e 2.919,00 e
405 405.000 e bis unter 410.000 e 2.955,00 e
410 410.000 e bis unter 415.000 e 2.991,00 e
415 415.000 e bis unter 420.000 e 3.027,00 e
420 420.000 e bis unter 425.000 e 3.064,00 e
425 425.000 e bis unter 430.000 e 3.101,00 e
430 430.000 e bis unter 435.000 e 3.137,00 e
435 435.000 e bis unter 440.000 e 3.173,00 e
440 440.000 e bis unter 445.000 e 3.209,00 e
445 445.000 e bis unter 450.000 e 3.246,00 e
450 450.000 e bis unter 455.000 e 3.282,00 e
455 455.000 e bis unter 460.000 e 3.318,00 e
460 460.000 e bis unter 465.000 e 3.355,00 e
465 465.000 e bis unter 470.000 e 3.391,00 e
470 470.000 e bis unter 475.000 e 3.426,00 e
475 475.000 e bis unter 480.000 e 3.463,00 e
480 480.000 e bis unter 485.000 e 3.499,00 e
485 485.000 e bis unter 490.000 e 3.535,00 e
490 490.000 e bis unter 495.000 e 3.571,00 e
495 495.000 e bis unter 500.000 e 3.607,00 e

Ab 500.000 e beträgt der Beitrag 0,73% der Einkünfte gemäß § 3. Der
Höchstbeitrag wird auf 5.000 e begrenzt.

1. b) § 2 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
Die Beträge „20.451,68 e (40.000 DM)“ werden durch den Betrag
„20.000 e“ ersetzt.

1. c) § 2 Absatz 2 Buchstabe d) wird wie folgt geändert:
Die Beträge „20.451,68 e (40.000 DM)“ werden durch den 
Betrag  „20.000 e“ ersetzt.

2. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
In § 5 Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Bei freiwilligen Mitgliedern ist die Erteilung einer Einzugsermächtigung
obligatorisch.“

3. § 6 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
Die Beitragsstufe „15“ wird durch Beitragsstufe „75“ und der Betrag
„25,56 e“ durch den Betrag „25,00 e“ ersetzt.

II.
Inkrafttreten:

Die vorstehenden Änderungen treten zum 1. Januar 2004 in Kraft.

Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekam-
mer Hessen am 22. November 2003 beschlossene und vom Hessischen
Sozialministerium am 28. November 2003 (Geschäftszeichen: V 1 A 18
b 02 13 06) genehmigte Änderung der Beitragsordnung der Landesärz-
tekammer Hessen wird hiermit ausgefertigt und im Hessischen Ärzteblatt
verkündet.

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003

Dr. med. A. Möhrle, Präsident

Aufgrund §§ 5 Absatz 1 und 17 Absatz 1 Nr. 4 des Heilberufsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66-
87) i.V.m. § 5 Absatz 6 Buchstabe “c” der Hauptsatzung der Landesärz-
tekammer Hessen vom 17. Juli 1995 (HÄBl. 9/1995, S. 293-295), zuletzt
geändert durch Satzung vom 3. Dezember 2001 (HÄBl. 1/2002, S. 705-
706), hat die Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen
am 22. November 2003 folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung der Berufsordnung für
die Ärztinnen und Ärzte in Hessen

I.
Die Berufsordnung für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen vom 2. Sep-
tember 1998 (HÄBl. 10/1998, S. I - VIII); zuletzt geändert am 2. De-
zember 2002 (HÄBl. 1/2003, S. 50-52), wird wie folgt geändert:

1.) In § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Angehörige von Patienten und andere Personen dürfen 

bei der Untersuchung und Behandlung anwesend sein, 
wenn der verantwortliche Arzt und der Patient zustimmen.“ 

2.) § 18 wird wie folgt geändert:
a) In § 18 Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Eine Zweigpraxis ist auch eine gemeinschaftlich mit  anderen 
Ärzten organisierte Praxis zur Sicherstellung des ärztlichen Not-
falldienstes in den sprechstundenfreien Zeiten.“

b) § 18 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Die ausgelagerten Praxisräume sind der Ärztekammer 
anzuzeigen und können durch ein Hinweisschild mit An-
gabe der erbrachten Leistung, Praxisbezeichnung samt 
Anschrift und Telefonnummer gekennzeichnet werden.“

c) § 18 Absatz 3 wird gestrichen.

3.) § 26 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
a) der 4. Spiegelstrich erhält folgende Fassung: 

„- für Ärztinnen ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe ihrer 
Schwangerschaft und bis zu 12 Monaten nach der Entbindung so-
wie für weitere 24 Monate, soweit nicht der andere Elternteil die 
Versorgung des Kindes gewährleistet.“ 

b) nach dem 4. Spiegelstrich wird folgender neuer Spiegel-
strich eingefügt: 
„- für Ärzte ab dem Tag der Geburt des Kindes für einen 
Zeitraum von 36 Monaten, soweit nicht der andere 
Elternteil die Versorgung des Kindes gewährleistet.“ 
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Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekam-
mer Hessen am 22. November 2003 beschlossene und vom Hessischen
Sozialministerium am 28. November 2003 (Geschäftszeichen: V 1 A 18
b 02 13 07) genehmigte Änderung der Berufsordnung für die Ärztinnen
und Ärzte in Hessen wird hiermit ausgefertigt und im Hessischen Ärzte-
blatt verkündet.

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003

Dr. med. A. Möhrle, Präsident

Aufgrund §§ 5 Abs. 2, 17 des Heilberufsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66-87) i.V.m. § 5 Abs. 6
q Hauptsatzung der Landesärztekammer Hessen, hat die Delegiertenver-
sammlung der Landesärztekammer Hessen am 22. November 2003 fol-
gende Satzung beschlossen:

Satzung zur Ablösung der bisherigen Satzung
der Fürsorgeeinrichtung durch die Satzung 

des Hilfsfonds der Landesärztekammer Hessen

Artikel 1
Satzung des Hilfsfonds der Landesärztekammer Hessen

§ 1 Aufgabe und Zweck der Einrichtung
(1) Zur Unterstützung von in Not geratenen Berufsangehörigen oder de-

ren Hinterbliebenen wird bei der Landesärztekammer Hessen ein Hilfs-
fonds eingerichtet.

(2) Der Hilfsfonds ist vom Präsidium der Landesärztekammer Hessen ver-
waltetes Sondervermögen.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Leistungen aus dem Hilfsfonds besteht nicht.
(4) Die Unterstützung erfolgt nachrangig zu Mitteln der öffentlichen Hand. 

§ 2 Verwaltung
(1) Über die Hilfegewährung entscheidet ein Ausschuß Hilfsfonds, der sich

aus drei Mitgliedern zusammensetzt, davon ein Präsidiumsmitglied
und zwei von der Delegiertenversammlung gewählte Mitglieder. 

(2) Einmal jährlich legt der Vorsitzende des Ausschusses vor der Delegier-
tenversammlung Rechenschaft ab. Der Hilfsfonds unterliegt im übrigen
der jährlichen für das Landesärztekammer-Vermögen durchgeführten
Wirtschaftsprüfung.

§ 3 Antragsberechtigte
(1) Unterstützung kann gewährt werden den Mitgliedern der Landesärzte-

kammer Hessen, die ihren Beruf in Hessen mindestens 10 Jahre aus-
geübt haben. 

(2) Im Todesfall eines nach Absatz (1) Berechtigten können die vormals
Unterhaltsberechtigen Unterstützung erhalten.

§ 4 Voraussetzungen für die Unterstützungsleistungen
(1) Die Gewährung von Unterstützungsleistungen ist im Einzelfall nach 

der Bedürftigkeit des Antragstellers zu entscheiden.
(2) Unterstützung kann nur gewährt werden, soweit der Antragsteller

mögliche Ansprüche auf Sozialhilfe, auf Mittel nach dem Grundsiche-
rungsgesetz und auf Unterhalt ernsthaft geltend macht, kein Vermögen
vorhanden ist, dessen Verwertung zumutbar ist, die Notlage nicht
schuldhaft herbeigeführt wurde und die Haushaltsführung sich auf das
angemessen Erforderliche beschränkt.

(3) Unterstützung kann nur derjenige erfahren, der in Deutschland seinen
regelmäßigen Aufenthalt hat.

§ 5 Art der Unterstützung
(1) Die Unterstützungsleistung erfolgt grundsätzlich als Darlehen, dessen

4.) § 30 wird wie folgt geändert:
a) § 30 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nachstehenden Vorschriften dienen dem Patienten-
schutz durch Wahrung der ärztlichen Unabhängigkeit 
gegenüber Dritten.“ 

b) § 30 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Dem Arzt ist es nicht gestattet, zusammen mit 

Personen, die weder Ärzte sind, noch zu seinen 
berufsmäßig tätigen Mitarbeitern gehören, zu unter-
suchen oder zu behandeln. Dies gilt nicht für Personen, 
welche sich in der Ausbildung zum ärztlichen Beruf 
oder zu einem medizinischen Assistenzberuf 
befinden.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

5.) § 32 erhält folgende Fassung: 
„§ 32 Annahme von Geschenken und anderen Vorteilen
Dem Arzt ist es nicht gestattet, von Patienten oder anderen 
Geschenke oder andere Vorteile für sich oder Dritte zu fordern, 
sich oder Dritten versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, daß die Unabhängigkeit der 
ärztlichen Entscheidung beeinflußt wird. Eine Beeinflussung liegt 
dann nicht vor, wenn der Wert des Geschenkes oder des anderen 
Vorteils geringfügig ist.“ 

6.) § 33 erhält folgende Fassung: 
„§ 33 Arzt und Industrie
(1) Soweit Ärzte Leistungen für die Hersteller von Arznei-, Heil- 

und Hilfsmitteln oder Medizinprodukten erbringen (z.B. bei 
der Entwicklung, Erprobung und Begutachtung), muß die 
hierfür bestimmte Vergütung der erbrachten Leistung ent-
sprechen. Die Verträge über die Zusammenarbeit sind 
schriftlich abzuschließen und sollen der Ärztekammer vor-
gelegt werden. 

(2) Die Annahme von Werbegaben oder anderen Vorteilen ist 
untersagt, sofern der Wert nicht geringfügig ist. 

(3) Dem Arzt ist es nicht gestattet, für den Bezug der in Absatz 
1 genannten Produkte, Geschenke oder andere Vorteile für 
sich oder einen Dritten zu fordern. Diese darf er auch nicht 
sich oder Dritten versprechen lassen oder annehmen, es sei 
denn, der Wert ist geringfügig. 

(4) Die Annahme von geldwerten Vorteilen in angemessener Hö-
he für die Teilnahme an wissenschaftlichen Fortbildungsver-
anstaltungen ist nicht berufswidrig. Der Vorteil ist unange-
messen, wenn er die Kosten der Teilnahme (notwendige Rei-
sekosten, Tagungsgebühren) des Arztes an der Fortbildungs-
veranstaltung übersteigt oder der Zweck der Fortbildung 
nicht im Vordergrund steht. Satz 1 und 2 gelten für berufsbe-
zogene Informationsveranstaltungen von Herstellern entspre-
chend.“

7.) § 34 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Dem Arzt ist es nicht gestattet, für die Verordnung von Arz-

nei-, Heil- und Hilfsmitteln oder Medizinprodukten eine Ver-
gütung oder andere Vorteile für sich oder Dritte zu fordern, 
sich oder Dritten versprechen zu lassen oder anzunehmen.“ 

II.
Neubekanntmachung

Der Präsident wird ermächtigt, die Berufsordnung in der sich aus dieser
Satzung ergebenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

III.
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am ersten Tag des auf die Veröffentlichung im Hessi-
schen Ärzteblattes folgenden Monats in Kraft.
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Höhe, Verzinsung und Rückzahlungsmodalitäten der Ausschuß Hilfs-
fonds im Einzelfall festlegt.

(2) Bei nachgewiesenen Notlagen können im Einzelfall auch verlorene Zu-
schüsse als Soforthilfe gewährt werden.

§ 6 Verfahren
(1) Anträge sind bei der Landesärztekammer Hessen schriftlich nebst den

erforderlichen Unterlagen zur Glaubhaftmachung der Bedürftigkeit
einzureichen. Der Antragsteller ist verpflichtet, genaue Auskunft über
seine wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse zu geben.

(2) Die Glaubhaftmachung kann auch mittels einer eidesstattlichen Versi-
cherung erfolgen, die sich auch darauf erstrecken muß, wieso not-
wendige Unterlagen nicht vorgelegt werden können.

(3) Der Ausschuß Hilfsfonds ist berechtigt, die Angaben des Antragstellers
zu überprüfen und vorbehaltlich der Zustimmung des Antragstellers,
die erhobenen Daten auch gegenüber Dritten zu verwenden. 

(4) Sollte der Antragsteller ausdrücklich und begründeterweise mit der
Weitergabe seiner Angaben nicht einverstanden sein, so genügt u.U.
die Glaubhaftmachung entsprechend Abs. 2.

(5) Gegen die Entscheidung des Ausschusses Hilfsfonds ist Widerspruch
möglich. Über den Widerspruch entscheidet das Präsidium der Landes-
ärztekammer Hessen nach erneuter Anhörung des Ausschusses. Das Prä-
sidium kann darüber hinaus auch den Antragsteller persönlich hören.

§ 7 Verweisungen
Im übrigen gelten die familienrechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen
Gesetzbuches und hinsichtlich des Verfahrens die des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes entsprechend.

§ 8 Härtefallregelung
Über Härtefälle entscheidet der Ausschuß Hilfsfonds im Einvernehmen mit
dem Präsidium der Landesärztekammer Hessen.

§ 9 Übergangsregelung
Unbeschadet dieser Satzung gilt für diejenigen, die am 31. Dezember
2003 Fürsorgeleistungen von der Landesärztekammer Hessen erhalten
bzw. einen formgültigen Antrag gestellt haben, die Satzung der Fürsorge-
einrichtung der Landesärztekammer Hessen vom 26. März 1991 (HÄBl.
5/1991, S. 271-272), zuletzt geändert am 2. Dezember 2002 (HÄBl.
1/2003, S. 52), fort.

Artikel 2
Das Sondervermögen des Fürsorgeausschusses wird unter Berücksichti-
gung der im Hinblick auf § 9 erforderlichen Mittel in das Sondervermögen
des Hilfsfonds überführt.

Artikel 3
In § 9 Abs. 1 b Hauptsatzung der Landesärztekammer Hessen wird das
Wort „Fürsorgeausschuß“ durch die Worte „Ausschuß Hilfsfonds“ ersetzt.

Artikel 4
Die vorstehende Satzung tritt zum 1. Januar 2004 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Satzung der Fürsorgeeinrichtung der Landesärztekammer Hessen
vom 26. März 1991 (HÄBl. 5/1991, S. 271-272), zuletzt geändert am 2.
Dezember 2002 (HÄBl. 1/2003, S. 52), außer Kraft.
Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekammer
Hessen am 22. November 2003 beschlossene und vom Hessischen Sozialmi-
nisterium am 28. November 2003 (Geschäftszeichen: V 1 A 18 b 02 13 04)
genehmigte Änderung der Hauptsatzung der Landesärztekammer Hessen
(Artikel 3) wird hiermit ausgefertigt und im Hessischen Ärzteblatt verkündet.

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003

Dr. med. A. Möhrle, Präsident

Aufgrund §§ 5 Absatz 1, 17 des Heilberufsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66-87) i.V.m § 5 Absatz
6 Buchstabe „t“ Hauptsatzung der Landesärztekammer Hessen hat die
Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen am 22. Novem-
ber 2003 folgende Satzung beschlossen:

Satzung zur Änderung der Satzung der Akademie
für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung

Artikel 1
Die Satzung der Akademie für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung
vom 18. November 1996 (HÄBl. 1/97), zuletzt geändert am 26. No-
vember 1997 (HÄBl. 1/98), wird wie folgt neu gefaßt:

Satzung der Akademie für ärztliche 
Fortbildung und Weiterbildung

§ 1 - Aufgabe
(1) Die Akademie für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung ist eine Ein-

richtung der Landesärztekammer Hessen, Körperschaft des öffent-
lichen Rechts.

(2) Die Akademie für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung setzt sich
zum Ziel, entsprechend der Aufgabe der Landesärztekammer Hes-
sen, die berufliche Fortbildung und Weiterbildung der Kammeran-
gehörigen zu fördern, um ihre fachliche Kompetenz in der täglichen
Arbeit zugunsten der Patienten durch Fortbildung kontinuierlich zu
aktualisieren und zu festigen. Sie erarbeitet Richtlinien für die Fort-
bildung aller Arztgruppen und führt Fort- und Weiterbildungsver-
anstaltungen durch.

§ 2 – Organe
(1) Organe der Akademie sind:

die Delegiertenversammlung,
das Präsidium,
der Vorstand der Akademie,
die Sektionsvorstände.

(2) Die Tätigkeit des Vorstandes der Akademie und der Sektionsvorstände
erfolgt ehrenamtlich; über die Höhe der Aufwandsentschädigungen
und Kostenerstattung beschließt die Delegiertenversammlung der Lan-
desärztekammer.

§ 3 - Aufgaben der Organe
(1) Die Delegiertenversammlung beschließt insbesondere über

a) grundsätzliche Fragen der Akademie und Änderungen und Ergän-
zungen der Satzung,

b) die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder,
c) die Bestätigung der Sektionsvorstände,
d) die vorläufige Beschlußfassung des Präsidiums  (§ 5 Absatz 4),
e) den Haushalt der Akademie,
f) die Auflösung der Akademie, mit Zweidrittel-Mehrheit der anwe-

senden Mitglieder, mindestens jedoch mit der Mehrheit aller 
Mitglieder der Delegiertenversammlung.

(2) Das Präsidium wird im Rahmen seiner im Heilberufsgesetz festgelegten
Aufgaben für die Akademie tätig. Es entscheidet im Benehmen mit
dem Vorstand der Akademie insbesondere darüber, ob und welche
Fortbildungs- und Weiterbildungsveranstaltungen durchgeführt wer-
den sowie über die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft. Das Präsidium
beschließt im Benehmen mit dem Vorstand der Akademie die Ge-
schäftsordnung der Akademie.

(3) Der Vorstand setzt sich aus mindestens fünf, höchstens acht Ärzten
zusammen: einem Vorsitzenden, einem stellvertretenden Vorsit-
zenden und bis zu vier Beisitzern, die von der Delegiertenver-
sammlung gewählt werden. Zwei Mitglieder des Vorstandes wer-
den von der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen benannt. Die
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(2) Jede Ärztin und jeder Arzt erhält auf Antrag das freiwillige Fortbil-
dungszertifikat und die für drei Jahre gültige blaue Plakette der Aka-
demie, wenn sie oder er innerhalb von drei Jahren die erforderliche
Zahl an Fortbildungspunkten nach den einheitlichen Bewertungskrite-
rien des Deutschen Senats für ärztliche Fortbildung erworben hat. Hin-
sichtlich der Ankündigung des Fortbildungszertifikats und der Plakette
unterliegt die Ärztin bzw. der Arzt den Bestimmungen der Berufsord-
nung der jeweils für sie bzw. ihn zuständigen Ärztekammer.

§ 8 – Auflösung
(1) Die Akademie kann nur durch Beschluß der Delegiertenversammlung

aufgelöst werden.
(2) Bei der Auflösung der Akademie oder bei Wegfall ihres bisherigen

Zweckes geht das Vermögen auf die Landesärztekammer Hessen über,
die in Ansehung des bisherigen Widmungszweckes der Akademie
über die Verwendung der Mittel entscheidet.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2004 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Akademie für ärztliche Fortbil-
dung und Weiterbildung vom 18. November 1996 (HÄBl. 1/97), zu-
letzt geändert am 26. November 1997 (HÄBl. 1/98) außer Kraft.

(2) Artikel 1 § 3 Absatz 3 Satz 3 findet auf die derzeit gewählten Vor-
standsmitglieder bis zum Ablauf ihrer Legislaturperiode oder ihrem
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Amt keine Anwendung.

Ausgefertigt:

Dr. med. A. Möhrle, Präsident

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003

Die Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hessen hat in ihrer
Sitzung am 22. November 2003 die nachfolgende

Änderung des Kostenverzeichnisses 
als Anlage zur Kostensatzung der 

Landesärztekammer Hessen
beschlossen:

I.
Das Kostenverzeichnis als Anlage zur Kostensatzung der Landesärzte-
kammer Hessen vom 13. Dezember 1993 (HÄBl. 1/1994, S. 30-31), zu-
letzt geändert am 2. Dezember 2002 (HÄBl. 1/2003, S. 53), wird wie
folgt geändert:
1.) Anstelle des Gebührentatbestandes 2.6 werden die nachfolgenden

Gebührentatbestände eingefügt:
„2.6.1 Gebühr bei Verfahren zur Anerkennung eines 

Fachkundenachweises nach der Weiterbildungs-
ordnung für Ärztinnen und Ärzte in Hessen/
Rettungsdienstgesetz e150,--

2.6.2.1 Gebühr bei Verfahren zur erstmaligen 
Anerkennung eines Fachkundenachweises 
nach der Strahlenschutzverordnung/
Röntgenverordnung e150,--

2.6.2.2 Gebühr bei Verfahren zur ergänzenden 
Anerkennung eines Fachkundenachweises 
nach der Strahlenschutzverordnung/
Röntgenverordnung e50,--“

2.) a) Der in Ziffer 3.1.7.1 genannte Euro-Betrag wird in den 
Betrag von „e260,--“ geändert.

Amtsdauer des Vorstandes beträgt vier Jahre. Der Vorstand hat
die Aufgabe, die Fortbildungscurricula und Kursinhalte zu erar-
beiten, die Fortbildungsveranstaltungen vorzubereiten und durch-
zuführen, über die Zertifizierung der ärztlichen Fortbildung ande-
rer Veranstalter zu entscheiden und dem Präsidium die Sektions-
vorstände zur Bestätigung durch die Delegiertenversammlung vor-
zuschlagen. Er kann Arbeitskreise bilden und korrespondierende
Mitglieder berufen. Er entscheidet über die Aufnahme und den
Ausschluß von Mitgliedern. Der Vorstand tritt in der Regel viermal
im Jahr zusammen.

(4) Die Akademie bildet Sektionen entsprechend den Arztgruppen in der
Weiterbildungsordnung und nach besonderen Erfordernissen, mit je ei-
nem Sektionsvorstand, der aus drei Mitgliedern besteht, nämlich regel-
mäßig aus einem Vertreter eines Universitätsklinikums, einem Kranken-
hausarzt und einem niedergelassenen Arzt. Die Sektionsvorstände unter-
stützen den Vorstand in der Programmgestaltung für ihren Bereich. Sie ta-
gen einmal im Jahr gemeinsam mit dem Vorstand. Außerordentliche Sit-
zungen bedürfen der vorherigen Genehmigung des Präsidiums.

(5) Für die Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen ist die Ab-
teilung „Ärztliche Weiterbildung“ der Landesärztekammer Hessen ver-
antwortlich.

(6) Die Sektion „Allgemeinmedizin“ pflegt im Bedarfsfalle einen Gedan-
kenaustausch mit den Lehrbeauftragten für Allgemeinmedizin an den
Hessischen Universitäten.

§ 4 - Fortbildungsveranstaltungen außerhalb der Akademie
Die von der Akademie durchgeführten oder anerkannten Fortbildungs-
ver-anstaltungen  können in den dafür geeigneten Kliniken, Kranken-
häusern oder deren Abteilungen und in anderen Fortbildungseinrich-
tungen stattfinden. 

§ 5 - Mitgliedschaft
(1) Jede Ärztin und jeder Arzt kann der „Akademie für ärztliche Fortbil-

dung und Weiterbildung der Landesärztekammer Hessen“ durch ein-
fache schriftliche Erklärung beitreten.

(2) Mit dem Eintritt erkennt ein Mitglied die Satzung der Akademie an.
(3) Die Mitgliedschaft wird durch eine Urkunde bestätigt.
(4) In besonders gelagerten Einzelfällen kann der Vorstand der Akademie

die Aufnahme in die Akademie ablehnen oder den Ausschluß vorläu-
fig beschließen. Hiergegen kann der Betroffene das Präsidium der
Landesärztekammer Hessen anrufen. Eine endgültige Entscheidung
hierüber liegt gegebenenfalls bei der Delegiertenversammlung.

(5) Die Mitgliedschaft in der Akademie endet:
a) durch schriftliche Kündigung mit einer Frist von mindestens drei 

Monaten zum Ende eines Kalenderjahres,
b) wenn ein Mitglied nach zweimaliger Mahnung bis zum Ende des 

auf die Mahnung folgenden Monats die rückständigen Mitglieds-
beiträge nicht gezahlt hat. Eine erneute Aufnahme in die Akademie
kann nur nach Zahlung der noch  offenstehenden Mitgliedsbei-
träge erfolgen,

c) bei gerichtlich festgestellter Berufsunwürdigkeit,
d) durch Tod des Mitglieds.

(6) Endet die Mitgliedschaft, so ist die Urkunde über die Mitgliedschaft zu-
rückzugeben. Erfolgt dies trotz Mahnung nicht, wird sie bei der Lan-
desärztekammer und der Akademie öffentlich für kraftlos erklärt.

§ 6 - Mitgliedsbeitrag; Aufbringung der Mittel
(1) Die Mitglieder haben die von der Delegiertenversammlung festgesetz-

ten Beiträge zu entrichten.
(2) Der Vorstand der Akademie schlägt dem Präsidium die Höhe der

Entgelte für die einzelnen Veranstaltungen nach Maßgabe des Wid-
mungszwecks der Akademie und angestrebter Kostendeckung vor.
Die endgültige Entscheidung hierüber obliegt ebenfalls der Dele-
giertenversammlung.

§ 7 - Bestätigung der Fortbildung
(1) Für die Teilnahme an ihren Veranstaltungen gibt die Akademie per-

sönliche Teilnahmebescheinigungen aus.
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b) Der in Ziffer 3.1.7.2 genannte Euro-Betrag wird in den 
Betrag von „e 355,--“ geändert.

II.
Der Präsident wird ermächtigt, das Kostenverzeichnis als Anlage zur Ko-
stensatzung neu bekannt zu machen und Unstimmigkeiten des Wortlautes
zu beseitigen.

III.
Die Änderungen des Kostenverzeichnisses als Anlage zur Kostensatzung
treten am ersten Tag des auf die Veröffentlichung im Hessischen Ärzteblatt
folgenden Monats in Kraft.

Die vorstehende, von der Delegiertenversammlung der Landesärztekam-
mer Hessen am 22. November 2003 beschlossene und vom Hessischen
Sozialministerium am 28. November 2003 (Geschäftszeichen: V 1 A 18
b 02 13 05) genehmigte Änderung des Kostenverzeichnisses als Anlage
zur Kostensatzung der Landesärztekammer Hessen wird hiermit ausgefer-
tigt und im Hessischen Ärzteblatt verkündet.

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2003

Dr. med. A. Möhrle, Präsident

Fortbildungen für Mitarbeiter/innen in 
Augenarztpraxen in Darmstadt  2004

Kursthemen Termine: Anmelde-
schluß  

Refraktive Chirurgie – was  Mi., 28. Jan. 2004 07. Jan. 2004
muß ich darüber wissen? 

Das HRT zur Verlaufskon- Mi., 04. Feb. 2004 14. Jan. 2004 
trolle bei Glaukom       

Internet und E-Mail in der Mi., 31. März 2004 10. März 2004 
Augenarztpraxis       

Die Veranstaltungen werden durchgeführt in Zusammenarbeit mit dem
Marienhospital Darmstadt

Veranstaltungsort: Marienhospital Darmstadt
Martinspfad 72
64285 Darmstadt

Uhrzeit: jew. 19:00 Uhr bis 20:30 Uhr

Auskünfte und Informationsmaterial zu den o. g. Kursen können ko-
stenlos angefordert werden:

Carl-Oelemann-Schule, Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim
E-mail: verwaltung.cos@laekh.de

Ansprechpartner: Frau Ahlborn, Frau Keller 
Tel. 06032/782 -184 oder 782-185

Telefonsprechzeiten: Mo. – Fr. 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 
Mo. – Do. 13:00 bis 15:30 Uhr

Änderungen vorbehalten!
Stand Dezember 2003

Michael Oelmüller
Rechtsanwalt

Tätigkeitsschwerpunkte
Arztrechte
Vertragsarztrecht
Krankenhausrecht

Steubenstr. 11A,
65189 Wiesbaden
Telefon 0611/4 68 97 41
Telefon 0611/4 68 97 42
E-Mail: ra-oelmueller@t-online.de
www.raoelmueller.de

� Kooperationen
� Praxisabgabe
� Praxisnetze 
� Abrechnung
� Kürzungen/Regresse
� Zulassungsrecht
� Berufsrecht
� Chefarztrecht
� Arbeitsrecht

Fordern Sie meine Kanzlei-
broschüre und eine 
Übersicht über meine 
Seminarangebote an!

Anzeige 

Anzeige 

Fortbildungsveranstaltung zum Thema:

PRAXISGEBÜHREN
Liebe Arzthelferinnen und Arzthelfer, 

die Carl-Oelemann-Schule wird eine Fortbildung zum The-
ma „Praxisgebühr“ anbieten, deren Termin abhängig vom
Gesetzgebungsverfahren ggf. kurzfristig veröffentlicht wer-
den wird.

Sollten Sie bereits jetzt Interesse an dieser Fortbildung ha-
ben (ca. 3 Std. an einem Freitag ab 15:00 Uhr, Fortbil-
dungszentrum Bad Nauheim), lassen Sie sich bitte unver-
bindlich bei der Carl-Oelemann-Schule vormerken. 

Bad Nauheim, im Dezember 2003 

Ihre Carl-Oelemann-Schule
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Bücher

Thomas Flöter, Manfred Zimmermann (Hrsg.):
Der multimorbide Schmerzpatient. X + 74 Sei-
ten. Georg Thieme Verlag Stuttgart. 2003. ISBN
3-13-133071-6. e 39,95.
„Erste und vornehme Aufgabe des Arztes ist es,
Leiden zu lindern. Es scheint jedoch, als ob diese
Aufgabe in Vergessenheit geraten ist, seit es mög-
lich ist, einige Krankheiten zu heilen.“(s.o., S.53)
Dieses Zitat von Dietrich Jungck mag beschrei-
bend für diese engagiert geschriebene Über-
sicht über augenblickliche Möglichkeiten der Be-
handlung chronischer Schmerzen in Deutschland
gelesen werden. Sie ist jedoch beileibe keine ver-
bitterte Abrechnung mit wohlbekannten Mißstän-
den, sondern eine ausgesprochen lesenswerte Zu-
sammenstellung verschiedenster Kapitel.
Die Autoren, namentlich, neben den Herausge-
bern, Oliver Emrich (Ludwigshafen), Winfried
Häuser (Saarbrücken) und Dietrich Jungck
(Hamburg), vermitteln einen Überblick über
Problematiken wie eben den multimorbiden
Schmerzpatienten, Schmerz und Depression im
Alter, integrierte Versorgung von chronisch
Schmerzkranken und Chronifizierung. Ein gan-
zes Kapitel beschäftigt sich mit der ärztlichen
Abrechnung in der Schmerztherapie.
In aller Deutlichkeit werden die strukturellen und
finanziellen Möglichkeiten und Realitäten erörtert.
Sie werden in Kontext gesetzt zu dem, was zu for-
dern ist, um sowohl präventiv als auch in der Be-
handlung das menschliche Leid und die enormen
Folgekosten der chronifizierten Schmerzkrankheit
zu reduzieren. In aller Deutlichkeit legen die Au-
toren dar, welch hohes Einsparpotential in einer
guten schmerztherapeutischen Versorgung der
Bevölkerung liegen könnte.
Ein weiteres zentrales Thema ist der Einsatz von
Antidepressiva in der Schmerztherapie, insbe-
sonders der Trizyklika. Ohne die zentralen Me-
dikamente des WHO-Stufenschemas in Frage
zu stellen, brechen sie einen Stab für die Wich-
tigkeit der oft vergessenen Komedikation.

Aber auch als Analgetikum der ersten Wahl an-
zusehen seien Trizyklika, allen voran Clomipra-
min, bei beispielsweise der diabetischen Poly-
neuropathie, Phantomschmerz oder Span-
nungskopfschmerzen.

Dieser oft verwirrende Bereich der Pharmakolo-
gie wird übersichtlich dargestellt, sodaß alleine
die beiden betreffenden Kapitel das Buch loh-
nenswert machen würde wenn die Preisgestal-
tung etwas moderater wäre.

Hier wie auch sonst ist eine gewissenhafte Lite-
raturliste Grundlage für die Vertiefung einzelner
Bereiche. Weiterhin zeichnet sich das Buch
durch anschauliche Fallbeispiele aus.

Letztlich ist der Titel des Buches weniger als Hin-
weis auf eine Anleitung zur Behandlung eben-
solcher Patienten zu verstehen, sondern exem-
plarisch für die fordernden Realitäten der spe-
ziellen Schmerztherapie. Die sich hieraus erge-
benden fachlichen Anforderungen an die be-
handelnden Ärzte werden dargelegt.

Es ist empfehlenswert für Kolleginnen und Kolle-
gen, die bisher keinen Zugang zu der Thematik
und Problematik der speziellen Schmerzthera-
pie hatten, und ein entsprechendes Kompen-
dium suchen.

Aber auch für alle, die sich bereits eingehender
damit befassen, liefert „Der multimorbide
Schmerzpatient“ einen guten Abriß über aktuel-
le Diskussionen.

Und nicht zuletzt bietet dieses Buch für Vertreter
der Kostenträger eine schlüssige Darstellung
der ökonomischen Aspekte, in der Hoffnung,
daß es möglich sein könnte, Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die Resignation wie in einem
Zitat eines verantwortlichen Kollegen aus dem
stationären Bereich weniger verständlich sein
lassen würden: “...von niemandem kann erwar-
tet werden, seine Stellung durch die Konzentra-
tion auf einen ökonomisch defizitären Bereich
zu gefährden...“ (s.o., S.49).

Lothar D. Hebel, Hanau

Theda Borde, Matthias David (Hrsg.): Gut ver-
sorgt? Migrantinnen und Migranten im
Gesundheits- und Sozialwesen. Mabuse-Ver-
lag Frankfurt am Main. 2003. ISBN 3-935964-
24-2, Euro 23,90.
In der Bundesrepublik leben mehr als acht Mil-
lionen Menschen mit fremder Staatsange-
hörigkeit. Davon sind – nach unterschiedlichen
Einschätzungen bis zu 500.000 Menschen – il-
legal, d.h. ohne Aufenthaltsgenehmigung hier.
Mit der gesundheitlichen Versorgung von Mi-
grantinnen und Migranten beschäftigte sich
eine Tagung, die am Berliner Virchow Klinikum
durchgeführt wurde. Es war bereits die dritte
Veranstaltung zu diesem Thema. Welche Orte
der Gesundheitsförderung, der Beratung, Be-
handlung und auch Rehabilitation gibt es, an
denen Migrantinnen und Migranten behandelt
und akzeptiert werden können und sich nicht
nur - und dies ist ein großes Problem - im
sprachlichen Sinne verstanden fühlen?
Im Grundgesetz aber auch in der Berufsord-
nung steht, daß nationale Herkunft, Religion,
Hautfarbe, Geschlecht bei Art und Qualität
medizinischer Versorgung keine Rolle spielen
dürfen. Jedoch ist die Realität nicht immer de-
mentsprechend. Beispielhaft ist die Beschrei-
bung der Probleme bei der Betreuung türkischer
Patienten mit einer Zuckererkrankung. Andere
Beispiele und konkrete Betreuungsprobleme
werden eindringlich geschildert. Die Forderun-
gen sind klar:
– Die Aus- und Weiterbildung des Fachperson-

als muß migrationsspezifische Aspekte bein-
halten, die nicht zu einer weiteren Eth-
nisierung beitragen, sondern auf Akzeptanz
von Unterschieden und Vielfalt ausgerichtet
sind und die Beachtung unterschiedlicher
sozialer Lagen mit einschließen.

– Interkulturelle Teams sollten auf den unter-
schiedlichen Ebenen unseres Gesundheitssys-
tems gebildet werden.

– Es sind effektive Dolmetschersysteme zu ent-
wickeln, um eine der wichtigen Barrieren,
das gegenseitige Nicht- und Mißverstehen zu
mildern.

– Die Verbindung zwischen dem Gesundheits-
und dem Sozialbereich sollte gestärkt wer-
den.

Die Tagung der Klinik für Frauenheilkunde und
Geburtshilfe stellte Möglichkeiten, Chancen,
aber auch Defizite der jetzigen Versorgung für
Migrantinnen und Migranten dar. Das Buch
leistet einen Beitrag zur Vertiefung des Themas
und zeigt Verbesserungsmöglichkeiten auf.

Dr. med. Siegmund M. Drexler

Venenerkrankungen und ihre Therapie. Ein In-
formations-Handbuch. 2003. Das Handbuch ist
für 1,44 Euro Rückporto zu bestellen bei der Eu-
rocom, Geschäftsstelle, Postfach 10 05 08,
52305 Düren.
Venenerkrankungen sind in der Ärzteschaft
nicht populär, dafür sehr sehr häufig. 17
Prozent der Bevölkerung hat ein behandlungs-
bedürftiges Venenleiden. Eine tragende Säule
der Therapie ist die Kompressionstherapie,
deren Qualität sich in den letzten Jahren
dramatisch gesteigert hat. Geblieben ist die
Abneigung der Patienten gegen diese Thera-
pieform und das Desinteresse eines großen
Teils der Ärzteschaft. Die Eurocom - ein
Zusammenschluß der führenden europäischen
Kompressionsstrumpfhersteller hat es sich zum
Ziel gesetzt, in diesem Büchlein durch sach-
liche und gute Informationen das Thema Ve-
nenleiden wieder mehr in den Vordergrund zu
stellen.
Dieses Büchlein – der Titel Handbuch ist viel-
leicht etwas unglücklich – berücksichtigt
sämtliche Leitlinien der wissenschaftlichen
Fachgesellschaft und liefert in prägnanter
Form die beratungsrelevanten Informationen
über Venenleiden für den Arzt.
Besonders empfehlenswert ist es aber für Ihr
Assistenzpersonal. Erhöhen Sie doch die Be-
ratungskompetenz an Ihrer Anmeldung und
machen Sie das Büchlein zur Pflichtlektüre für
Ihr Personal. Ihre Sprechstundenhilfen sollten
mindestens das Wissen haben, wie die Mitar-
beiter des Sanitätshauses in Ihrer Nach-
barschaft. Auch dort wird leider schon vier-
lerorts Beratung bis hin zur Diagnostik (!)
angeboten, die allein in die Hand des Arztes
gehört. Diesem Trend müssen wir als Ärzte
konsequent entgegenwirken. Bücher wie
dieses können uns dabei helfen.
Auch Ihr informationshungriger, im Internet
surfender Patient kann hier die relevanten In-
formationen verständlich nachlesen.
Sie allein, liebe Kollegen, entscheiden, ob
das Ziel, das sich die Verfasser gesetzt
haben, erreicht wird. Ich würde es mir wün-
schen und empfehle das Buch zur weiten
Verbreitung in unserer gesundheitspoliti-
schen Landschaft.

Professor Dr. med. W. Vanscheidt, Freiburg
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Carl-Oelemann-Schule (mit Internat)
www.laekh.de, E-Mail: Verwaltung.COS@laekh.de

Auskünfte und Inormationsmaterial zu den o.g. Kursen können kostenlos angefordert werden:
Carl-Oelemann-Schule, Ansprechpartner: Frau Ahlborn, Frau Jablotschkin, Tel.: (0 60 32) 782-180

Telefonsprechzeiten: Mo.-Fr. 08.30 bis 12.00 Uhr und Mo.-Do. 13.00 bis 15.30 Uhr

Stand: November 2003    Änderungen vorbehalten
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Einladung zu einer Sondersitzung 
der Abgeordnetenversammlung 

der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen
Sehr geehrte Frau Kollegin,
sehr geehrter Herr Kollege,
sehr geehrte Damen und Herren,

im Auftrag des Vorstandes der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen
erlaube ich mir, zum

28. Februar 2004, 10.00 Uhr s.t.

in das Verwaltungsgebäude der KVH-Landesstelle, 
Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frankfurt, Dr. O. P. Schaefer Saal 
(1. OG)

zu einer Sondersitzung der Abgeordnetenversammlung einzuladen.

Vorläufige Tagesordnung:

Eröffnung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

1. BERICHT DES VORSITZENDEN
2. NICHT ERLEDIGTE TAGESORDNUNGSPUNKTE AUS DER 

VORANGEGANGENEN SITZUNG AM 29.11.2003
3. SATZUNG DER KV HESSEN
4. GRUNDSÄTZE DER ERWEITERTEN HONORARVERTEILUNG
5. VERSCHIEDENES

Eine Änderung der Tagesordnung bleibt vorbehalten.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. C.-J. Stoecker
Sprecher der Abgeordnetenversammlung

Termine Moderatorentraining 2004

Datum Trainer Ort/KV-Bzst.

17./18. Januar Professor Haid Frankfurt

28./29. Februar Dr. Boessmann Wiesbaden

12./13. März Dr. Peseschkain Frankfurt

20./21. März Dr. Boessmann Wiesbaden

19./20. Juni Professor Haid Gießen

Ausschl. Telefonische Anmeldung ab 15. Dezember 2003
Tanja Schneider, Tel: 069-79502-519

Liebe Leser,

aufgrund erheblich gestiegener Kosten kommen wir nicht
umhin, den Abonnementspreis um 1,80e anzuheben.
Das Hessische Ärzteblatt kostet im Abonnement 95,40e
jährlich ab Januar 2004. Wir bitten um Ihr Verständnis.

Ihr Kirchheim-Verlag

Der von der Delegiertenversammlung am 22.11.2003
beschlossene Haushaltsplan 2004 (mit Anlagen) liegt
gemäß § 1 Abs. 15 der Haushalts- und Kassenordnung
vom 03.12.2003 (HÄBL 1/2004, Seite 49-50) in der
Zeit vom 09.02.2004 bis 20.02.2004 im Verwaltungs-
gebäude in Frankfurt am Main, Im Vogelsgesang 3, Zim-
mer des Kaufmännischen Geschäftsführers, während der
allgemeinen Dienststunden (montags bis donnerstags
von 9:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 15:30 und frei-
tags von 9:00 bis 12:00 Uhr) für alle Kammermitglieder
zur Einsichtnahme aus.

Frankfurt (Main), den 03.12.2003

Dr. Möhrle
Präsident

Haushaltsplan 2004

Dr.-Volker-Helbig-Preis 

für Epilepsieforschung 2004

Der Preis wird zur Förderung der Epilepsieforschung ge-
stiftet und ist mit Euro 1.200,- dotiert. Er wird jährlich im
Mai anläßlich der Marburger Neurologentagung durch
das Interdisziplinäre Epilepsie-Zentrum Marburg (EZM)
verliehen. Die Bewerber sollten bis zu 35 Jahre alt sein
und die folgenden Unterlagen bis zum 31. März 2004 in
5facher Ausfertigung an Prof. Dr. F. Rosenow, Klinik für
Neurologie, Philipps-Universität, 35033 Marburg sen-
den: Lebenslauf, Publikationsliste, ein eingereichtes Ma-
nuskript oder in 2003/2004 publizierte innovative epi-
leptologische Publikationen.
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Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Gießen, Eichgärtenallee 6-8, 35394 Gießen zu
senden.

Planungsbereich Kassel-Stadt
Kassel HNO-Ärztin/HNO-Arzt
Kassel HNO-Ärztin/HNO-Arzt

Planungsbereich Werra-Meißner-Kreis
Eschwege Internistin/Internist -hausärztlich-

oder
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Kassel, Pfannkuchstraße 1, 34121 Kassel zu sen-
den.

Planungsbereich Limburg-Weilburg
Limburg Fachärztin/Facharzt für 

Radiologie
Limburg Fachärztin/Facharzt für 

Augenheilkunde

Planungsbereich Hochtaunuskreis
Usingen Psychologische Psychotherapeutin/

Psychologischer Psychotherapeut
Usingen Fachärztin/Facharzt für

Augenheilkunde

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Limburg, Adelheidstraße 7, 65549 Limburg zu
senden.

Planungsbereich Waldeck-Frankenberg
Frankenberg Fachärztin/Facharzt für

Augenheilkunde

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Marburg, Raiffeisenstraße 6, 35043 Marburg zu
senden.

Planungsbereich Wiesbaden
Wiesbaden Frauenärztin/Frauenarzt
Wiesbaden Psychologische Psychotherapeutin/

Psychologischer Psychotherapeut

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Straße 36, 65189
Wiesbaden, zu senden.

Folgende Vertragsarztsitze werden nach § 103 Abs. 4 SGB V zur Beset-
zung ausgeschrieben. Die Zulassung des Vertragsarztes/der Vertrags-
ärztin endet und soll durch einen Praxisnachfolger fortgeführt werden:

Planungsbereich Darmstadt-Stadt
Darmstadt Orthopädin/Orthopäde

(Gemeinschaftspraxisanteil)

Planungsbereich Bergstraße
Lorsch Kinderärztin/Kinderarzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Darmstadt, Wilhelminenplatz 7, 64283 Darmstadt
zu senden.

Planungsbereich Frankfurt/M.-Stadt
Frankfurt/M.-Niederrad Allgemeinärztin/Allgemeinarzt  oder

Internistin/Internist -hausärztlich-
Frankfurt/M.-Bornheim Anästhesistin/Anästhesist
Frankfurt/M.-Innenstadt HNO-Ärztin/HNO-Arzt
Frankfurt/M.-Bornheim Orthopädin/Orthopäde
Frankfurt/M.-Westend Ärztin/Arzt für Psycho-

therapeutische Medizin
Frankfurt/M.-Bockenheim Ärztin/Arzt für Psycho-

therapeutische Medizin
Frankfurt/M.-Eschersheim Psychologische Psychotherapeutin/

Psychologischer Psychotherapeut

Planungsbereich Main-Taunus-Kreis
Hochheim Kinder- und Jugendärztin/

Kinder- und Jugendarzt
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Hofheim Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
oder
Internistin/Internist -hausärztlich-

Kelkheim Allgemeinärztin/Allgemeinarzt
oder
Internistin/Internist -hausärztlich-

Planungsbereich Hoch-Taunus-Kreis
Bad Homburg v.d.H. Anästhesistin/Anästhesist
Königstein Ärztin/Arzt für Psycho-

therapeutische Medizin
Steinbach Internistin/Internist -hausärztlich-

oder
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Planungsbereich Offenbach/M.-Stadt
Offenbach/M.-Innenstadt Internistin/Internist -hausärztlich-

oder
Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

Offenbach/M.-Innenstadt Radiologin/Radiologe
(Gemeinschaftspraxisanteil)

Planungsbereich Offenbach/M.-Land
Seligenstadt HNO-Ärztin/HNO-Arzt

Planungsbereich Main-Kinzig-Kreis
Hanau/M.-Innenstadt Allgemeinärztin/Allgemeinarzt

oder
Internistin/Internist -hausärztlich-

Hanau/M.-Innenstadt Augenärztin/Augenarzt
Hanau/M.-Innenstadt HNO-Ärztin/HNO-Arzt

(Gemeinschaftspraxisanteil)
Nidderau-Windecken Psychotherapeutisch tätige/r

Ärztin/Arzt

Bewerbungen bitten wir binnen eines Monats nach Erscheinen dieser Aus-
gabe des Hessischen Ärzteblattes an die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen, Bezirksstelle Frankfurt, Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frank-
furt zu senden.

Planungsbereich Lahn-Dill-Kreis
Wetzlar prakt. Ärztin/prakt. Arzt

Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin

Planungsbereich Vogelsbergkreis
Alsfeld Internistin/Internist -fachärztlich-

Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen, 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts - Landesstelle -

vermittelt für ihre Mitglieder

Praxisvertreter/-innen
für Praxisvertretungen im Land Hessen.

Ärzte, die einen Vertreter benötigen und Ärzte, die selbst eine Ver-
tretung übernehmen möchten, werden gebeten, sich an die 

Kassenärztliche Vereinigung Hessen -Landesstelle- 
Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frankfurt/M., 
Telefon 069/716798-29 zu wenden.

Der Arzt, der sich in seiner Praxis vertreten läßt, hat sich nach § 20 Be-
rufsordnung der Ärzte in Hessen zu vergewissern, daß der Vertreter die
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Vertretung erfüllt.
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